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LIEBE LESER*INNEN,
vor 35 Jahren, im Juni 1982, zogen zum ersten Mal GRÜNE 
Abgeordnete in die Bezirksversammlung Hamburg-Nord ein. 
Seit 35 Jahren gestalten wir GRÜNE nun schon verantwort-
lich den schönsten Hamburger Bezirk mit.  

Als wir uns vor 5 Jahren zum ersten Mal aufmachten, unse-
re politische Arbeit der letzten 30 Jahre zu dokumentieren, 
hatte die damals veröffentlichte Broschüre einen Umfang 
von 68 Seiten. Die Ihnen mit diesem Heft vorliegende Fort-
setzung der Dokumentation unserer Arbeit hat einen etwas 
größeren Umfang - wohlgemerkt nur für die letzten fünf 
Jahre! Das zeigt, mit welch hohem Engagement meine Frak-
tion in den letzten Jahren Politik in und für Hamburg-Nord 
gemacht hat.
Diese Broschüre ist sicherlich nicht nur für uns politisch na-
hestehende Personen interessant. Hier wird auch ein Stück 
weit die Geschichte unseres gesamten Bezirks festgehalten.
Bei den letzten Bezirkswahlen 2014 erzielten wir mit 21,1 
Prozent ein sehr gutes Ergebnis. 11 Abgeordnete setzen 
jetzt GRÜNE Politik in der Bezirksversammlung um. Waren 
wir zuvor in der Opposition im Bezirk, gestalten wir seit 
Mai 2014 nun gemeinsam mit der SPD die Geschicke in 
Hamburg-Nord. Unser Fokus liegt dabei natürlich auf der 
sozial-ökologischen Erneuerung unseres Bezirks. Wir wer-
ben für den Umstieg vom Auto auf den Umweltverbund 
(ÖPNV, Radverkehr, Fußverkehr). Mit den Fahrradstraßen an 
der Alster und vor allem am Leinpfad werden langjährige 
GRÜNE Forderungen endlich umgesetzt. Wir entwickeln 
die Quartiere nachhaltig weiter und wir fördern vor allem 
Sportvereine und Kulturschaffende. Diese sind integrative 
wie kreative Stützen unserer Gesellschaft! Die Schaffung 
eines Fonds für interkulturelle Kulturprojekte sowie eines 
Fonds für Sportprojekte mit Geflüchteten konnten wir nur 
umsetzen, weil wir uns mit der SPD auf eine Koalition ver-
ständigt haben.
Wir haben in den vergangenen Jahren aber auch lernen dür-
fen, dass es nicht reicht, in der Bezirksversammlung  eine 
Mehrheit zu haben, um wirklich etwas zu verändern. Wir 
müssen nicht nur die Bürger*innen von Maßnahmen über-
zeugen, auch die Verwaltung müssen wir vereinzelt in ih-
rem alltäglichen Handeln motivieren, neue Wege zu gehen. 
Wir müssen Senatsbehörden überzeugen, dass Fragen zur 
Lösung verkehrlicher Probleme nicht nur aus dem Blick-

winkel des Wirtschaftsverkehrs zu beantworten sind. Und 
wir müssen auch an der einen oder anderen Stelle schlicht 
feststellen, dass manches wünschenswert, aber leider nicht 
finanzier- oder durchsetzbar ist.
Trotz dieser Rahmenbedingungen und der begrenzten Kom-
petenzen der Bezirksversammlungen ist es uns immer wie-
der gelungen, auch stadtweite Debatten anzustoßen: Sei es 
um die nicht mehr verantwortbare Ehrung des Steigbügel-
halters Hitlers, Paul von Hindenburg, sei es um Tempo 30 
oder um die Lärm- und Luftbelastung in unserer Stadt. Und 
so kann ich versprechen, dass wir auch in den kommenden 
Jahren mit großer Tatkraft und Leidenschaft, aber auch mit 
dem notwendigen Augenmaß  für eine sozial-ökologische 
Reformpolitik streiten werden.
Ein ganz besonderer Dank gilt an dieser Stelle all jenen 
Menschen, die ehrenamtlich für uns GRÜNE in der Bezirks-
versammlung oder ihren Ausschüssen Politik machen oder 
gemacht haben. Gerade GRÜNE Politik lebt von diesem eh-
renamtlichen Engagement.
Gerne ermuntere ich Sie,  mit uns Kontakt aufzunehmen, 
wenn Sie Fragen, Wünsche oder Anregungen haben. Wir 
freuen uns immer über anregende Gespräche und neue 
Ideen.
Wir wollen auch die nächsten 35 Jahre Hamburg-Nord sozial 
und ökologisch voranbringen und freuen uns dabei auf Ihre 
Unterstützung!

Herzlichst
Ihr
Michael Werner-Boelz 
Fraktionsvorsitzender

VORWORT



Bereits seit 1982 streitet unsere Bezirksfraktion 
für einen grünen und lebenswerten Norden in 
Hamburg. Der engagierte Einsatz für Mensch und 
Natur in der Bezirksversammlung währt damit 
bereits 35 Jahre. Ein stolzes Fraktionsjubiläum zu 
dem ich herzlich gratuliere! 

Nicht unüblich für eine grüne Lebensgeschichte, 
der Blick auf die letzten Jahre ist bewegt. Denn si-
cherlich waren die ersten grün-alternativen Jahre 
politisch rasant. Einige Umweltskandale im Bezirk 
zeigten dabei früh, dass es eine starke grüne Frak-
tion braucht. Über die Jahre hinweg hat die Frak-
tion dann zentrale politische Themen bewegt. Sie 
alle haben gezeigt: Politik ist für den Menschen da. 
Von einer modernen Verkehrspolitik, der Förderung 
des Breitensports oder der Stadtteilkultur bis hin 
zum wichtigen Erhalt von Grünanlagen und Stra-
ßenbäumen. Auf GRÜN kommt es an.
Der jahrelange und beharrliche Einsatz wird von 
den Wählerinnen und Wählern im Bezirk hoch 
geschätzt. Aktuell steht die Fraktion mit einem 
Wahlergebnis von 21,1% in der Bezirksversamm-
lung sehr gut da. Und in diesem Sinne wünsche 
ich den aktiven in und um die GRÜNE Bezirksfrak-
tion Hamburg-Nord bei der Gestaltung und Ent-
wicklung ihres Bezirkes weiterhin viel Erfolg und 
Motivation.

GLÜCKWUNSCH  
ZU 35 JAHREN  
FRISCHER IDEEN MIT DER GRÜNEN  
BEZIRKSFRAKTION HAMBURG-NORD

Eure  
Katharina Fegebank
Zweite Bürgermeisterin der Freien  
und Hansestadt Hamburg
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ENGAGEMENT VOR ORT

WAHL 2014: 
MEHR GRÜN 
FÜR HIER

„Wir GRÜNE stehen auch nach der Wahl für drei Din-
ge: den Einsatz für eine bessere Einbindung der Bür-
gerinnen und Bürger in bezirkliche Entscheidungen, ein 
Vorantreiben des dringend notwendigen Wohnungs-
baus auch für Menschen mit geringerem Einkommen 
und nicht zuletzt für die Förderung der Vielfalt – sowohl 
gesellschaftlich als auch ökologisch“, benennt Michael 
Werner-Boelz, Fraktionsvorsitzender der GRÜNEN in 
Hamburg-Nord, die Ziele der GRÜNEN Fraktion für die 
anstehende Wahlperiode.
Am 25. Mai 2014 wird die Wahl zur Bezirksversammlung 
erstmals gemeinsam mit den Wahlen zum Europäischen 
Parlament abgehalten. Die Legislatur dauert jetzt fünf 

statt wie bisher vier Jahre. Mit einem dezidierten Punkte-
plan gehen die GRÜNEN an den Start. 
„Unser Wahlprogramm für den Bezirk Nord ist nicht am 
Reißbrett oder in irgendwelchen Hinterzimmern entstan-
den“, erläuterte Katharina Fegebank, Landesvorsitzende 
der Hamburger GRÜNEN im Vorfeld der Wahl. Vielmehr 
seien Bürger*innen ebenso wie Expert*innen wie der 
ADFC, Sportvereine, Architekt*innen und Stadtteilbüros 
im Rahmen dreier Foren einbezogen worden. Die Ergeb-
nisse wurden in einer Broschüre von 36 Seiten festgehal-
ten. Die großen Themenschwerpunkte: Stadtentwicklung 
und Wohnungsbau, Verkehrspolitik, Lebensqualität in den 
Quartieren sowie Bürgerbeteiligung.



DAS HABEN SICH DIE GRÜNEN FÜR DIE  
LEGISLATUR 2014-2019 VORGENOMMEN:
In der bisher letzten Wahl zur Bezirksversammlung im Mai 
2014 haben sich die GRÜNEN als diejenige Partei positio-
niert, die sich für lebenswerte Quartiere einsetzt: Sie wollen 
nicht nur die Voraussetzungen für bezahlbaren Wohnraum 
schaffen, sondern auch nachhaltige Bauweisen und zu-
kunftsfähige Wohnkonzepte unterstützen.
Dazu zählt der Erlass von Vorkaufssatzungen, die der Stadt 
ein Vorkaufsrecht sichern und damit Bodenspekulation 
verhindern sollen. Die GRÜNEN betonten, dass bei allen 
Bauvorhaben eine gute Einbeziehung der Bürger*innen 
gewährleistet werden müsse. Dazu sollen gemeinsam mit 
Initiativen, Vereinen und Verbände, Quartiersbeiräten, Ver-
waltung und Politik sowie interessierten Bürger*innen 
„Leitlinien der guten Bürgerbeteiligung“ erarbeitet werden. 
Bestandteil der Stadtplanung sollen Grün- und Freiflächen 
sein: Perspektivisch sollen alle Bürger*innen innerhalb kur-
zer Zeit fußläufig eine öffentliche Grünanlage erreichen 
können.
Weitere Schwerpunkte GRÜNER Politik sind die Förderung 
des Rad- und Fußverkehrs sowie eine Rückeroberung des 
öffentlichen Raumes durch die Bürger*innen. Gute Bus- und 
Bahnverbindungen sowie barrierefreie Wege sollen Mobili-
tät für alle ermöglichen. Die GRÜNEN wollen das Umsteigen 

vom Auto auf den ÖPNV, das Fahrrad oder das Zu-Fuß-Gehen 
fördern. Der Stadtraum soll gerechter verteilt werden.
Außerdem sollen der Zusammenhalt und die Vielfalt in 
den Quartieren gestärkt werden. Die GRÜNEN forderten 
hier unter anderem einen bezirklichen Sonderfonds für in-
terkulturelle Projekte in den Stadtteilen und eine „Woche 
der Vielfalt“. Auch die Beteiligung von Migrant*innen soll 
ausgebaut und verbessert werden. Im Hinblick auf gerechte 
Bildungschancen setzen sich die GRÜNEN für den Ausbau 
der Kitas, ganztägiges Lernen an Schulen, eine bessere Um-
setzung von Inklusion und die stärkere Unterstützung von 
Stadtteilschulen ein. Die Kinder- und Jugendarbeit vor Ort 
und soziale Einrichtungen sollen besser gefördert werden.
Darüber hinaus wollen die GRÜNEN erreichen, dass Men-
schen, die nach Hamburg geflohen sind, menschenwürdig 
untergebracht werden.
Bei allen Vorhaben schauen die GRÜNEN über den eigenen 
Tellerrand. Sie wissen: Wer die hohe Lebensqualität in Ham-
burg-Nord sichern will, der muss mit Ressourcen schonend 
umgehen, eine faire und nachhaltige Wirtschaft fördern und 
öffentliche Einrichtungen, Stadt, Natur und Infrastruktur ge-
recht verteilen – im Bezirk, in Hamburg, in Deutschland, in 
Europa und weltweit.

Warben 2014 für den Eppendorfer Strand (v.l.n.r.):  
Dr. Toni Hofreiter (Vorsitzender GRÜNE Bundestagsfraktion), Katharina 
Fegebank (damals GRÜNE Bürgerschaftsabgeordnete), Carmen  
Wilckens und Michael Werner-Boelz (Stellvertretende Vorsitzende 
bzw. Vorsitzender GRÜNE Bezirksfraktion)

Wahlparty im 
GRÜNEN Büro in 

Winterhude

Die neugewählte 
Fraktion am  
Wahlabend
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Cover des Bezirks- 
Wahlprogramms 2014

MEHR

 GRÜN
FÜR HAMBURG-NORD.

 Wahl zur Bezirksversammlung 2014

MEHR GRÜN FÜR HIER.
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WAHLKAMPF ZUR WAHL 2014
Im Hinblick auf die bevorstehenden Wahlen zur Bezirksver-
sammlung debattierte der Fraktionsvorsitzende der GRÜ-
NEN, Michael Werner-Boelz, mit Expert*innen über Schwer-
punktthemen aus dem GRÜNEN Wahlprogramm für die 
kommende Legislatur. Zum Thema „Verkehr“ beispielsweise 
sind Interessierte im November 2013 in die Alte Küche am 
Alsterdorfer Markt eingeladen. Gäste auf dem Podium sind 
Andrea Kupke vom Allgemeinen Deutschen Fahrradclub 

(ADFC), Sonja Tesch vom Fußverkehrsverband FUSS e.V., Ul-
rich Hoffmann von der IG Fuhle und Matthias Quaritsch vom 
Flughafen Hamburg. Im Dezember folgt im Kulturhaus Ep-
pendorf eine Veranstaltung zum Thema „Stadtentwicklung“ 
mit Götz von Grone von der Initiative „Wir sind Eppendorf“, 
Christian Gerbich vom NABU Hamburg, Ulrich Walter von der 
Wichern Bau- und Betreuungsgesellschaft mbH und dem Ar-
chitekten und Stadtplaner Andreas Pfadt.

Diskutierten über Kultur und Sport:  
Michael Werner-Boelz (Vorsitzender GRÜNE 
Bezirksfraktion), Anke Amsink (Kulturpunkt im 
Bambek°Basch), Wolf Wieters (Kommunalverein 
Groß Borstel), Katharina Fegebank (damals  
GRÜNE Bürgerschaftsabgeordnete), Jürgen 
Fiedler (Stadtteilbüro Dulsberg), Frank Montag 
(USC Paloma).

Diskutierten über Stadtentwicklung:  
Dr. Andreas Pfadt (Architekt und Stadtplaner), 
Ulrich Walter (Wichern Bau- und Betreuungs-
Gesellschaft), Martin Bill (GRÜNER Bürger-
schaftsabgeordneter).

Alexandra Blöcker (2. v.l., Bezirksabgeordnete 
2014-2015) diskutierte mit Schüler*innen und 
Vertreter*innen anderer Parteien bei einer 
Veranstaltung am Gymnasium Eppendorf.



WAHLERGEBNIS

„Die Gewinner sind die Grünen mit Spitzenkandidatin Car-
men Wilckens, die ihren Stimmanteil um 4,6 Prozentpunkte 
auf 21,1 Prozent steigern konnte“, berichtete das Hambur-
ger Abendblatt am 27. Mai 2014. Das Wochenblatt ließ die 
Spitzenkandidat*innen zu Wort kommen.

GRÜNE ERGEBNISSE STADTTEIL IN %
Alsterdorf 20,0 Hoheluft-Ost 27,1
Barmbek-Nord 22,8 Hohenfelde 22,7
Barmbek-Süd 23,3 Langenhorn 14,4
Dulsberg 19,1 Ohlsdorf 23,1
Eppendorf 25,6 Uhlenhorst 21,2
Fuhlsbüttel 17,7 Winterhude 25,2
Groß Borstel 22,1

Bezirk gesamt 21,1 

* Mandatsniederlegung aufgrund der Regierungsbildung 2015

LEGISLATUR 21
Wahldatum 25.05.14, Ergebnis: 21,1%, Sitze: 11 von 51

Yvonne Behla (bis 2015)  
Sabine Bill (bis 2015)

Alexandra Blöcker (bis 2015)*
Sina Imhof
Jessica Kratt (bis 2016)
Christoph Reiffert
Michael Schilf
Thorsten Schmidt
Ulrike Sparr (bis 2015)*
Michael Werner-Boelz
Carmen Wilckens
Nachrücker*innen:
René Gögge (2015)*

Ingo Hemesath (ab 2015)

Timo B. Kranz (ab 2015)
Dr. Anıl Kaputanoğlu (ab 2015)
Carmen Möller (ab 2015)
Tanja Schmedt auf der Günne  (ab 2016)
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NACH DER WAHL
Die neue GRÜNE Fraktion der 21. Legislaturperiode trat erst-
mals am 19. Juni 2014 zusammen. Nunmehr elf Abgeordne-
te, sieben Frauen und vier Männer, gestalten jetzt GRÜNE 
Politik im Bezirksparlament. Das sind zwei Vertreter*innen 
mehr als in der vorangegangenen Amtszeit.

Michael Werner-Boelz wurde von den Fraktionsmitglie-
dern als Vorsitzender ebenso bestätigt wie Carmen Wil-
ckens als stellvertretende Fraktionsvorsitzende. Alexandra 
Blöcker wählte die Fraktion ebenfalls zur stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden. Ulrike Sparr wurde als stellvertre-
tende Vorsitzende der Bezirksversammlung Hamburg-
Nord nominiert und komplettierte nach ihrer Wahl den  
Fraktionsvorstand.

Die SPD bot Koalitionsverhandlungen an. „Wir schau-
en diesen selbstbewusst entgegen. Für uns wird es darauf 
ankommen, im Bezirk GRÜNE Akzente zu setzen, indem die 
künftige Bezirkspolitik transparenter, umweltfreundlicher 
und sozialer wird“, so der GRÜNE Fraktionsvorsitzende.

„Koalitionsverhandlungen abgeschlossen!“, verkündeten die 
GRÜNEN dann im Oktober 2014. Die vereinbarten Grundlagen 

und Ziele wurden in einem 28-seitigen Papier festgehalten.
Die Schwerpunkte der politischen Arbeit von SPD und 

GRÜNEN im Bezirk Hamburg-Nord in den Jahren 2014-2019 
sollten unter Einbezie-
hung der Bürger*innen 
in den Bereichen Woh-
nungsbau, Förderung 
moderner Mobilitäts-
konzepte, Umwelt- und 
Naturschutz sowie in 
der Förderung der ge-
sellschaftlichen Viel-
falt liegen.

Der Koalitionsvertrag ist 
online abrufbar unter  

gruenlink.de/1bv0

Koalitionsvereinbarung

zwischen der

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD)
Unterbezirk Hamburg-Nord

und

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE)
Kreisverband Hamburg-Nord

über die Zusammenarbeit in der
Bezirksversammlung Hamburg-Nord 2014-2019
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DAS PERSONALKARUSSEL DREHT SICH
Infolge der Wahlen zur Hamburgischen Bürgerschaft  
Anfang 2015 kam es zu einigen Veränderungen in der 
Fraktionszusammensetzung der GRÜNEN. Aus der Bezirks-
fraktion Hamburg-Nord schied Ulrike Sparr aus, da sie für 
Katharina Fegebank, die Senatorin und Zweite Bürgermei-
sterin wurde, in die Bürgerschaft nachrückte. Sabine Bill 
und Alexandra Blöcker legten aus beruflichen Gründen 
ihre Mandate nieder. Als Nachrücker nahmen René Gögge, 
Ingo Hemesath und Dr. Anıl Kaputanoğlu ihre Tätigkeit in 

der Fraktion auf. Da René Gögge allerdings schon zwei Wo-
chen später für Dr. Eva Gümbel in die Bürgerschaftsfraktion 
nachrückte, nahm schon bald Timo B. Kranz seinen Sitz in 
der Bezirksversammlung ein. Zur stellvertretenden Frak-
tionsvorsitzenden wurde in der Nachfolge von Alexandra 
Blöcker Sina Imhof gewählt. Im August 2015 rückte Carmen 
Möller für Yvonne Behla nach. Auf Jessica Kratt, die Ham-
burg in Richtung Schleswig-Holstein verließ, folgte im De-
zember 2016 schließlich Tanja Schmedt auf der Günne.

Viele Wege führen in die Lokalpolitik. Eine TV-Sendung brachte 
Timo Kranz dorthin. „Ich habe „Hart, aber fair“ im Fernsehen ge-
guckt und mich wie üblich sehr über die Politiker aufgeregt“, er-
zählt der 35-Jährige.
Und was folgte? Er beschloss, eigene Erfahrung damit zu machen, 
wie Politik funktioniert. Noch am selben Abend schickte er online 
den Aufnahmeantrag für die GRÜNEN ab. „Im Affekt“, schmunzelt 
er rückblickend, „und die GRÜNEN waren mir einfach von allen 
Parteien am nächsten“. Nach 6 Jahren ist er weiterhin dabei – ein 
Beweis dafür, dass er seine spontane Aktion nicht bereut. Im Ge-
genteil: Seit 2014 ist er Abgeordneter der GRÜNEN in der Bezirks-
versammlung Hamburg-Nord. Auch das allerdings eher unerwartet.
Als neues Mitglied folgte er einer Einladung zum „Kennenlern-
Abend“ im GRÜNEN Büro in der Bussestraße in Winterhude, er 
schnupperte in den Kreisverband hinein, nahm aus Interesse an 
den Treffen der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Wirtschaft und 
Finanzen teil und tauschte sich mit anderen GRÜNEN aus. Sei-
nen ersten Schritt in die „angewandte Politik“ machte er im Jahr 
2013 als zugewählter Bürger im Bauausschuss. „Als dann 2014 die 
Wahl zur Bezirksversammlung anstand, wurde ich gefragt, ob ich 
mich als Kandidat aufstellen lassen würde“, berichtet Timo Kranz. 
Er sagte zu. Auf einem der hinteren Listenplätze wäre die Wahr-

scheinlichkeit, in die Bezirksversammlung einzuziehen, ja sowieso 
gering, dachte er sich. So war es dann auch. Als aber neun Monate 
später die Wahlen zur Bürgerschaft stattfanden, rückte ein Teil der 
bisherigen GRÜNEN-Fraktionsmitglieder dorthin auf – und Timo 
Kranz in das Bezirksparlament nach.
„Das hat mein Engagement schlagartig verändert“, berichtet Kranz, 
der mit seiner Frau und den beiden kleinen Kindern in Langenhorn 
lebt. Plötzlich forderte das Ehrenamt größeren zeitlichen Einsatz 
– „ein politischer Termin pro Woche, so lautet unser Agreement zu 
Hause“, erzählt der selbstständige IT-Experte, der mit zwei Studien-
kollegen von der Fachhochschule Wedel ein eigenes Softwareun-
ternehmen gegründet hat und kürzlich ins Plenum der Handels-
kammer gewählt wurde.
Bezirksversammlung, Bauausschuss, Regionalausschuss und Frak-
tionssitzung tagen jeweils einmal im Monat. Er bleibt also zeitlich 
im Limit. Besonders am Herzen liegt ihm die Gestaltung Langen-
horns, das der gebürtige Norderstedter von Kind auf kennt, wo er 
zur Schule gegangen ist und wo er seit 2011 auch lebt. „Langen-
horn ist ein unterschätzter, geerdeter Stadtteil mit guter sozialer 
Mischung und sehr guter Anbindung an die U-Bahn“, erläutert er 
die Vorzüge des hohen Nordens. Vor allem für die Stärkung des Öf-
fentlichen Personennahverkehrs setzt er sich ein, inklusive Einrich-
tung von P+R-Parkplätzen – „die einzig sinnvolle Lösung für unsere 
Verkehrsprobleme“, so Kranz. Den Regionalausschuss versteht er 
als Brücke zu den Bürgerinnen und Bürgern, die hier ihre Anliegen 
einbringen können. „Leider ist es noch nicht ausreichend bekannt, 
dass die Sitzungen öffentlich sind, das höre ich auch im Freundes-
kreis“, erzählt Kranz, der an die Menschen im Stadtteil appelliert, 
sich möglichst frühzeitig an den Diskussionen zu beteiligen.
„Es wäre die Aufgabe der Schulen und der Parteien, ein größeres Be-
wusstsein dafür zu schaffen, dass es diese Möglichkeit gibt“, meint 
der Bezirksabgeordnete. Denjenigen, die sich dafür interessierten, 
was um sie herum passiert, rät er beispielsweise den monatlichen 
Newsletter der GRÜNEN Bezirksfraktion, Blattgrün, zu abonnieren.*
Er selbst hat in den vergangenen Jahren eine Menge dazu gelernt. 
„Ich kann jetzt eher nachvollziehen, warum sich Politiker im Fern-
sehen so ausdrücken. Auf lokaler Ebene gibt es viele Parallelen zur 
großen Bundespolitik“, stellt er fest. Seine Mission, Politik verste-
hen zu wollen, sieht er als erfüllt an. Aufhören will er deshalb aber 
noch lange nicht: „Ich will wieder kandidieren – auf Bezirksebene, 
das ist mein Ding!“

TIMO B. KRANZ:  
PLÖTZLICH  
ABGEORDNETER

*gruene-nord.de/bezirksfraktion/blattgruen
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HFÜR DREI WOCHEN  
ABGEORDNETER
Anfang April 2015 rückte René Gögge, 
der zuvor schon von 2008-2014 Be-
zirksversammlungsmitglied gewesen 
war, für Sabine Bill in die Bezirksfrak-
tion nach. Bereits zwanzig Tage später 
folgte er Dr. Eva Gümbel, die Staatsrä-
tin wurde und daher ihr Mandat nie-
derlegen musste, in die Bürgerschaft 

nach. Die Sitzung der Bezirksver-
sammlung am 10. April blieb somit 
seine erste und letzte in der Legislatur.
In der Geschichte der GRÜNEN Frak-
tion war er damit allerdings nicht der 
am kürzesten amtierende Abgeordne-
te: 1993 war Volker Strantz für 16 Tage 
Bezirksabgeordneter.

DEMOKRATIE LEBEN: GEMEINSAM ANS ZIEL
Was gebraucht wird, um das Leben in den Stadtteilen zu ver-
bessern, wissen die Menschen vor Ort am besten. Deshalb ist 
es den GRÜNEN wichtig, die Entscheidungen der bezirklichen 
Arbeit auf Beteiligung aufzubauen. In Stadtteilgremien wie 
beispielsweise Regionalausschüssen und Stadtteilräten nut-
zen Bürger*innen die Gelegenheit, sich aus erster Hand zu 
informieren und eigene Sichtweisen zu äußern. Die GRÜNEN 
legen großen Wert darauf, unterschiedliche Interessen klar zu 
benennen und Prozesse transparent zu machen. Sie verstehen 
Bürgerbeteiligung als Grundlage ihrer politischen Arbeit.

Wie SPD und GRÜNE schon in ihrer Koalitionsvereinba-
rung festgehalten haben, lebt Demokratie davon, dass die 
Bürgerinnen und Bürger sich nicht nur an Wahlen beteiligen, 
sondern darüber hinaus auch ihre vielfältigen Erfahrungen 
und Kenntnisse in die Entscheidungsprozesse einbringen. 
Grundvoraussetzung für eine gelungene Beteiligung ist 
Transparenz. Daher sollen Transparenz und Beteiligung we-
sentliche Eckpfeiler der bezirklichen Politik der kommenden 
Jahre werden.

Im Februar 2015 debattierte die Bezirksversammlung über 
das Thema „Bürgerbeteiligung im Bezirk Hamburg-Nord“. Die 
Bezirkskoalition hatte einen Antrag vorgelegt, der vorsieht, 
einen öffentlichen Prozess zur Entwicklung von Leitlinien für 
eine bessere Bürgerbeteiligung zu starten. Die Vergangenheit 
hat gezeigt, dass zum Beispiel die gesetzlich vorgeschriebenen 
Beteiligungsschritte bei der Aufstellung von Bebauungsplä-
nen vielen Betroffenen nicht ausreichen. Hinzu kommt, dass 
die Öffentlichkeit meist erst beteiligt wird, wenn die Träger 
öffentlicher Belange, also Bezirk, Feuerwehr, Polizei, Stadtent-
wässerung etc., sich bereits abgestimmt haben und es somit 
im Rahmen der öffentlichen Plandiskussion oder der Ausle-
gung des fertigen Plans nur noch um Detailkorrekturen geht.

Michael Werner Boelz, Vorsitzender der GRÜNEN Frakti-
on, verdeutlicht, worum es den GRÜNEN geht: „Eines haben 
die vielen Diskussionen der letzten Jahre um Bauprojekte im 
Bezirk deutlich gezeigt: Bürgerinnen und Bürger wollen bei 

der Gestaltung ihrer Stadt mitreden. Diese berechtigten In-
teressen haben Grüne und SPD aufgegriffen. Deshalb nimmt 
in der Koalitionsvereinbarung das Thema ‚Beteiligung‘ einen 
zentralen Platz ein.“ 

Konkret sollen nach dem Vorschlag von SPD und Grünen 
Initiativen, Vereine und Verbände, die interessierte Bevölke-
rung, Stadtteilräte und Bürgervereine sowie Verwaltung und 
Bezirkspolitik gemeinsam unter Beteiligung von Expertinnen 
und Experten „Leitlinien einer besseren Bürgerbeteiligung 
im Bezirk Hamburg-Nord" aufstellen.

„Wir wünschen uns einen offenen Prozess, der von einem 
breiten Querschnitt der Bevölkerung begleitet und gestaltet 
wird. Dabei sollte auch geklärt werden, wie eine frühzeitige Be-
teiligung organisiert werden kann, damit auch dort erarbeitete 
Handlungsalternativen in die Planungen einfließen können.

Für uns ist wichtig: Die Bürgerinnen und Bürger sollen ech-
ten Einfluss auf Entscheidungen haben! Die gesetzlich vorge-
schriebene öffentliche Auslegung beispielsweise von Bebau-
ungsplänen kommt für die Diskussion von grundsätzlichen 
Änderungswünschen meist zu spät. Das wollen wir durch eine 
sehr frühzeitige Einbeziehung der Bevölkerung ändern“, so  
Michael Werner-Boelz.

In 2015 kam eine neue große Herausforderung auf die 
Bezirkspolitik zu: die Schaffung von Wohnmöglichkeiten für 
Geflüchtete. Diese dringende Thematik hat viele Kapazitäten 
in der Verwaltung gebunden, so dass Themen wie das der 
verbesserten Bürgerbeteiligung vorübergehend zurückge-
stellt werden mussten. Doch gleichzeitig hat sich bereits 
eine neue Form der Einbeziehung von Anwohner*innen und 
zukünftigen Nutzer*innen etabliert, die an einem viel frühe-
ren Zeitpunkt als bisher üblich ansetzt. Erstmals wurde beim 
Neubauprojekt „Mesterkamp“ diese Art der Einbeziehung 
erfolgreich praktiziert. Der Stadtentwicklungsausschuss hat 
im Frühjahr 2017 mit der Verwaltung einen regelmäßig wie-
derkehrenden Austausch über das Thema Bürgerbeteiligung 
vereinbart.
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DAS LEBEN IM STADTTEIL VERBESSERN,  
DEN BEZIRK STÄRKEN: DIE BEZIRKSVERSAMMLUNG

Die Bezirkspolitik trifft viele praktische Entscheidungen, 
die das persönliche Umfeld der Bürger*innen in Hamburg-
Nord betreffen: Zum Beispiel wie in der Nachbarschaft ge-
baut wird, in welchem Zustand die Rad- und Gehwege sind 
und wie es im Park nebenan aussieht. Seit 35 Jahren setzen 
sich die GRÜNEN in Hamburg-Nord für die Menschen in 
ihrem Bezirk ein. Als gewählte Bezirksabgeordnete in der 
Bezirksversammlung (BV) nehmen sie Einfluss, sie wählen 
die Bezirksamtsleitung und sie formulieren die politischen 
Interessen des Bezirks gegenüber der Landespolitik, also 
dem Hamburger Senat. Die Entscheidungen in der BV und 
in den einzelnen Ausschüssen gestalten Leben und Woh-
nen, Umwelt, Mobilität und soziale Wirklichkeit.

Der Bezirk Hamburg-Nord hat rund 300.000 
Einwohner*innen (Quelle: Statistisches Amt für Hamburg 
und Schleswig-Holstein, Stand: 31.12.2015) in dreizehn 
Stadtteilen: Alsterdorf, Barmbek-Nord, Barmbek-Süd, Duls-
berg, Eppendorf, Fuhlsbüttel, Groß Borstel, Hoheluft-Ost, 
Hohenfelde, Langenhorn, Ohlsdorf, Uhlenhorst und Winter-
hude. Die Mitglieder der GRÜNEN Fraktion leben in den 
verschiedensten Stadtteilen des Bezirks und sind daher 
mitten im Geschehen. Weil aber jede*r Einwohner*in ei-
nen ganz persönlichen Blick auf ihr oder sein Umfeld hat, 
ist der Austausch mit den Bürger*innen vor Ort und ihre 
Mitwirkung wichtig, um das Leben in den Stadtteilen zu 
verbessern. Denn darum geht es in der Kommunalpolitik.

Die GRÜNEN setzen sich für einen starken Bezirk ein, 
der seinen wichtigen Aufgaben nachkommen kann: in der 
Kinder- und Jugendhilfe, bei den sozialen Diensten, in der 
Stadt- und Bauplanung, bei der Pflege von Grünanlagen. 
Der Senat hat den Bezirken in den vergangenen Jahren 
zusätzliche Aufgaben zugewiesen, aber nicht immer auch 
gleichzeitig Mittel für ausreichendes Personal. Deshalb 
können die Bezirke wichtige Aufgaben nicht mehr optimal 
wahrnehmen. Kürzungen in der Erziehungshilfe und für 
Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit verschär-
fen soziale Problemlagen eher und sind familienunfreund-
lich. Die GRÜNEN wollen den Bezirk wieder handlungsfä-
hig machen.

Die 51 Abgeordneten in der Bezirksversammlung 
(BV), die alle ehrenamtlich tätig sind, verstehen sich als 
Mittler*innen zwischen den Bürger*innen und der Verwal-
tung auf Bezirks- und Landesebene. Sie sind Ansprechper-
sonen vor Ort für die vielfältigen Probleme und Wünsche 
der Menschen, die in Hamburg-Nord leben und arbeiten.

Einmal im Monat, außer in den Schulferien, findet eine 
BV-Sitzung statt. Zu Beginn jeder Sitzung gibt es eine 
„Bürgerfragestunde“, in der die Bürger*innen zu ihnen 
wichtigen Themen Fragen an die Fraktionen richten kön-
nen. Darüber hinaus führen die BV oder der entsprechende 
Fachausschuss öffentliche Anhörungen zu einzelnen The-
men und Fragestellungen durch. Im Bezirksamt in Eppen-

dorf hat auch die Bezirksversammlung Hamburg-Nord ih-
ren Sitz.

In den Stadtteilgremien wie beispielsweise den Re-
gionalausschüssen und Stadtteilräten sowie in Gesprä-
chen vor Ort und in neuen Beteiligungsformaten können 
Anwohner*innen Probleme benennen. Gemeinsam soll die 
bestmögliche Lösung gefunden werden. Die GRÜNEN le-
gen großen Wert darauf, Bürgerbeteiligung transparent zu 
organisieren und unterschiedliche Interessen klar zu be-
nennen. Die Erfahrung zeigt, dass so gefundene Lösungen 
oft besser sind und vor Ort eher mitgetragen werden. Be-
teiligung ist für die GRÜNEN ein Gewinn und die Grundla-
ge erfolgreicher Arbeit.

REGIONALAUSSCHÜSSE DER 
BEZIRKSVERSAMMLUNG  
HAMBURG-NORD

 Barmbek-Uhlenhorst-Hohenfelde-Dulsberg

  Eppendorf-Winterhude (mit Hoheluft-Ost)

  Fuhlsbüttel-Ohlsdorf-Langenhorn- 
Alsterdorf-Groß Borstel

FACHAUSSCHÜSSE DER  
BEZIRKSVERSAMMLUNG  
HAMBURG-NORD

  Bildung, Kultur und Sport

  Haushalt

  Jugendhilfe

  Soziales, Gesundheit und Integration

  Stadtentwicklung

  Umwelt, Verkehr und Verbraucherschutz

  Wirtschaft und Arbeit

  Vergabe (nicht öffentlich)
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Wenn die Emotionen hochkochen, dann heißt es „Tief 
durchatmen!“. Das gilt auch für die Sitzungen des Re-
gionalausschusses Eppendorf-Winterhude, weiß Sina 
Imhof aus Erfahrung. Seit 2014 ist die Juristin, Jahrgang 
1979, Mitglied der Bezirksversammlung Hamburg-Nord 
und des Regionalausschusses Eppendorf-Winterhude, 
dessen monatliche Sitzungen sie als Vorsitzende leitet. 
Dabei diskutieren nicht nur die Abgeordneten der Par-
teien, auch die Bürger*innen haben im Rahmen der öf-
fentlichen Sitzung die Möglichkeit, ihre Meinung zu äu-
ßern. Als es im Februar 2017 um die Vorstellung einer 
geplanten Flüchtlingsunterkunft ging, wurde der Vor-
sitz zur Herausforderung: „Dann ist es meine Aufgabe, 
darauf zu achten, dass die Regeln der Höflichkeit einge-
halten werden und die Stimmung nicht explodiert“, so 
beschreibt es Imhof.
Dass Bürgernähe und breit aufgestellte Beteiligung in 
Stadtteil und Bezirk an Bedeutung gewinnen, sieht sie 
sehr positiv. Es gebe gute Verfahren, die noch mehr als 
bisher publik gemacht werden müssten. Gleichzeitig 
stellt sie fest: „Alle Beteiligten stehen am Anfang eines 
Lernprozesses.“ Das heißt: eine Verwaltung, die mehr Zeit 
für die Planungsphase einkalkulieren und verstärkt Prä-
sentationskompetenz zeigen müsse. Eine Bezirkspolitik, 
die mehr erklären müsse: Welche Vorschriften gibt es? 
Was ist rechtlich möglich? Auch um Verständnis dafür zu 
wecken, dass sie in vielen Belangen zwar Anregung ge-
ben, aber keine verbindlichen Vorgaben machen könne. 
Und Bürger*innen, die verstehen müssten, dass ein Ein-
zelinteresse kein Handlungsmaßstab sein könne. „Das 

Ergebnis aus vielen verschiedenen Meinungen ist immer 
ein Kompromiss“, betont Imhof, die „streckenweise sehr 
konstruktive Diskussionen“ beobachtet. Sie sieht es auch 
als ihre eigene Aufgabe an, die Arbeit des Ausschusses 
noch bekannter zu machen und noch mehr Bürger*innen 
zur aktiven Beteiligung zu ermutigen.
„Der Regionalausschuss ist mein Baby!“, sagt Sina Im-
hof. Und weil die Themenvielfalt so groß ist und sie 
Wert darauf legt, jede Sitzung, jeden Beschluss nach-
zuverfolgen, damit ihr „nichts durch die Lappen geht“, 
sie darauf achtet, ob Dinge erledigt werden, wenn nötig 
auch wieder nachhakt, ist der Zeitaufwand, den sie als 
ehrenamtliche Bezirksabgeordnete hat, groß. „Die Sit-
zungen finden am frühen Abend statt und für mich als 
Mutter von zwei Kleinkindern ist das ein Jonglieren mit 
vielen Bällen“, gibt sie einen Einblick in ihren Alltag. 
Wenn am Jahresanfang der Sitzungsplan herausgege-
ben wird, setzen sie und ihr Mann sich zusammen und 
organisieren sich auf Monate im Voraus. „Es gibt wenig 
weibliche Abgeordnete mit kleinen Kindern“, stellt Im-
hof fest, auch die 15 Euro, die die Bezirksverwaltung 
pro Sitzung und Kind für die Kinderbetreuung zahlt, 
ändern daran nichts.
Ihr Weg dorthin ist aus ihrem Interesse an der Umwelt 
erwachsen: Die gebürtige Siegburgerin - „ich bin eine 
rheinische Frohnatur, kann gut quasseln“ - absolvierte 
nach der Schule ein Freiwilliges Ökologisches Jahr. 
Für das Jura-Studium mit Schwerpunkt Umweltrecht 
kam sie 2000 nach Hamburg, wo sie acht Jahre später 
Mitglied der GRÜNEN wurde. Als sie 2011 nach Hohe-
luft-Ost zog, nahm sie das Angebot an, als zugewählte 
Bürgerin dem Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport 
anzugehören. Sie finde es spannend zu sehen, wie der 
große Verwaltungsapparat funktioniere, sagt sie. Au-
ßerdem mache es Spaß, selbst Akzente zu setzen. Ihre 
Devise: „Nicht meckern, sondern sich engagieren!“ 
Als Bereicherung empfindet sie die Zusammenarbeit 
innerhalb der Fraktion. „Unser Klausurwochenende in 
Bremen zum Beispiel hat wieder gezeigt, dass wir eine 
gute Gruppe sind. Es gab viel Austausch und Inspirati-
on, auch mit den Bremer Kollegen und dem ADFC, und 
man sitzt über die Arbeitsebene hinaus zusammen.“
Wo sie sich in Zukunft sieht? Politisch weitermachen 
wolle sie auf jeden Fall, ist sie sich sicher. Aber wo der 
Weg genau hinführe, das sei nicht planbar. „Ich lasse 
es einfach auf mich zukommen“, meint Sina Imhof, die 
nicht zuletzt als wissenschaftliche Mitarbeiterin an der 
Uni tätig ist, ihre Promotion auf den Weg bringt und 
sich eine Laufbahn im öffentlichen Dienst vorstellen 
kann. Einen Einblick hat sie ja bereits.

SINA IMHOF:  
HAT IHR  
„EXPLOSIVES 
BABY“ IM GRIFF 
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2012: GAL HEISST JETZT GRÜNE
EINE PARTEI, EIN NAME
GAL - diese drei Buchstaben stehen für Grün-Alternative Liste. 
Die Bezeichnung stammt aus der Gründerzeit der GRÜNEN in 
Hamburg und wurde seit Anfang der 1980er Jahre verwendet. 
Doch im April 2012 beschließen die GALier*innen auf Landes-
ebene nach intensiven Debatten als letzter Landesverband in 
Deutschland die Änderung ihres Namens – um sich künftig bun-
desweit einheitlich zu präsentieren und um zu verdeutlichen, 
dass aus der ehemaligen Liste, innerhalb derer sich verschie-
dene Gruppen zur Kandidatur vereinigt hatten, längst eine Par-
tei geworden war. Die Bürgerschaftsfraktion fasste den selben 

Beschluss und auch die Bezirksabgeordneten in Hamburg-Nord 
beschließen, ab September 2012 „Fraktion Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN in der Bezirksversammlung Hamburg-Nord, abge-
kürzt: GRÜNE Fraktion Nord“ heißen zu wollen. Dazu der Frak-
tionsvorsitzende Michael Werner-Boelz: „Nachdem die GRÜNE 
Partei und Fraktion auf Landesebene auf den Namenszusatz 
„GAL“ verzichten, ist es nur folgerichtig, dass auch die GRÜNE 
Fraktion im Bezirk nachzieht. Wir werden unsere konstruktive 
sozial-ökologische Reformpolitik im Bezirk Nord fortsetzen - 
nun eben unter dem bundesweit gängigen Namen „GRÜNE“.
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Besuch in den Prinzessinnengärten, Berlin

BESINNLICHE MOMENTE
IN KLAUSUR: WAS WAR, WAS KOMMT
Einmal im Jahr zieht sich die Bezirksfraktion für ein Wochen-
ende zurück: Die Klausurtagung steht an. Gemeinsam mit 
dem Kreisvorstand und den Bürgerschaftsabgeordneten 
aus dem Bezirk werden dann über drei Tage insbesondere 
die programmatischen Schwerpunkte für die Zukunft erar-
beitet. Dabei werden zentrale Ziele wie zum Beispiel die 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, der Ausbau des 
Radverkehrs, die Stärkung des öffentlichen Personennah-
verkehrs oder die Förderung von Kultur konkretisiert und 
auf Einzelprojekte heruntergebrochen. Ebenso wird die Rol-
le der Fraktion innerhalb der Bezirksversammlung bespro-
chen – ob als Regierungspartei oder in der Opposition.

Im niedersächsischen Gülstorf/Amt Neuhaus fand im Jahr 
2013 die Klausurtagung mit Blick auf die im Jahr darauf 
folgende Wahl zur Bezirksversammlung statt. „Wir haben 
ein arbeitsintensives und erfolgreiches Wochenende hin-
ter uns. Als Ergebnis halten wir fest: Wir wollen den Bezirk 
sozial und ökologisch erneuern. Sowohl personell als auch 
inhaltlich gut aufgestellt gehen wir in die kommenden 13 
Monate bis zur Wahl“, zog der Fraktionsvorsitzende Michael 
Werner-Boelz Bilanz. Zielsetzung für die Wahl 2014 sei die 
soziale und ökologische Erneuerung des Bezirks. Gleich-
zeitig blickt die GRÜNE Fraktion im Rahmen ihrer Klausur 
auch auf ein politisch erfolgreiches Jahr zurück.

Fraktions-Gruppenbild bei den Klausuren (v.l.n.r) 2013 (Amt Neuhaus), 2014 (Rostock), 2015 (Berlin) und 2017 (Kiel)

Bei GRÜNEN Klausuren wird immer hart gearbeitet – aber auch mal Fußball-WM geschaut und viel gelacht

FRAKTIONSKLAUSUR 
2015 IN BERLIN 
Die GRÜNE Fraktion verbrachte Ende September ein in-
tensives Wochenende in der Hauptstadt. Im Rahmen der 
Klausur beschäftigten sich die 11 Abgeordneten unter 
anderem mit Verkehrsthemen und besuchten das sozi-
ale und Urban Gardening-Projekt „Prinzessinnengärten“. 
Auch diente das Wochenende zum besseren Kennen-
lernen, denn der Fraktion gehören aufgrund verschie-
dener Wechsel vier Abgeordnete erst seit kurzem an. 
Spannend war auch der Austausch mit Kolleginnen der 
Bezirksfraktionen von Berlin-Mitte und Friedrichshain-
Kreuzberg, der viele neue Ideen für politische Initiativen 
hervorbrachte.
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LIEBESERKLÄRUNG AN DEN (HAMBURGER) NORDEN
REGER AUSTAUSCH UND GUTE STIMMUNG: 
IM GESPRÄCH MIT 150 GÄSTEN

Die Tradition der Jahresempfänge wird von den GRÜNEN in 
Hamburg-Nord gepflegt: Einmal im Jahr lädt die Fraktion 
Vertreter*innen aus verschiedensten Bereichen im Bezirk 
zum Austausch ein. An wechselnden Veranstaltungsorten 
wie zum Beispiel dem Community-Center Barmbek°Basch 
oder dem Winterhuder Stadtteilzentrum Goldbekhaus 
kommt man ungezwungen bei Sekt und Selters ins Ge-
spräch. „Wichtig für die Entwicklung unserer Politik ist die 

gute Vernetzung mit den unterschiedlichsten Akteuren aus 
Kultur, Sport, Kirchen und auch mit Kolleg*innen aus an-
deren Parteien im Bezirk“, sagt dazu Michael Werner-Boelz.

Immer dabei: Prominente Redner*innen wie die GRÜNE 
Landesvorsitzende Katharina Fegebank oder der Fraktions-
chef der GRÜNEN im Bundestag, Dr. Toni Hofreiter. In den 
Beiträgen wird stets der Zusammenhang zwischen „großer“ 
Politik und lokaler Ebene deutlich, der Bogen von Europa 

JAHRESEMPFANG 
DER GRÜNEN FRAKTION HAMBURG-NORD

3. JUNI 2016

Als Gäste begrüßen wir Toni Hofreiter und Mona Harry  
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Einladungskarte zum Jahresempfang 2016 
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bis in den Bezirk gespannt. Hofreiter nutzte im Jahr 2016 
die Gelegenheit, in seiner bewegten und bewegenden Rede 
eine große Brücke zu schlagen: von der hohen Zahl der 
nach Europa und besonders nach Deutschland Geflüchte-
ten, über den Klimaschutz bis hin zu fairem Handel. Na-
türlich wird auch ein Überblick über die GRÜNE Politik im 
Bezirk gegeben – in der Rückschau auf das vergangene 
Jahr und im Ausblick auf die wichtigsten Themen der kom-
menden Monate. Zum Beispiel stellt die GRÜNE Fraktion 
jedes Jahr wieder einen großen Teil der inhaltlichen An-
träge und stieß breit wahrgenommene Debatten wie zur 
Umgestaltung der Langenhorner Chaussee oder zur Person 
Hindenburgs, nach dem in Hamburg immer noch eine Straße 
benannt ist, an.

„Wir freuen uns sehr, dass unser GRÜNER Jahresempfang 
für viele gesellschaftliche Akteure aus den Bereichen Sport, 

Kultur, Soziales und Politik zu einem wichtigen Termin im 
Kalender geworden ist. Der rege Besuch ist ein Zeichen da-
für, dass wir GRÜNE fest im gesellschaftlichen Leben des 
Bezirks Nord verankert sind. Unser Ansatz des intensiven 
Austauschs mit den Vereinen ist der richtige Weg für eine 
bürgernahe Politik“, freut sich Michael Werner-Boelz über 
die positive Resonanz auf die Veranstaltungen.

Weitere von den Gästen mit Vorfreude erwarteter Pro-
grammpunkte: Die kulturellen Beiträge wie Slampoetry, 
Kabarett, Comedy und Live-Musik-Performances. So begeis-
terte beispielsweise Bühnenpoetin Mona Harry das Publi-
kum mit ihren Texten über das Radfahren und ihrer Lie-
beserklärung an den Norden. Das Duo Anne Wiemann und 
Ulrich Kodjo Wendt entlockte Akkordeon, Saxophon und 
Luftpumpe bis zum spätabendlichen Ausklang ungewohnte 
Melodien.

Michael Werner-Boelz,  
Fraktionsvorsitzender

„WICHTIG FÜR DIE ENTWICKLUNG  

UNSERER POLITIK IST DIE GUTE VERNETZUNG 

MIT DEN UNTERSCHIEDLICHSTEN AKTEUREN 

AUS KULTUR, SPORT, KIRCHEN IM BEZIRK."

Michael Werner-Boelz, Fraktionsvorsitzender, mit Dr. Toni 
Hofreiter (Vorsitzender GRÜNE Bundestagsfraktion) und  
Slam-Poetin Mona Harry beim Jahresempfang 2016
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MIT SCHWUNG IN DIE NÄCHSTEN 30 JAHRE
Ein besonderes Jubiläum galt es im Jahr 2012 zu feiern: Die 
GRÜNE Fraktion in der Bezirksversammlung Hamburg-Nord 
(BV) feierte ihr 30-jähriges Bestehen – seit 1982 ist sie durch-
gehend in der BV vertreten. Zu den Gästen, die der Bezirksfrak-
tion gratulierten, gehörten unter anderem Finanzsenator Dr. 
Peter Tschentscher, Polizeipräsident Wolfgang Kopitzsch, Be-
zirksamtsleiter a.D. Mathias Frommann, die Bürgerschaftsab-
geordneten Jens Kerstan, Dr. Eva Gümbel, Katharina Fegebank, 
Olaf Duge, Dr. Till Steffen, Dr. Anjes Tjarks (alle GRÜNE) und 
Anja Domres (SPD) sowie viele Mitglieder und die Vorsitzen-
den der Bezirksfraktionen von SPD (Thomas Domres), CDU (Dr. 
Andreas Schott) und FDP (Claus-Joachim Dickow). Auch viele 
ehemalige Mitglieder einer der bisher insgesamt elf GRÜNEN 
Bezirksfraktionen waren zum Empfang im Barmbek°Basch er-
schienen. Dr. Willfried Maier, GRÜNER Stadtentwicklungssena-
tor a.D., warf im Wechsel mit Gesangseinlagen des eigens ge-

gründeten GRÜNE-Nord-A-capella-Quartetts einen launigen 
Blick in die Geschichte – inklusive kritischer Reflexion und 
der Hervorhebung grüner Erfolge. Der langjährige frühere BV-
Abgeordnete Rainer Scheppelmann rundete das Programm 
mit einer Klavierdarbietung des Beatles-Songs „With a little 
help from my friends“ ab. Zur Feier des Jubiläums wurde auch 
eine umfangreiche Broschüre unter dem Titel „30 Jahre GAL-
Fraktion Hamburg-Nord präsentiert“.
Michael Werner-Boelz fasste zusammen: „Ich freue mich, 
dass an diesem Abend trotz der starken Konkurrenz durch 
die Fußball-EM-Eröffnung so viele Kolleginnen und Kollegen 
aus Bezirk und Land, aber auch viele gesellschaftliche Ak-
teure mit uns gefeiert haben. Wir werden – wie sicher nicht 
nur von Willfried Maier gewünscht – auch weiterhin für eine 
sachorientierte und verlässliche Politik für die Bürgerinnen 
und Bürger im Bezirk stehen."

30 Jahre  
Gal-Fraktion hamburG-nord

Broschüre zum 30. Jubiläum  
der Fraktion.

 
Download unter  

gruenlink.de/1bv1
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MOBILITÄT

VORFAHRT FÜR  
UMWELTFREUNDLICHE  
MOBILITÄT

Die Verkehrspolitik ist ein wesentliches Handlungsfeld 
der Bezirkspolitik, denn jede Bürgerin, jeder Bürger ist 
täglich unterwegs: zu Fuß zur Bushaltestelle, mit dem 
Rad zum Einkaufen, mit der U-Bahn zum Sport oder mit 
dem Auto zu Kunden. Die GRÜNEN behalten die alltäg-
lichen Probleme aller Verkehrsteilnehmer*innen im Auge. 
Sie setzen sich unter anderem ein für mehr Verkehrssi-
cherheit, Tempo 30, Fahrradstellplätze, barrierefreie Geh-
wege und die Verringerung der Lärm- und Luftbelastung 
durch den motorisierten Verkehr.
Die Verkehrspolitik der GRÜNEN Fraktion Nord findet 
in der ganzen Stadt Beachtung: Das gilt sowohl für die 

Umwandlung von Straßen entlang der Außenalster in 
Fahrradstraßen als auch für die Entwicklung der Idee 
eines Radschnellwegs von Alsterdorf nach Norderstedt 
oder für die Diskussion um Klagemöglichkeiten von 
Anwohner*innen auf Tempo 30 an durch Lärm und Luft-
verschmutzung belasteten Straßen. Mit Veranstaltungen 
und Aktionen laden die GRÜNEN dazu ein, sich zu in-
formieren, mitzureden und Mobilität einmal anders zu 
denken.
Nachfolgend findet sich eine kleine Auswahl der GRÜ-
NEN Aktivitäten der letzten fünf Jahre, die keinen An-
spruch auf Vollständigkeit erhebt.



BÜRGER*INNEN MOBILISIEREN
Extrem gut besucht war im Oktober 2016 die Informations-
veranstaltung zum Thema „Luft- und Lärmbelastung: Hilft nur 
Klagen?“, zu der die GRÜNE Bezirksfraktion ins Museum der 
Arbeit eingeladen hatte. Rund 140 Bürger*innen nutzten die 
Gelegenheit, sich bei Expert*innen über die Auswirkungen 
von Verkehr, die Möglichkeiten zur Reduzierung und über 
Antrags- und Klagemöglichkeiten zu informieren. Deutlich 
wurde, dass Anwohner*innen die zuständige Verkehrs- und 
die Innenbehörde konkret auffordern können, etwas gegen 
die Lärm- und Luftbelastung an ihrer Straße zu tun: Sie kön-

nen verkehrsbeschränkende Maßnahmen wie etwa Tempo 
30 einfordern, um den Straßenlärm zu verringern.

Michael Werner-Boelz empfahl ein Online-Tool des 
ADFC, das Bürger*innen bei der Antragstellung unterstützt: 
„Je mehr Menschen von dieser Möglichkeit Gebrauch ma-
chen, desto größer wird die Außenwirkung und desto eher 
gibt es die Chance, dass zur Einhaltung der gesetzlich vor-
geschriebenen Grenzwerte bei der Lärm- und Luftbelastung 
auch verkehrsbeschränkende Maßnahmen wie Tempo 30 
ergriffen werden.“

Diskutierten mit den Bürger*innen: Manfred Braasch (BUND Hamburg), Dr. Philine Gaffron  
(TUHH, Institut für Verkehrsplanung und Logistik), Jens Deye (ADFC Hamburg), Rainer Schneider  
(VCD Hamburg), Christoph Reiffert (GRÜNE Bezirksfraktion)

DURCHATMEN!
TEMPO 30: SCHLUSS MIT DICKER LUFT UND OHRENSTÖPSELN
Die Anwohner*innen vieler Straßen in 
Hamburg-Nord leiden gesundheitlich 
unter zu hoher Luftschadstoff- und 
Lärmbelastung. Das haben mehrere 
Anfragen der GRÜNEN Fraktion an den 
Senat ergeben. Bessere Luft und we-
niger Lärm kann man effektiv und mit 
wenig Aufwand erzielen, wenn man die 
Geschwindigkeit im Straßenverkehr 
entsprechend anpasst. Deshalb fordern 
die GRÜNEN die Einführung von Tem-
po 30 auf Hamburgs Straßen. „Tempo 
30 als Regelgeschwindigkeit mindert 

den Lärm, fördert die Luftqualität und 
dient der Verkehrssicherheit. Dazu ist 
eine Gesetzesänderung auf Bundes-
ebene nötig. Auf wenigen zentralen 
Verkehrsachsen könnte dann immer 
noch 50 gefahren werden“, führt der 
GRÜNE Fraktionsvorsitzender Michael 
Werner-Boelz aus. Damit unterstützen 
die GRÜNEN ausdrücklich die Kampa-
gne „Läuft“ des Hamburger ADFC (All-
gemeiner Deutscher Fahrrad-Club e.V.), 
der sich damit ebenfalls für ein lebens-
wertes Hamburg einsetzt.

Die damaligen Bezirkspolitikerinnen 
Alexandra Blöcker, Carmen Wilckens und 
Ulrike Sparr (v.l.) 2014 mit dem damaligen 
verkehrspolitischen Sprecher der GRÜNEN 
Bürgerschaftsfraktion, Dr. Till Steffen, an der 
Kreuzung Dehnhaide/Barmbeker Markt.
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Montag 31.10.2016 um 19.00 Uhr
Veranstaltungsort:

Museum der Arbeit, Wiesendamm 3
U   Barmbek 

LUFT- UND
LÄRMBELASTUNG:
HILFT NUR KLAGEN?
Manfred Braasch  BUND Hamburg, Geschäftsführer

Jens Deye  ADFC Hamburg, Vorstand

Dr. Philine Gaffron  TUHH, Institut für Verkehrsplanung und Logistik

Rainer Schneider  VCD Hamburg, Vorstand

Moderation: Michael Werner-Boelz Vorsitzender GRÜNE Bezirksfraktion Nord

Eine Informationsveranstaltung mit:

GRUENE-NORD.DE

Mo 31.10.2016

19.00 Uhr
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24/7 DAS TEMPO  
RAUSNEHMEN
Der Informationsveranstaltung vorausgegangen waren zwei 
Anfragen der GRÜNEN an den Hamburger Senat. Im Oktober 
2015 hatte eine erste Anfrage ergeben, dass allein im Bezirk 
Nord 92 Straßenzüge nachts zu laut sind (s. Kasten). Wo dies 
auch tagsüber der Fall ist und welche Maßnahmen Abhilfe 
schaffen könnten, sollte im April 2016 eine weitere Anfra-
ge klären. Heraus kam: An 73 Straßenabschnitten sind die 
Anwohner*innen im Bezirk Nord am Tage gesundheitsschäd-
lichem Lärm ausgesetzt. Zu den am stärksten verlärmten 
Straßen im Bezirk Nord gehören die Hamburger Straße mit 
bis zu 78 dB(A), die Habichtstraße und der Braamkamp mit 
bis zu 76 dB(A), die Barmbeker Straße, die Dennerstraße, der 
Mühlendamm, die Nordschleswiger Straße und die Tarpen-
bekstraße mit jeweils bis zu 75 dB(A).
Obwohl diese enorme Belastung spätestens seit der Lärm-
kartierung 2012 bekannt ist, hat es bislang nur Pilotver-
suche für nächtliches Tempo 30 in Hamburg gegeben, ergab 
die GRÜNE Anfrage an den Senat. Diese betrafen nur drei 
Straßenabschnitte mit einer Gesamtlänge von 1,55 km Län-
ge. Bei 1.126 Kilometern Hauptverkehrsstraßen in der Stadt 
sind das nicht einmal 0,14 Prozent.
Michael Werner-Boelz, Vorsitzender der GRÜNEN Bezirks-
fraktion Hamburg-Nord, kommentierte die Antworten des 
Senats: „Alle wissen es: Die durch den motorisierten Verkehr 
verursachten Lärm- und Luftbelastungen haben erhebliche 
gesundheitliche Auswirkungen auf die Bevölkerung. Sie kön-
nen unter anderem Ursache sein für Atemwegsbeschwerden, 
Asthma sowie Herz- und Kreislauferkrankungen. Die zum Ge-
sundheitsschutz der Bevölkerung vorgegebenen Grenzwerte 
werden in Hamburg permanent überschritten. Es besteht 
also dringender Handlungsbedarf. 
Aus GRÜNER Sicht ist Tempo 30 die einfachste und kosten-
günstigste Maßnahme, um eine Reduzierung der Lärm- und 
Luftbelastung durch den Verkehr zu erzielen und damit die 

Gesundheit der städtischen Bevölkerung zu schützen. Darü-
ber hinaus erhöht Tempo 30 nachweislich die Verkehrssi-
cherheit und führt zu einer Verstetigung des Kraftverkehrs. 
In Berlin wurde durch Gerichtsentscheidungen Tempo 30 
nachts angeordnet. Dort hat Anfang 2016 auch erstmals ein 
Verwaltungsgericht tagsüber Tempo 30 auf einer Hauptver-
kehrsstraße, der Berliner Allee (B2), angeordnet. Die Verkehrs- 
und Innenbehörde müssen nun endlich ihre Verantwortung 
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern wahrnehmen und 
verkehrsbeschränkende Maßnahmen anordnen. Gesundheit 
geht eindeutig vor Schnelligkeit des Autoverkehrs. Andern-
falls bleibt den Betroffenen wohl nur die Klage! Berlin zeigt, 
dass dies ein wirksamer Weg ist!“ 
Die Hamburger Morgenpost nahm die GRÜNE Anfrage und 
einen Ratsbeschluss in Schleswig zum Anlass, über Tempo 30 
in der gesamten Stadt zu berichten.

Tempo 30 sollte Regelgeschwindigkeit vor allen Schulen sein!
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TEMPO 30:  
MIT SICHERHEIT!
Zahlreiche Unfälle in der durch den Stadtpark führenden Otto-
Wels-Straße, zuletzt im April 2015, hatten die GRÜNEN dazu 
veranlasst, den Senat zur Verkehrssituation vor Ort zu befragen. 
Als Ergebnis dieser Anfrage hat die Straßenverkehrsbehörde 
dort inzwischen Tempo 30 angeordnet sowie zur Verbesse-
rung der Sicht die Beleuchtung prüfen lassen. Stellplätze, die 
zu nahe an den Zebrastreifen liegen, sollen entfernt werden.

Thorsten Schmidt, verkehrspolitischer Sprecher der GRÜ-
NEN, freut sich: „Die Straßenverkehrsbehörde hat unsere An-
frage zum Anlass genommen, den Unfallschwerpunkt Otto-
Wels-Straße zu entschärfen. Wir begrüßen sehr, dass durch 
die Anordnung von Tempo 30 zwischen 6 und 22 Uhr und 

begleitende Maßnahmen künftig mehr Sicherheit für alle 
Verkehrsteilnehmenden herrschen wird. Positiver Neben- 
effekt ist, dass die Verringerung der Geschwindigkeit, die 
auch weniger Lärm bedeutet, der Erholung der Bürgerinnen 
und Bürger dienen wird.“ 

HAMBURGER*INNEN WERDEN UM DEN 
SCHLAF GEBRACHT
Insgesamt 92 Straßenzüge im Be-
zirk Hamburg-Nord sind nachts so 
verlärmt, dass die dort wohnenden 
Menschen gesundheitliche Beein-
trächtigungen befürchten müssen. 
Spitzenreiter ist die Hamburger Stra-
ße in Barmbek, an der bis zu 69 dB(A) 
ermittelt wurden. Das ergab im Jahr 
2015 eine Anfrage der GRÜNEN Be-
zirksfraktion an den Senat. 
Die GRÜNEN wollten wissen, an wel-
chen Straßen nachts ein Wert von 
60  dB(A) überschritten wird. Dies ist 
der von Hamburg festgelegte Wert, ab 
dem Maßnahmen zur Lärmminderung 
ergriffen werden sollen. Christoph 
Reiffert, umweltpolitischer Sprecher 
der GRÜNEN, erläuterte: „Hamburg 
hat ein Lärmproblem, das zum größ-
ten Teil auf dem Straßenverkehr be-
ruht. Aufgrund von EU-Vorgaben wird 
schon seit langem im Rahmen der 
Lärmaktionsplanung nach Lösungen 
gesucht. Doch mehr als einige wenige 
Pilotprojekte sind bislang nicht daraus 
entstanden. Unsere Anfrage zeigt: Hier 
muss nun endlich schneller gehandelt 
werden! Denn besonders nächtlicher 
Lärm macht krank: Menschen, die 
dadurch an Schlafstörungen leiden, 
haben ein höheres Risiko zu erkran-
ken. Nach dem Rauchen ist Lärm der 

der zweitgrößte Risikofaktor für einen 
Herzinfarkt!"
Die Lage ist in der Praxis noch dra-
matischer als die Zahlen der Anfrage 
zeigen, da Hamburg von dem offiziell 
vom Sachverständigenrat der Bundesre-
gierung für Umweltfragen vorgeschla-
genen Grenzwert für Maßnahmen von 
55 dB (A) nachts abweicht – denn sonst 
wären praktisch alle Hauptverkehrsstra-
ßen betroffen. Thorsten Schmidt, ver-
kehrspolitischer Sprecher der GRÜNEN, 
forderte deshalb: „Hamburg darf nicht 
länger nur prüfen, sondern muss end-

lich handeln! Das Beispiel Berlin zeigt, 
dass es ganz einfach sein kann: Dort gilt 
an immer mehr großen Straßen nachts 
ein Tempolimit von 30 km/h – übrigens 
ohne, dass der Wirtschaftsverkehr zu-
sammenbricht. Nicht nur bei den An-
wohnerinnen und Anwohnern, sondern 
insgesamt haben diese Maßnahmen 
eine hohe Akzeptanz und bringen tat-
sächlich messbare Erleichterungen.“ 
Die EU-Umgebungsrichtlinie fordert 
die Aufstellung von Lärmaktionsplä-
nen zur „Regelung der Lärmprobleme“ 
(§47d Bundes-Immissionsschutzge-
setz). Zu diesem Zweck wurden in al-
len Hamburger Bezirken im Jahr 2009 
Lärmforen veranstaltet. Eine gutach-
terliche Bewertung der Ergebnisse 
des Lärmforums im Bezirk HH-Nord 
wurde im November 2009 vorgestellt. 
Die Ergebnisse der Lärmforen sind im 
Strategischen Lärmaktionsplan (LAP) 
zusammengefasst. Inzwischen liegt 
der LAP Stufe 3 vor, der einzelne Pilot-
maßnahmen vorsieht. Beide für Ham-
burg-Nord vorgesehenen Maßnahmen 
(Fuhlsbüttler Straße und Braamkamp) 
konnten wegen des Busbeschleuni-
gungsprogramms des Senats bzw. we-
gen Schwierigkeiten mit dem Denk-
malschutz letztlich nicht in die Praxis 
umgesetzt werden. 

Tag und Nacht besonders laut:  
Die Hamburger Straße

Die Otto-Wels-Straße im Stadtpark
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NACHTS RUNTER VOM  
GAS – DAMIT ALLE  
BESSER SCHLAFEN
Das Thema „Belastung durch Verkehrslärm“ steht bei den GRÜ-
NEN von jeher ganz oben an auf der Agenda. So setzten sich 
die GRÜNEN beispielsweise für Tempo 30 in der Nacht am 
Krohnstieg ein. Dass es dort laut sehr laut ist, war schon im 
Jahr 2009 ein Ergebnis des Lärmforums des Bezirks Hamburg-
Nord. Der Regionalausschuss Fuhlsbüttel-Langenhorn hatte 
im Dezember 2011 mehrheitlich einen Antrag der GRÜNEN 
beschlossen, der die Prüfung der Machbarkeit einer nächt-
lichen Temporeduzierung auf 30 km/h am Krohnstieg vor-
sah. Ziel dieser Maßnahme war die Entlastung der dort woh-
nenden Menschen von gesundheitsschädlichem Verkehrslärm. 
„Endlich gehen wir einen Schritt in die richtige Richtung“, 
freute sich die GRÜNE Bezirksabgeordnete Carmen Wilckens. 
„Nun liegt die Entscheidung, ob zügig die Grundlage für eine 
schnelle Entlastung der Anwohnerinnen und Anwohner ge-
schaffen wird, bei der Verkehrs- und der Innenbehörde."

Obwohl ein Gutachter der Umweltbehörde darlegte, dass der 
Krohnstieg zu den acht lautesten Straßen in Hamburg-Nord 
gehört, weigerte sich der Senat aber, dort nachts Tempo 30 
anzuordnen. Auch am Winterhuder Marktplatz und in der 
Saarlandstraße wurde im Sommer 2012 ähnliche Anträge auf 
Tempo 30 nachts abgelehnt. Stattdessen wurde in einem auf-
wändigen, mehrjährigen Lärmsanierungsplan geprüft, wie sich 
Maßnahmen wie beispielsweise Austausch des Straßenbelags, 
Lärmschutzwände oder Temporeduzierung auswirken. 

Der damalige Bezirksabgeordnete Kai Elmendorf  
am Winterhuder Marktplatz
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RUNTER VOM 
GAS VOR KITAS 
UND SCHULEN
Sichere Wege zu Kita und Schule sind 
ein häufig wiederkehrendes Thema 
in der Bezirkspolitik. Bis Ende 2016 
lehnte der Senat allerdings die Ein-
richtung von geschwindigkeitsbe-
grenzten Abschnitten fast immer als 
aus seiner Sicht nicht umsetzbar ab. 
Zum Beispiel als Rot-Grün im Sommer 
2016 einen Antrag auf Tempo 30 vor 
der Grundschule Alsterdorfer Straße 
39 stellte: Schon damals wurde aber 
signalisiert, dass nach einer Gesetzes-
änderung hohe Bereitschaft bestehe, 
die Maßnahme anzuordnen. Seite 
Ende 2016 erleichtert tatsächlich 
eine Änderung der Straßenverkehrs-
ordnung die Einrichtung von  Tempo 
30-Abschnitten vor Schulen, Kitas, Se-
nioren- und Pflegheimen. Im Februar 
2017 packten die GRÜNEN das Thema 
erneut an: Die rot-grüne Bezirkskoali-
tion beantragte, auf drei Teilstrecken 
vor Schulen, Kitas und Einrichtungen 
der Behindertenhilfe in Groß Borstel 
Tempo 30 einzuführen. Dazu sagte 
Michael Werner-Boelz, GRÜNER Frak-
tionsvorsitzender: „Wir unterstützen 
sehr gerne die Forderung des Kom-
munalvereins Groß Borstel, vor di-
versen Einrichtungen im Stadtteil die 
Fahrgeschwindigkeit zu verringern. 
Wir werden nun erstmals erfahren, 
wie die zuständigen Behörden die 
neuen Rechtsvorschriften in der Pra-
xis handhaben werden.“

Michael Werner-Boelz und Sina Imhof  
vor der Schule Alsterdorfer Straße
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GESUNDHEIT VOR SCHNELLIGKEIT SETZEN:
GRÜNE FORDERN SENKUNG DER LUFTBELASTUNG 
Die Luftreinhaltung ist ebenfalls ein Thema, das die GRÜNEN 
im Bezirk Hamburg-Nord kontinuierlich verfolgen. Vor allem die 
Ergebnisse der städtischen Luftmessstation an der Habichtstra-
ße in Barmbek bieten immer wieder Angriffsfläche.

Anfang 2016 forderte die GRÜNE Fraktion Hamburg-Nord 
in einer Anfrage den Senat erneut zu einer Stellungnahme auf. 
Hintergrund war die nach wie vor andauernd hohe Belastung 
der Luft an der Habichtstraße insbesondere mit Feinstaub und 
Stickstoffdioxid (NO2). Christoph Reiffert, Sprecher für Umwelt-
politik der GRÜNEN Fraktion Nord, wies darauf hin: „Schon 2012 
hat meine Fraktion beantragt, konkrete Maßnahmen zur Ver-
besserung der Belastungssituation an der Habichtstraße zu er-
greifen. Der Senat zog sich damals darauf zurück, dass der städ-
tische Luftreinhalteplan überarbeitet werde. Wir fragten 2014 
erneut nach, doch obwohl bis dahin keine wirkliche Verbesse-
rung eingetreten war, blieben die Behörden bei ihrer Ansicht. 
Dass das nicht reicht, zeigen die Messwerte des Jahres 2015 
ganz eindeutig!“ Die Ergebnisse der Messstation legten offen, 
dass der Grenzwert von durchschnittlich 40 μg Stickstoffdioxid 
pro Kubikmeter Luft nach wie vor deutlich überschritten wurde. 
„Der Jahresmittelwert für Stickstoff lag im Jahr 2015 bei 63 μg, 
kein Monatsdurchschnitt unter 56 μg. Wer in der Habichtstraße 
wohnt, ist weiterhin giftiger Luft ausgesetzt“, so Reiffert.

In ihrer neuen Anfrage wollten die GRÜNEN nicht nur de-
tailliert wissen, wie sich die Schadstoffbelastung innerhalb 
der letzten zehn Jahre entwickelt hatte, sondern auch, welche 
konkreten Maßnahmen seitdem unternommen wurden, um die 
Belastung zu reduzieren.

Im April 2016 stellte Reiffert nach Antwort des Senats fest: 
„Eine nachhaltige Verringerung der Konzentration dieses Schad-
stoffs hat es seit 2006 nicht gegeben, der Grenzwert wird um 
mehr als 50 % überschritten. Die Habichtstraße hustet weiter!“ 

Der GRÜNEN-Fraktionsvorsitzende Michael Werner-Boelz 
kommentierte: „Es gibt nicht die eine Lösung für das Schad-
stoffproblem. Aber das was bislang passiert, ist zu wenig! Dass 
es auch anders geht, zeigt die Initiative des Umweltsenators in 
der Konferenz der Landes-Umweltminister: Diese beschloss, die 
Bundesregierung aufzufordern, künftig eine blaue Plakette ein-
zuführen. Damit würden Fahrzeuge gekennzeichnet, die strenge 
Normen bezüglich des Stickoxidausstoßes einhalten. Wir unter-
stützen diesen Vorstoß des Umweltsenators ausdrücklich.“

Als schnellste und einfachste Form der Schadstoffminimie-
rung setzen die GRÜNEN zudem ebenso wie in der Lärmthe-
matik auf die Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit des Kraft-
verkehrs auf Tempo 30. Werner-Boelz nannte als Vorbild Berlin: 
„Dort hat zu Jahresbeginn das Verwaltungsgericht einem Kläger 
Recht gegeben, der aufgrund von Lärm- und Luftbelastung an 
der Hauptverkehrsstraße, an der er wohnt, Tempo 30 auch tags-
über durchsetzen wollte. Das Gericht hat eindeutig klargestellt, 
dass Tempo 30 auf diesem 900 Meter langen Straßenabschnitt 
den Kraftverkehr nicht unzulässig beeinträchtigt und es auch 
nicht reicht, nur auf langfristig wirksame Maßnahmen zu setzen. 
Gesundheit geht eindeutig vor Schnelligkeit des Autoverkehrs. 

Das sollte auch für den Hamburger Senat die Handlungsmaxi-
me in der Verkehrspolitik sein!“

Mit Spannung wird auch in Hamburg-Nord nun die Fort-
schreibung des Luftreinhalteplans der Stadt Hamburg erwartet. 
Der Senat muss diese bis zum 30.6.2017 vorlegen und darin 
detailliert auflisten, welche Maßnahmen welche Verminderung 
der Luftverschmutzung bewirken. Diesen Gerichtsbeschluss 
hatte der Umweltverband BUND mit einer Klage gegen den 
Senat bewirkt.

Auch in den früheren Jahren hatte die GRÜNE Fraktion 
Hamburg-Nord mehrfach die Initiative ergriffen, um die Ge-
fährdungen durch Verkehr, Lärm und Luftverschmutzung an 
Hauptverkehrsstraßen zu reduzieren. So wurde ein Antrag 
auf Fernhalten von Lkw-Durchgangsverkehr auf der Langen-
horner Chaussee von der Bezirksversammlung angenommen. 
Ein Antrag auf Tempo 30 auf besonders belasteten Abschnit-
ten der Habichtstraße wurde von den Mehrheitsfraktionen 
im Bezirk umgehend abgelehnt, die Bitte um Prüfung, wie die 
Anwohner*innen auf andere Weise von den Schadstoffen ent-
lastet werden können, wurde von der Fachbehörde nicht be-
antwortet.

GRÜNE UNTERSTÜTZTEN 
BUND-AKTION FÜR  
SAUBERE LUFT
In Sommer 2012 begrüßten die GRÜNEN ausdrück-
lich die BUND-Kampagne „Hamburg atmet auf“. Mit 
der Volkspetition für saubere Luft sollte die Ham-
burger Bürgerschaft aufgefordert werden, sich mit 
dem Thema zu befassen und etwas zu unternehmen.  
Die GRÜNEN beteiligten sich aktiv an der Unterschrif-
tensammlung. 

Luftmessstation an der Barmbeker Habichtstraße
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LANGENHORNER CHAUSSEE
MIT DURCHHALTEVERMÖGEN ZUM ZIEL

Wie engagierte Lokalpolitik aussehen kann, zeigt der Umbau 
der Langenhorner Chaussee. Die rund fünf Kilometer lange 
Hauptverkehrsachse stellt einen langjährigen thematischen 
Schwerpunkt in der Arbeit der GRÜNEN Fraktion dar.
Fakt ist, dass die Langenhorner Chaussee zu den unfall-
trächtigsten Straßen ganz Hamburgs zählt und sich die 
Radwege lange Zeit in einem erbärmlichen Zustand be-
fanden. Vertreter des örtlichen Polizeikommissariats hat-
ten seit Jahren wiederholt auf die gefahrenträchtige Lage 
aufmerksam gemacht. Die GRÜNEN haben die dringend zu 
verbessernde Situation erfolgreich auf die politische Ta-
gesordnung gesetzt sowie eine intensive öffentliche Dis-
kussion angestoßen und geprägt. Diese Debatte, die über 
einen langen Zeitraum mit der für Hauptverkehrsstraßen 
zuständigen Verkehrsbehörde und in der Bezirkspolitik kon-
trovers geführt wurde, die Einbeziehung von Bürger*innen 
und Vertreter*innen von Verbänden und zahlreich gestellte 
Anträge in den Jahren von 2011 bis 2016 zeigen ihre Wir-
kung. Der gesamte Prozess fand auch in den Medien großen 
Widerhall.
Nach der Fertigstellung der Ortsumgehung Fuhlsbüttel ent-
lang des Flughafens im Jahr 2006 sollte die dadurch entla-
stete Langenhorner Chaussee zurückgebaut und damit die 
Situation für die Anwohner und Nutzer verbessert werden. 
Dies ist jedoch nicht passiert. Stattdessen wird die Straße 
nach wie vor zweispurig befahren, obwohl sie ursprünglich 
nur für jeweils eine Spur angelegt worden war. Darüber hi-
naus befindet sich die Fahrbahn in einem maroden Zustand. 

Dies führt zu hohen Unfallzahlen. Hinzu kommt, dass den 
Radfahrenden nur unzureichende und unsichere Wege zur 
Verfügung stehen.
Bereits zur Bezirkswahl 2011 hatten die GRÜNEN die Um-
gestaltung der Langenhorner Chaussee in ihr Programm 
aufgenommen. Sie setzten sich für den Rückbau der Fahr-
bahn auf eine Spur je Richtung und Radfahrstreifen ein. 
Dementsprechend gingen die GRÜNEN im Jahr 2012 in 
die Offensive: Im Februar stellte der GRÜNE Bezirksabge-
ordnete Thorsten Schmidt an das Bezirksamt eine Anfrage 
zum Zustand der Radwege. Die Antwort: 80 Prozent der 
Radwege an der Langenhorner Chaussee seien in schlech-
tem Zustand. Eine bloße Instandsetzung des kaputten 
Radwegs sei nicht möglich, weil dieser in der Breite nicht 
mehr den heutigen Normen entspräche. Eine Beurteilung, 
die die Verkehrsbehörde bestätigte. Außerdem wurde kri-
tisch angemerkt, dass darüber hinaus parkende Kfz einen 
Großteil der schmalen Radwege blockierten. Ein Vertreter 
des zuständigen Polizeikommissariats hielt es sogar für 
möglich, dass die Radwege aus Sicherheitsgründen ge-
sperrt werden müssten, falls nicht bald Gegenmaßnahmen 
ergriffen würden. Dazu meinte Schmidt: „Laut Bezirksamt 
hieße dies, dass alle Radfahrerinnen und Radfahrer die 
Fahrbahn nutzen müssten – gemeinsam mit den in zwei 
Reihen dicht an dicht fahrenden Pkw und Lkw. Bei der 
gegenwärtigen Verkehrssituation auf der Langenhorner 
Chaussee hätten sicher nicht nur Kinder und ältere Men-
schen Angst, dort unter die Räder zu kommen."

Die alten Radwege wurden genutzt, um den Gehweg zu 
verbreitern

„Radweg“ an der Langenhorner ChausseeAn der Alsterkrugchaussee gibt es inzwischen Radfahrstreifen
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Carmen Wilckens, Jahrgang 1963, ist seit 2011 Mitglied der 
GRÜNEN Bezirksfraktion. Die Wirtschaftsfachwirtin ist in 
einem Logistikunternehmen tätig und lebt in Langenhorn. 
Sie hat zwei erwachsene Kinder und einen jungen Verein.

Carmen, eigentlich bist Du in der Lokalpolitik in Langen-
horn aktiv. Die hat Dich in letzter Zeit aber immer mal wie-
der nach Griechenland geführt. Wie kommt denn sowas?
Durch meine Abgeordnetentätigkeit habe ich die Situation 
von Geflüchteten hier im Bezirk hautnah mitbekommen. Im 
November 2015 wurde die Fluchtroute der Menschen durch 
Schließung der Grenze in Griechenland unterbrochen. Über 
Monate saßen Zigtausende von Menschen an der grie-
chisch-mazedonischen Grenze rund um das Dorf Idomeni 
bei katastrophalen humanitären Bedingungen fest. Die pre-
käre und hilflose Situation der Menschen mitten in Europa 
empörte mich so sehr, dass ich beschloss, dort Hilfe vor Ort 
zu leisten. Mit meinem Freund gründete ich den „Hambur-
ger Hilfskonvoi“: ein Bündnis von zunächst fünf Hamburger 
Initiativen der Flüchtlingshilfe. So kam es, dass ich im Juni, 
August und Oktober 2016 jeweils für einige Tage in Grie-
chenland war und Hilfsgüter an die NGOs zur Verteilung in 
den Camps übergeben habe. Im November haben wir einen 
weiteren 15-Tonner runtergeschickt: Der Winter stand vor 
der Tür und es wurden Decken, Winterkleidung, Wärmfla-
schen und Thermoskannen gebraucht.

Gleichzeitig kümmerst Du Dich auch noch um Deinen eigenen 
Verein Westwind Hamburg. Ihr repariert gespendete Fahrräder 
und stellt sie Geflüchteten zur Verfügung. Wie kam es dazu?

Mein Freund und ich sind beide begeisterte Radaktivisten. 
Als wir sahen, dass viele Geflüchtete in Unterkünften in 
abgelegenen Gebieten sitzen, kam uns die Idee, ihnen mit 
Fahrrädern ein Stück Unabhängigkeit und Mobilität zu ge-
ben. Im Sommer 2015 haben wir Westwind Hamburg e.V. 
gegründet, Standort ist ein Container an der Rindermarkt-
halle auf St. Pauli. Außerdem haben wir inzwischen eine 
große Werkstatt und Lagerräume in Stellingen. Wir haben 
bereits gut 800 Fahrräder übergeben und die Nachfrage ist 
nach wie vor riesig.

Wie bringst Du diese vielen Aktivitäten – neben Deinem 
Broterwerb – unter einen Hut?
Der Zeitaspekt ist schon krass, und es kostet auch Kraft. An 
erster Stelle steht zurzeit Westwind, die Politik kommt „on top“.

Was da so bei Dir „obendrauf“ kommt, ist ja auch eine 
ganze Menge: die Bezirksversammlung, in der Du stell-
vertretende Vorsitzende der GRÜNEN Fraktion bist, Regio-
nalausschuss und Stadtentwicklungsausschuss… Was reizt 
Dich daran?
Es ist eine spannende Sache, meinen eigenen Stadtteil mit-
zugestalten. Ich bin in Langenhorn geboren und aufgewach-
sen. Ich kenne den Stadtteil, den ich vertrete. Da wo früher 
eine Kuhwiese war, wohnen jetzt Leute. Wenn diese sich über 
geplante Neubauten beschweren, kann ich denen genau das 
sagen. Natürlich ist es auch zwiespältig zu sehen, wie sich 
die Stadt verändert, aber Hamburg ist halt eine Metropole 
und Langenhorn hat großes Potenzial zur Nachverdichtung. 
Ich versuche, Möglichkeiten zu nutzen und das Beste dabei 
rauszuholen, so dass der Charme des grünen Stadtteils er-
halten bleibt, mit neu gepflanzten Bäumen, Spielplätzen und 
Parkanlagen. Im Stadtentwicklungsausschuss bekommen wir 
nicht-öffentliche Unterlagen zu lesen und ich verstehe es als 
Privileg und Herausforderung, dort mitzuwirken.

Wie sah denn Dein Einstieg in die Politik konkret aus?
Ich stand den GRÜNEN immer nahe, bin aber relativ spät zur 
Politik gekommen. Über eine Freundin, die in der Bezirksver-
sammlung saß, bin ich reingerutscht: Als zugewählte Bürgerin 
habe ich mich zuerst 2008 im Regionalausschuss nützlich ge-
macht und konnte es kaum glauben, dass ich mit Stimmrecht 
da saß. Es war hochspannend zu sehen, wie dort gesprochen 
wird und wie Entscheidungen getroffen werden. Schritt für 
Schritt habe ich gelernt, wie Verwaltung funktioniert. Ich bin 
neugierig und lerne gerne Neues dazu. 2011 habe ich mich 
für die Wahl der Bürgerschaft und Bezirksversammlung auf-
stellen lassen und erstmals ein Mandat im Bezirk gewonnen.

Zum Teil müsst Ihr ganz schön dicke Bretter bohren, manch-
mal weiß man gar nicht, ob ein Durchkommen überhaupt 
möglich ist, Beispiel Langenhorner Chaussee…

CARMEN WILCKENS: 
ÜBER RINGKÄMPFE, 
PRIVILEGIEN UND 
WIND AUS WESTEN
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Ja, wir GRÜNEN setzen uns seit Langem für 
Radstreifen und die Abschaffung der unechten 
Zweispurigkeit auf der Fahrbahn ein. Die Ver-
kehrsbehörde lehnt das ab, der Dialog ist da 
sehr schwierig und stockend. Aber wir konnten 
die SPD-Fraktion im Bezirk von unserer Position 
überzeugen und haben gemeinsam beschlos-
sen, dass wir die jetzigen Pläne der Verkehrs-
behörde nicht akzeptieren. An dieser Stelle 
führen wir den Ringkampf um den Radverkehr 
seit Jahren. Mal verlieren wir eine Runde, das 
ist die Realität, auch wenn wir uns auf den Kopf 
stellen, und mal gibt es kleine Erfolge. Für mich 
persönlich steht auf jeden Fall fest: Aufgeben 
ist nicht vorgesehen.

Das Thema „Luft- und Lärmbelastung“ verfolgt 
Ihr ebenfalls seit langer Zeit, in den vergange-
nen Monaten ist es allgemein stärker beachtet 
worden. Was ist dazu von Euch zu erwarten?
Wir nehmen das wahr, was auch die Anwohne-
rinnen und Anwohner sehen: Es muss endlich 
etwas passieren. Dazu bleiben wir auch zukünf-
tig bissig und kämpfen für diese Ziele, auch mit 
Entscheidungsträgern auf Landesebene.
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SENAT BESTÄTIGT: RADWEGE AN DER 
LANGENHORNER CHAUSSEE „UNSANIERBAR“

„Wenn die vorhandenen Radwege nicht sanierbar sind, bleibt 
nur die Möglichkeit, den Radverkehr per Fahrradstreifen 
auf die ohnehin überbreite Fahrbahn zu verlagern. Untersu-
chungen zeigen, dass dies auf Grund der verbesserten Sicht-
barkeit der Radlerinnen und Radler für den Kfz-Verkehr ins-
besondere beim Abbiegen ohnehin für beide Seiten sicherer 
ist“, stellte Schmidt fest.
Der Forderung der GAL, die gesamte Langenhorner Chaus-
see neu zu planen, schloss sich die Polizei in Form der 
Verkehrsdirektion 51 an: „Diesbezüglich wird von hiesiger 
Seite eine Überplanung des gesamten Straßenzuges […] 
dringend empfohlen“, lautet deren Stellungnahme auf An-
frage der GRÜNEN.
Als einen ersten Schritt in die richtige Richtung wertete 
der Fraktionsvorsitzende Michael Werner-Boelz im Sommer 
2012 das Vorhaben des Bezirksamts – nach einer Eintei-
lung der Langenhorner Chaussee in drei Abschnitte – den 
ersten Teilbereich in der Alsterkrugchaussee zwischen Sen-
gelmannstraße und Erdkampsweg wie von den GRÜNEN 
gefordert und in Abstimmung mit Verkehrsbehörde und 
örtlicher Polizei einspurig zurückzubauen und einen Fahr-
radstreifen auf der Fahrbahn abzumarkieren. Aus Sicht des 
Bezirksamts könnte diese Maßnahme dazu führen, dass in 
einem zweiten Schritt der Abschnitt von der Langenhorner 
Chaussee bis zur Landesgrenze ebenso umgestaltet wird. 
Nur für den Teil zwischen Krohnstieg und Erdkampsweg 
müssten auf Grund des zu hohen Verkehrsaufkommens an-
dere Maßnahmen geprüft werden. „Ein toller Erfolg für uns 
GRÜNE. Wir haben hartnäckig unsere Forderung weiterver-
folgt und sind nun belohnt worden. Diesen Weg werden wir 
weitergehen und auch für die anderen Teilabschnitte den 

einspurigen Rückbau einfordern“, freute sich Werner-Boelz 
über diese Planung. Inzwischen wurde dieser erste Teilab-
schnitt umgebaut. Die Radfahrstreifen werden rege genutzt 
und die Gehwege sind endlich in voller Breite nutzbar.
Außerdem beantragten die GRÜNEN in 2012, den Durch-
gangs-Lastverkehr über die nahezu anwohnerfreie Zep-
pelinstraße umzulenken und damit die Situation für 
Anwohner*innen und Nutzer*innen der Langenhorner 
Chaussee erträglicher zu machen. Die Polizei prüfte das 
Vorhaben und lehnte die Umsetzung ab.
Für die Übergangszeit bis zu einem Umbau stellten die 
GRÜNEN im Oktober 2013 in der Bezirksversammlung ei-
nen bewusst provozierenden Antrag, um die Dringlichkeit 
des Problems mit den Radwegen herauszustellen: Die Rad-
wegebenutzungspflicht an der Langenhorner Chaussee soll 
aufgehoben werden! Der Grund: Die Radwege sind viel zu 
schmal, holperig, überwuchert und damit praktisch unbe-
nutzbar. Eine Pflicht zur Benutzung eines Radwegs kann 
aber nur dann angeordnet werden, wenn dieser Radweg 
auch befahrbar ist. Andernfalls haben Radfahrer*innen die 
Wahl, ob sie die Straße oder den -schlechten- Radweg be-
nutzen wollen. Der Antrag fand erwartungsgemäß keine 
Mehrheit – deutlich wurde aber erneut, dass dringender 
Handlungsbedarf besteht.
Auch das Wahlprogramm 2014 enthielt klare Aussagen zur 
Langenhorner Chaussee, die nach der Wahl Eingang in den 
rot-grünen Koalitionsvertrag fanden. In diesem Zusammen-
hang bekräftigte Michael Werner-Boelz, GRÜNER Fraktions-
vorsitzender: „In der Verkehrspolitik hat für uns die Gestal-
tung der Langenhorner Chaussee eine große Bedeutung. Hier 
muss es zu einer deutlichen Verbesserung des Radverkehrs 

„Radweg“ an der Langenhorner Chausse (links) vor der Einrichtung gemeinsamer Geh- und Radwege (Mitte). Auf der Fahrbahn wird versetzt  
zweispurig gefahren, obwohl es nur eine Fahrspur je Richtung gibt (rechts). 
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kommen – und das kann nur geschehen, wenn der Radver-
kehr auf die Fahrbahn kommt, also Radfahrsteifen errichtet 
werden und somit auch mehr Platz für Fußgängerinnen und 
Fußgänger geschaffen wird. Vorbild für die Umgestaltung 
(…) ist der Fuhlsbüttler Abschnitt der Alsterkrugchaussee mit 
breiten Radfahrstreifen und sanierten Gehwegen. Was hier 
sehr gut gelungen ist, soll endlich auch auf der Langenhor-
ner Chaussee umgesetzt werden.“
Im April 2015 ging die Debatte in die nächste große Runde: 
Die bereits fertiggestellten Pläne des Landesbetriebs Stra-
ßen, Brücken und Gewässer (LSBG), die vorsahen, zunächst 
nur die maroden Geh- und Radwege zwischen Erdkamps-
weg und U-Bahn Ochsenzoll zu erneuern und dabei aus 
den getrennten Geh- und Radwegen einen gemeinsam zu 
nutzenden Weg zu machen, lehnten neben dem Bezirk auch 
der Bezirks-Seniorenbeirat, der Allgemeine Deutsche Fahr-
rad-Club (ADFC) und der Verband Fuß e.V. strikt ab. Micha-
el Werner-Boelz begründete den Antrag: „Hauptziel jedes 
Umbauvorhabens an der Langenhorner Chaussee muss aus 
Sicht der Bezirkskoalition eine Verbesserung der Sicherheit 
für alle am Verkehr Teilnehmenden, also auch für Radfahrer 
und Fußgänger, sein. Ohne Verbesserungen für den Rad- 
und Fußverkehr kann das vom neuen Senat vorgegebene 
Ziel von 25 Prozent Radverkehrsanteil in Hamburg nicht 
erreicht werden. (…) Die Pläne sollten schnellstmöglich 
zurückgezogen und so überarbeitet werden, dass alle Ver-
kehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer einen Nutzen von 
den Umbauten haben.“ 
Daraufhin ging die Verkehrsbehörde auf den Bezirk zu. Sie 
versprach zu prüfen, „ob entlang der gesamten Strecke oder 
zumindest auf Teilstrecken Radfahrstreifen auf die Fahr-
bahn angeordnet werden können.“ Die rot-grüne Bezirksko-
alition wertet dies als Erfolg ihrer Politik. „Wir setzen uns 
seit Jahren für eine Überplanung der Langenhorner Chaus-
see ein. Die Radwege sind in einem desolaten Zustand 
und nicht benutzungsfähig. Die unechte Vierspurigkeit der 
Langenhorner Chaussee führt zu einem hohen Unfallauf-
kommen. Über Jahre wurde das Problem ignoriert. Jetzt be-
steht endlich die Möglichkeit, auf Basis einer verkehrstech-
nischen Simulation diesen Zustand zu verändern. Uns ist 
dabei wichtig, dass die Belange des Rad- und Fußverkehrs 
dabei angemessen berücksichtigt werden“, betonte noch-
mals Werner-Boelz. 
2016 wurden dennoch die alten, getrennten Rad- und Geh-
wege zu einem gemeinsamen Geh- und Radweg zusammen-
gelegt. Damit wurde zwar kurzfristig eine Vollsperrung der 
Radwege, die aufgrund einer Klage drohte, abgewendet. 
Eine endgültige Lösung steht aber immer noch aus. Der 
gemeinsame Weg bietet viel Gefahren- und Konfliktpoten-
zial zwischen schnellen Radler*innen und langsameren 
Fußgänger*innen und stellt daher keine für alle Beteiligten 
wirklich zufriedenstellende Lösung dar.
In ihrer Stellungnahme zum Beschluss der Bezirksver-
sammlung Hamburg-Nord hat die Verkehrsbehörde 2016 
erstmals zugestanden, dass mithilfe einer verkehrstech-
nischen Simulation ermittelt werden soll, wie man bei der 
Überplanung der Langenhorner Chaussee „den Belangen 
des Radverkehrs gleichberechtigt mit anderen Verkehrs-

arten gerecht“ werden könne. Dabei solle geprüft werden, 
„ob entlang der gesamten Strecke oder zumindest auf Teil-
strecken Radfahrstreifen auf der Fahrbahn angeordnet wer-
den können.“ 
Die Verkehrsbehörde machte deutlich, dass sie mit ei-
ner Bauausführung in den Jahren 2017/18 rechne. Das 
ist das Ergebnis zahlreicher Sitzungen und Debatten, 
bei denen Bürger*innen, Behördenvertreter*innen und 
Bezirkspolitiker*innen miteinander diskutiert haben, einer 
Vielzahl von Anträgen, mittels derer die GRÜNE Fraktion 
das Thema in der politischen Diskussion gehalten hat 
und intensiver Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, um die 
Bürger*innen aktuell zu informieren.
Doch 2016 zeigte sich auch wider Erwarten, dass die Behör-
de an ihren bisherigen Plänen mit einem dreispurigen Aus-
bau des nördlichsten Teils der Langenhorner Chaussee zwi-
schen Stockflethweg und der Landesgrenze festhalten will 
– auf Kosten des Radverkehrs und des Baumschutzes. Der 
zuständige Regionalausschuss lehnt die Planungsentwürfe 
der Verkehrsbehörde ab. Auf Antrag von SPD und GRÜNEN 
wurde darüber hinaus beschlossen, dass die Verkehrsbehörde 
endlich ein Verkehrskonzept für die gesamten Langenhorner 
Chaussee vorlegen solle. „Die bisher vorgelegten Varianten 
weisen allesamt Schwachstellen auf. Was alle eint: Nur dem 
motorisierten Verkehr wird durch einen dreispurigen Aus-
bau der Chaussee großzügig Platz gewährt“, fasste Carmen  
Wilckens, Sprecherin der GRÜNEN im Regionalausschuss, das 
Vorhaben für den Abschnitt an der Landesgrenze zusammen. 
Die vorgestellte Planung war nach wie vor nicht zukunfts-
weisend: Sie würde den Radverkehr neben dem Gehweg be-
lassen – das erhöht die Unfallgefahr für Radfahrende und 
für den Fußverkehr bleibt weiter zu wenig Platz. Außerdem 
würden zugunsten einer dritten Autospur zwei alte Linden 
gefällt werden. „Der einzige Lichtblick ist, dass aufgrund un-
seres Engagements alle Bäume an der Ostseite und zumin-
dest die Hälfte an der Westseite bestehen bleiben können“, 
so Wilckens.

Gemeinsame Geh- und Radwege wie hier Höhe Flughafenstraße  
führen zu Konflikten zwischen Rad- und Fußverkehr und sollten  
daher vermieden werden
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Aus urhebrerrechtlichen 
Gründen ist es leider  
nicht möglich, dieses  
Bild zu zeigen
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FAHRRADSTRASSE?
Bei einer Fahrradstraße wird die komplette Fahr-
bahn  wie ein  Radweg ausgewiesen, so dass Radfah-
rende beispielsweise auch nebeneinander fahren dür-
fen. Es gilt automatisch Tempo 30, Vorfahrtszeichen 
und Ampeln gibt es nicht, es gilt generell rechts vor 
links. Autofahrende können per Beschilderung sozusa-
gen als „Gäste“ zugelassen werden – das gilt zum Bei-
spiel  für Anlieger*innen. Fahrradstraßen werden ein-
gerichtet, wo besonders viele Radfahrende unterwegs 
sind. Sie dienen der Förderung des Radverkehrs.

FAHRRADSTRASSEN AN DER ALSTER
GRÜNE KONZEPTE SETZEN SICH DURCH

„Schöne Aussicht für Radfahrer“ titelte das Hamburger 
Abendblatt, „Vorfahrt für Fahrräder“ schrieb das Wochen-
blatt, „Grüne wollen Autos aussperren!“ und „Autos raus!“ 
die Bild-Zeitung und die Mopo. Die Initiative der GRÜNEN 
Fraktion in Hamburg-Nord, Straßen entlang der Alster wie 
die Schöne Aussicht und den Leinpfad zu Fahrradstraßen zu 
machen, erhitzte in den Jahren 2015 und 2016 die Gemüter 
in ganz Hamburg.

Schon seit 2012 verfolgen die GRÜNEN die Idee, den 
Leinpfad umzuwandeln. Die bereits damals von vielen 
Radfahrer*innen genutzte Tempo-30-Zone sei als Teil der 
Veloroute 4 perfekt geeignet für eine Fahrradstraße, mein-
ten die GRÜNEN und beantragten die Umsetzung in der BV. 
Als gutes Beispiel wurde die jüngst als Fahrradstraße einge-
richtete Lortzingstraße in Barmbek angeführt, die als Teil der 
Veloroute 6 sehr gut angenommen werde. Der Antrag wurde 
abgelehnt.

Im November 2013 forderte die GRÜNEN dann, dass 
die Straßen Bellevue und Schöne Aussicht zu Fahrradstra-
ßen umgestaltet werden sollten. Dabei beriefen sie sich auf 
einen kurz zuvor erfolgten Beschluss der Bürgerschaft, der 
eben dies sowie prinzipiell mehr Platz für Rad- und Fuß-
verkehr vorschlug. Der Antrag wurde im Verkehrsausschuss 
Hamburg-Nord beraten, dabei berichtete das Bezirksamt, 
dass es federführend für die drei Alster-Bezirke Nord, Eims-
büttel und Mitte ein „Fahrradachsen-Konzept“ für das Fahren 
rund um die Alster erarbeiten werde. Die Mittel hierfür seien 
bereits vom Senat bereitgestellt worden, mit dem fertigen 
Konzept rechne man bis Mitte 2014.

„Den sinnvollen Ansatz, nicht einen Bezirk allein zu be-
trachten, sondern alle drei Alster-Bezirke einzubinden, unter-
stützen wir nachdrücklich. Ziel sollte sein, den Radverkehr 
weiter zu fördern – was sowohl Alltagsverkehr als auch Frei-
zeit- und touristische Fahrten umfasst. Aus unserer Sicht 

Am Leinpfad drängten sich bisher Radverkehr und Pkw. Künftig hat das 
Rad Vorrang!
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wären unsere Fahrradstraßen-Vorschläge ein sinnvoller und 
guter Bestandteil des Konzepts“, meinte dazu Thorsten Sch-
midt, GRÜNER Sprecher für Verkehrspolitik. „Spannend wird 
allerdings, wie das fertige Konzept umgesetzt werden soll 
– leider hat der Senat bisher nicht ausreichend Mittel für 
Radverkehrsmaßnahmen zur Verfügung gestellt. Wir hoffen, 
dass die Finanzierung des nun geplanten Konzepts als Hin-
weis verstanden werden kann, dass das Radfahren in den 
anstehenden Haushaltsberatungen der Bürgerschaft mehr 
Gewicht bekommt.“ Der GRÜNE Antrag auf Fahrradstraßen 
wurde bis zum Vorliegen des Konzepts vertagt und sollte 
dann weiter diskutiert werden.

Im Juli 2014 gab die Verkehrsbehörde bekannt, dass im 
Rahmen eines Achsenkonzepts für den Rad- und Fußver-
kehr an der Außenalster auch Fahrradstraßen geplant sind. 
Im Bezirk Hamburg-Nord betrifft dies die Straßen Bellevue 
sowie den Straßenzug Fährhausstraße, Schöne Aussicht und 
Eduard-Rhein-Ufer. „Wir freuen uns, dass unser Vorschlag aus 
dem vergangenen Jahr, Fahrradstraßen an der Außenalster 
einzurichten, nun bereits in ein Gesamtkonzept eingebun-
den wurde. Es ist gut, dass sowohl dem Rad- als auch dem 
Fußverkehr in absehbarer Zeit endlich mehr Platz zur Ver-
fügung steht“, sagte dazu Michael Werner-Boelz, Vorsitzen-

der der GRÜNEN Fraktion Hamburg-Nord. Die ermittelten 
Nutzungszahlen von Menschen mit Rad, zu Fuß oder mit 
Pkw in den einzelnen Abschnitten würden deutlich zeigen, 
dass eine Neuaufteilung des Straßenraumes zugunsten von 
Rad- und Fußverkehr gerechtfertigt und geboten sei. Den 
Vorschlag des Bezirksamtsleiters Hamburg-Nord, Harald 
Rösler, in einem nächsten Schritt auch den Leinpfad in eine 
Fahrradstraße umzuwandeln, kommentiert Michael Werner-
Boelz wie folgt: „Auch diese Idee ist nicht neu – einen ent-
sprechenden Antrag hatten die GRÜNEN bereits Ende 2012 
gestellt, aber keine Mehrheit gefunden. Wir begrüßen aus-
drücklich, dass der Bezirksamtsleiter unsere Idee nun öffent-
lich vorantreibt.“

Im Februar 2016 wurden dann die Pläne für den fahr-
radfreundlichen Ausbau des Leinpfads im Regionalausschuss 
Eppendorf-Winterhude vorgestellt. Neben der Ausweisung 
als Fahrradstraße werden die Parkplätze geordnet und zu 
beiden Seiten der Fahrbahn befestigte Gehwege neu ge-
schaffen oder saniert. Aus GRÜNER Sicht waren die Pläne 
weitgehend gelungen, es waren aber noch einige Details zu 
prüfen. Die Planung wurde aufgrund von Anregungen aus der 
Sitzung noch einmal überarbeitet. Im Oktober 2016 starteten 
die Umbauarbeiten auf der 1,4 Kilometer langen Strecke.
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FIX UNTERWEGS PER FAHRRAD:  
POLITISCHE RADTOUR DURCH DEN BEZIRK
Wie lässt sich besser übers Radfah-
ren sprechen als unterwegs auf dem 
Rad? Das dachte sich die GRÜNE 
Fraktion und lud alle Interessierten 
an einem Sonntagnachmittag im 
September 2016 zur gemeinsamen 
Radtour ein. Bei bestem Wetter ging 
es vom U-Bahnhof Lattenkamp aus 
Richtung Alster. Entlang der Strecke 
konnten bereits umgesetzte, gelun-
gene Umgestaltungen von Straßen 
wie an der Bebelallee und an der 
Maria-Louisen-Straße vorgestellt 
werden. Die Tour informierte auch 
vor Ort über die zweite Fahrrad-
straße des Bezirks, den inzwischen 
fast vollständig umgebauten Lein-
pfad. Abgerundet wurde die Tour 
mit Informationen zu den Straßen 
Bellevue und Schöne Aussicht, die 
als östliche Alster-Fahrradachse 
ebenfalls umgestaltet werden sol-
len. Erste Pläne hierfür wurden im 

Frühjahr 2017 präsentiert. Unter-
wegs hatten die rund 70 Mitradeln-
den die Gelegenheit, mit Martin Bill 
und Thorsten Schmidt, den verkehrs-
politischen Sprechern der GRÜNEN 
Bürgerschafts- und der Bezirksfrakti-
on, sowie mit Michael Werner-Boelz, 
dem Bezirks-Fraktionsvorsitzenden, 
darüber zu diskutieren, wo Hamburg-
Nord noch Fortschritte auf dem Weg 
zur Fahrradstadt machen kann.
Fix durch Fuhlsbüttel ging es auch 
ein Jahr zuvor: Das GRÜNE Trio fuhr 
mit weiteren Fahrradbegeisterten 
eine mögliche Variante für die Velo-
route 4 ab. Diese Strecke, die einen 
schnellen Weg mit dem Rad von der 
City in Richtung Norderstedt bieten 
soll, verläuft derzeit entlang des 
westlichen Alsterufers und nahe 
dem Alsterlauf durch Fuhlsbüttel 
und Langenhorn. Die Tour bot auf 
zwei Stunden die Gelegenheit zum 

Austausch darüber, wie die Zukunft 
von Hamburg als Fahrradstadt aus-
sehen könnte und brachte viele An-
regungen für einen optimierten Ver-
lauf der Veloroute 4 mit, die in einen 
Antrag mündeten. Thorsten Schmidt 
erklärte dazu: „Der alte Verlauf der 
Veloroute 4 bringt derzeit größere 
Umwege mit sich, die kaum jemand 
in Kauf nehmen möchte. Geschuldet 
ist diese Route unter anderem der 
Vermeidung von Erdkampsweg und 
südlicher Hummelsbütteler Land-
straße. Da inzwischen beide Ab-
schnitte radfahrfreundlich umgebaut 
wurden, gibt es keinen Grund mehr, 
an der alten Route festzuhalten.“ 
Die guten Argumente der GRÜ-
NEN, die auf dem Wissen der 
Alltagsradfahrer*innen basierten, ver-
fehlten ihre Wirkung nicht: Die Ver-
kehrsbehörde folgte fast allen Vor-
schlägen bis ins Detail.

Abbiegen auf der Langenhorner Chaussee Unterwegs auf der umgestalteten Bebelallee
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BEZIRKLICHES RADVERKEHRSKONZEPT
Schon im Jahr 2012 hatte der Bezirk Hamburg-Nord auf 
Antrag der GRÜNEN hin ein eigenes Radverkehrskonzept 
beschlossen. Die Bezirksversammlung Hamburg-Nord hat-
te sich einstimmig dafür ausgesprochen. Ziel des Konzepts 
sollte es sein, schon geplante und beabsichtigte Maßnahmen 
der Radverkehrsförderung zu erfassen, zu kombinieren und 
mit Prioritäten zu versehen. Auf diese Art und Weise sollte 
ein „Fahrplan“ für die einzelnen Maßnahmen erstellt wer-
den. Die Gelder für die Konzepterstellung sollten bei der 
Verkehrsbehörde eingeworben werden. Dieses wurde zuvor 
in einer Sitzung des Verkehrsausschusses bereits in Aussicht 
gestellt. „Mittlerweile wollen alle im Parlament vertretenen 
Parteien den Radverkehr in Hamburg stärken!“, stellte Mar-
tin Bill, damaliger verkehrspolitischer Sprecher der GRÜNEN 
Fraktion Hamburg-Nord, fest. „Dieses Ziel muss aber auch in 

konkrete Taten umgesetzt werden. Dafür ist es wichtig zu 
wissen, welche Projekte den größten Nutzen haben.“ Das fer-
tige Konzept beinhaltet nun eine ganze Reihe von Bezirks-
routen, die wichtige Quell- und Zielorte des Radverkehrs 
miteinander verbinden.
Die ersten beiden Maßnahmen zur Umsetzung des bezirklichen 
Radverkehrskonzepts beschloss die Bezirksversammlung im 
September 2015: Für die Martinistraße (Eppendorf) und die 
Straße Spreenende (Groß Borstel) sollte die Einrichtung von 
Radfahr- oder Schutzstreifen genauer geprüft werden.
Beim Spreenende stellte sich heraus, dass aufgrund sehr ho-
her Kosten und Schwierigkeiten beim Umbau eine schnelle 
Realisierung nicht sinnvoll wäre. Bei der Martinistraße sah 
dies allerdings anders aus: Entlang der Martinistraße gibt es 
bis dato keine eigene Verkehrsfläche für die vielen Radfahren-

Schutzstreifen (oben) dürfen vom Auto befah-
ren werden, wenn dies unbedingt notwendig 
ist. Hier gilt ein Parkverbot. Radfahrstreifen 
(unten) dürfen höchstens überfahren werden, 
um zu danebenliegenden Parkplätzen zu ge-
langen. Hier gilt ein absolutes Halteverbot.

H
A

M
B

U
R

G
E

R
 M

O
R

G
E

N
P

O
S

T,
 2

3.
4.

20
14

40 |  35 JAHRE GRÜNE FRAKTION HAMBURG-NORD 2012-2017



den, die dort also im Mischverkehr oder unerlaubt auf den sch-
malen Gehwegen fahren. Das bezirkliche Radverkehrskonzept 
empfiehlt, auf dieser Straße Schutzstreifen einzurichten. „Mit 
dem UKE liegt ein großer Arbeitgeber, der viel Pendelverkehr 
anzieht, an der Straße. Für viele Kinder, die in der Löwenstra-
ße zur Schule gehen, ist die Martinistraße Teil ihres täglichen 
Schulwegs. Das Bezirksamt soll nun Planungen für Schutz-
streifen aufnehmen und auch prüfen, ob nicht sogar Radfahr-
streifen möglich sind. Damit machen wir dem Radverkehr hier 
ein deutlich besseres Angebot als bisher“, führte der GRÜNE 
Verkehrsexperte Thorsten Schmidt aus.
Eine ähnliche Chance sahen die GRÜNEN Anfang 2014 an 
der Fuhlsbüttler Straße im Stadtteil Ohlsdorf. Anknüpfungs-
punkt für die Forderung nach Radfahrstreifen waren Neu-
planungen der Straße zwischen der Beisserstraße im Süden 
und der Bushaltestelle am U/S-Bahnhof Ohlsdorf im Norden. 
Überwiegend sollte es eine Fahrspur je Fahrtrichtung ge-
ben, dazu Radfahrstreifen auf beiden Straßenseiten. Nördlich 
der Straße Redderplatz sollten die Radfahrstreifen aber in 
einen separaten Radweg überführt werden, der durch Park-
plätze und eine Reihe Bäume von der Fahrbahn getrennt 

sein sollte. Streckenweise waren zwei Kfz-Fahrspuren je 
Richtung geplant. Sicherheit solle vor Schnelligkeit gehen, 
forderten daraufhin die GRÜNEN: Anstatt zusätzliche Kfz-
Fahrstreifen einzurichten, solle erst einmal für alle anderen 
Verkehrsteilnehmer*innen eine sichere Verkehrsfläche ge-
schaffen werden. Dazu gehöre ein durchgehender Radfahr-
streifen, weil die geplanten separaten Radwege die Gefahr 
erhöhen würden, dass Radfahrende von Autofahrer*innen 
beim Abbiegen übersehen werden würden.
Weitere Straßenumbauten zugunsten der Verkehrssicher-
heit sind in der Alten Wöhr, in der Hellbrookstraße und im 
Rübenkamp vorgenommen worden. Alte, schmale Radwege 
wurden zurückgebaut und dem Gehweg zugeschlagen, der 
Radverkehr wird nun auf der Fahrbahn auf Radfahrstreifen 
oder Schutzstreifen geführt. Die Maßnahmen gehen zurück 
auf eine Prioritätenliste, die die Bezirksversammlung 2010 
auf Antrag der GRÜNEN beschlossen hatte. Auch in der Al-
sterkrugchaussee sind die alten Radwege Vergangenheit: 
Zwischen Zeppelinstraße und Erdkampsweg wurden Rad-
fahrstreifen auf der Fahrbahn gebaut. Für den Autoverkehr 
steht seither je Richtung ein Fahrstreifen zur Verfügung.
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Thorsten Schmidt, Jahrgang 1983, ist Sprecher für Verkehr 
der GRÜNEN Fraktion in der Bezirksversammlung Hamburg-
Nord. Der gebürtige Münsterländer hat in Karlsruhe und 
Stockholm Maschinenbau studiert. 2009 kam er für einen 
Job als Windenergieingenieur nach Hamburg. Den GRÜNEN 
ist er 2010 beigetreten, ein Jahr später wurde er Bezirksabge-
ordneter. Er lebt mit seiner Partnerin und der gemeinsamen 
einjährigen Tochter in Fuhlsbüttel.

Hallo Thorsten, Dein Gesicht und vor allem Dein Name fin-
den sich oft in den Medien, wenn es ums Radfahren geht. 
Was interessiert Dich an dem Thema so sehr, dass Du Dich so 
stark dafür einsetzt?
Dahinter steckt eine Menge, nicht zuletzt meine Tochter. Sie 
wird im Jahr 2100 84 Jahre alt und vom Klimawandel hart 
betroffen sein. Wir müssen heute viel dafür tun, um die Fol-
gen für die Umwelt in der Zukunft einzudämmen. Als Einzel-
ner nutze ich die Chance, mich auf Bezirksebene dafür ein-
zusetzen. Besonders am Herzen liegt mir die Verkehrswende 
hin zu umweltverträglicheren, emissionsarmen Verkehrsmit-
teln. Die Stadt bietet im Gegensatz zu ländlichen Regionen 
zum Beispiel gute Voraussetzungen für einen wirtschaftlich 
geführten, engmaschigen ÖPNV. Der Radverkehr braucht 
bessere Voraussetzungen, damit das Radfahren attraktiver 
wird. Mir geht es letztendlich um das große Ganze: besseres 
Klima für die Menschheit.

Wie sieht Deine Mitarbeit in der Bezirkspolitik ganz praktisch 
aus? Welche Möglichkeiten hat man, um Einfluss zu nehmen?

Rund 2,5 Millionen Euro stehen uns im Jahr im Bereich 
Verkehr zur Verfügung. Das ist der größte Topf, über den 
der Bezirk entscheiden kann. Ich nehme im Durchschnitt 
an zwei Terminen pro Woche teil – meist am Abend. Das 
reicht von regelmäßigen Sitzungsterminen über wichtige 
„Vor Ort“-Besichtigungen, um sich einen eigenen Eindruck 
zu verschaffen, bis zu Diskussionsrunden, zu denen wir als 
GRÜNE die Öffentlichkeit einladen. Dazu kommt natürlich, 
sich inhaltlich in die Themen einzuarbeiten, E-Mails zu le-
sen, sie zu verstehen und zu beantworten… 
Wir Bezirkspolitiker sind „qualifizierte Laien“ und bespre-
chen mit dem Bezirksamt, ob das, was wir wollen, sinnvoll 
ist. Wir tauschen uns mit dem ADFC aus. Wir müssen unsere 
Koalitionspartner informieren, überzeugen, eventuell einen 
Kompromiss finden. Zusammen mit dem Tiefbauamt ent-
wickeln wir einen Plan, führen die Ideen dann weiter. Das 
Ganze mündet darin, Anträge zu schreiben, wenn man eine 
aktive Fraktion sein und Dinge bewegen will.

Einer Deiner Schwerpunkte ist das bezirkliche Radverkehrs-
konzept. Wie läuft es da ab?
Vor allem geht es dabei um die sinnvolle Ergänzung der 
Velorouten, die vom Senat bezahlt und vom Bezirk geplant 
werden. Dazu müssen in der Koalition Lösungen gefunden 
und die technische Umsetzbarkeit geprüft werden. Einer 
der ersten Abschnitte des Veloroutenausbaus, der realisiert 
wird, ist im Pergolenviertel. Ein Neubaugebiet macht die 
Planung einfach, kritisch wird es da, wo vorhandene Stra-
ßen eingebunden werden müssen. Wir wollen zusammen-
hängende, gute Verbindungen schaffen, die bereits umge-
baute Straßen wie den Wiesendamm integrieren. Ich fahre 
selbst Straßen mit dem Rad ab und gehe mit dem Bezirk-
samt verschiedene Möglichkeiten durch. Dabei spielt auch 
die Fahrbahnsanierung eine Rolle, für die eine Gewichtung 
vorgenommen werden muss: Welche Straßen werden stark 
genutzt? So haben wir GRÜNEN uns eine Meinung gebildet 
und Anträge formuliert. Das Ergebnis waren zum Beispiel 
die anstehenden Sanierungen am Maienweg und am Alten 
Teichweg.

Du sprichst den Wiesendamm an, nicht alle Nutzer sind mit 
der Umgestaltung glücklich…
Ich sehe den Wiesendamm als großen Erfolg an, weil die 
Umsetzung Sinn macht: Priorität haben der barrierearme, 
breite Fußweg, für Radler ein Streifen auf der Fahrbahn, die 
Autos können fahren. Die oft lautstark vorgetragene Erwar-
tung zu erfüllen, sein Auto kostenfrei im öffentlichen Raum 
parken zu können, steht für uns nicht an erster Stelle. Das ist 
ein Konflikt, den wir in Zukunft an weiteren Stellen sehen 
werden. Als Resultat der Verkehrspolitik der vergangenen 
Jahrzehnte haben einige Bürger leider den Eindruck bekom-

THORSTEN SCHMIDT: 
HEUTE PRIORITÄTEN 
SETZEN FÜR DIE WELT 
VON MORGEN
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men, es gäbe ein generelles Recht sein Fahrzeug gratis im 
öffentlichen Raum abzustellen.

Und wo stößt die Bezirkspolitik Deiner Erfahrung nach an 
Grenzen? 
Bei Hauptverkehrsstraßen ist unsere Meinung nicht ver-
bindlich. Hier ist der Senat zuständig, aber das Interes-
se der Landespolitik zum Beispiel an der Langenhorner 
Chaussee ist sehr gering. Da wird dann eine Planung im 
Regionalausschuss Langenhorn vorgestellt, obwohl dieser 
keinerlei verbindliche Entscheidungsmöglichkeiten zu die-
ser Straße hat. Die Mitglieder des Verkehrsausschusses der 
Bürgerschaft, der tatsächlich verbindlich zum Thema ent-
scheiden könnte, bekommen von der Planung aber kaum 
etwas mit. Die Planungen an Hauptverkehrsstraßen fliegen 
sozusagen unter dem Radar der politisch Verantwortlichen. 
Ich denke, dass hier öffentliche Aufmerksamkeit – eher lo-
kal – und politische Verantwortung – auf Landesebene – 
besser zusammengeführt werden sollten. Woran wir aktiv 
arbeiten, ist die stärkere Beteiligung der Öffentlichkeit – zu 
einem möglichst frühen Zeitpunkt, zu dem man noch Ein-

fluss nehmen kann. Wenn schon die Bagger anrücken, ist 
es dazu zu spät. Ein weiterer Punkt ist, dass Bürgerbetei-
ligung sich nicht nur auf jetzige Anwohner beziehen darf. 
Auch zukünftige Nutzer sind Betroffene, aber diese nehmen 
meist an der Diskussion im laufenden Prozess nicht teil. Wir 
als Politiker vertreten im Entscheidungsprozess auch die 
Interessen dieser Bürger. Bürgerbeteiligung darf nicht nur 
Anwohnerbeteiligung sein!

Seit sechs Jahren gestaltest Du den Bezirk mit. Wie haben 
sich Deine Erwartungen bisher erfüllt?
Als ich 2010 bei den GRÜNEN aktiv wurde, hatte ich den 
Radschnellweg Richtung Norderstedt als Vision vor Augen. 
Das wollte ich vorantreiben, weil ich überzeugt davon bin, 
dass bessere und schnellere Verbindungen mehr Radver-
kehr nach sich ziehen. Heute sind wir über viele kleinere 
Teilschritte schon ein gutes Stück weitergekommen. Das 
Thema wird inzwischen auch auf Landesebene bewegt, es 
gibt einen Passus dazu im Koalitionsvertrag. Kurzfristige 
Erfolge und langfristige Ziele –beides will ich auch zukünf-
tig im Blick behalten.

Thorsten Schmidt auf der Martinistraße

4335 JAHRE GRÜNE FRAKTION HAMBURG-NORD 2012-2017  |



DURCHSTARTEN!
RADSCHNELLWEG 
ALSTERDORF-
NORDERSTEDT 
RÜCKT NÄHER
Das rot-grüne Hamburger Regierungsbündnis hat 
in seinem Koalitionsvertrag festgelegt, dass je Be-
zirk die Voraussetzungen für die Einrichtung eines 
Radschnellwegs geschaffen werden. Ziel soll ein at-
traktives Angebot für Berufspendler*innen sein. Der 
Bezirk Hamburg-Nord verfolgt auf GRÜNE Initiative 
bereits seit dem Jahr 2014 die Idee eines Radschnell-
wegs zwischen Alsterdorf und Norderstedt. 

Thorsten Schmidt, verkehrspolitischer Sprecher 
der GRÜNEN Fraktion im Bezirk Hamburg-Nord stellt 
fest: „Die Förderung des Radverkehrs hört nicht beim 
Bau von Radfahrstreifen oder Abstellbügeln auf: Um 
das Fahrrad auch als Transportmittel im Berufsver-
kehr attraktiver zu machen, müssen wir weiter den-
ken. Für Pendlerinnen und Pendler ist wichtig, zügig, 
sicher und auf möglichst direktem Weg von der Woh-
nung zur Arbeitsstätte und zurück zu gelangen. Ein 
Fahrradschnellweg ist hier eine Alternative zum be-
stehenden Straßennetz.“

Eine detaillierte Anfrage der GRÜNEN Bezirks-
fraktion an den Senat unter dem Motto „Wer macht 
was? Wie ist der Stand der Dinge?“ ergab im Januar 
2017, dass die Metropolregion Hamburg (MRH) eine 
vorbereitende Analyse für mögliche Radschnellweg-
Korridore erstellt. Darauf basierend können Mach-
barkeitsstudien für konkrete Streckenabschnitte er-
stellt werden. Dafür stehen im Haushalt 2017/2018 
des Landes Hamburg 150.000 Euro jährlich zur Ver-
fügung. Thorsten Schmidt kommentierte die Antwort 
des Senats: „Wir GRÜNE begrüßen das Engagement 
der Metropolregion Hamburg für zukunftsweisende 
Mobilität! Die fertigen Analysen werden für uns in 
der weiteren Planung sehr hilfreich sein, denn ein 
Radschnellweg innerhalb der dicht bebauten Stadt 
ist eine Herausforderung! Unser Ziel ist, dass nach 
dem Abschlussbericht der Metropolregion zügig eine 
Machbarkeitsstudie für einen Radschnellweg Alster-
dorf-Norderstedt folgt. Gut ist, dass dafür Gelder vom 
Land Hamburg bereitgestellt werden. Denn eines ist 
klar: Je mehr Menschen das Fahrrad statt des Autos 
wählen, desto besser ist die Luft für uns alle und de-
sto weniger Pendlerstau haben wir auf der Straße!“

„Die Nachbarn in Norderstedt werden übrigens 
gerne hören, dass es voran geht“, ist sich Schmidt si-
cher. Bereits drei Jahre zuvor hatten die GRÜNEN in 
Hamburg-Nord und Norderstedt gemeinsam an einem 
Strang gezogen: Die Hamburger beantragten in der 
Bezirksversammlung, dass der Bezirk sich beim Se-
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Die potenzielle Route des Radschnellwegs verläuft auch durch  
Grünanlagen

FÜR DIE ERFOLGREICHE  
EINRICHTUNG EINES  
RADSCHNELLWEGES GIBT  

ES EINIGE FAKTOREN
  Um den Radschnellweg auch für unsicherere 

Radfahrende attraktiv zu machen, sollte die Strecke 

weitestgehend abseits des Kfz-Verkehrs liegen.

  Um regelmäßig eine hohe Geschwindigkeit erzielen 

zu können, darf es nur wenige Kreuzungen geben, 

die gut einsehbar sein und dem Schnellweg Vorrang 

einräumen sollen.

  Allgemeine Hauptverkehrsstraßen stellen für 

Schnellwege ein Hindernis dar, da zur Querung 

möglicherweise teure Ingenieursbauwerke wie 

Brücken oder Unterführungen erforderlich sein 

können. Daher können Radschnellwege dort be-

sonders preiswert gebaut werden, wo nur wenige 

Hauptverkehrsstraßen zu queren sind.

nat für die Schaffung des Fahrradschnellwegs, der am 
Flughafen entlang von Alsterdorf nach Norderstedt 
führt, einsetzten solle. Nach intensiver Debatte stimm-
ten alle Fraktionen dem Antrag im Februar 2014 zu. 
Die Norderstedter ihrerseits wollten einen Antrag 
stellen, der in die gleiche Richtung zielte.

Die GRÜNEN betrachten die Einrichtung eines 
Radschnellweges als sinnvolle Ergänzung zum Netz 
der Velorouten. Diese verbinden die Stadtteile mit 
dem Zentrum und nutzen im Wesentlichen beste-
hende Strecken, die auch für den Kfz-Verkehr frei-
gegeben sind. Ein Radschnellweg hingegen verbin-
det weiter voneinander entfernt liegende Ziele und 
Verkehrsquellen möglichst geradlinig miteinander. 
Kombiniert mit einer hohen Geschwindigkeit kön-
nen so kurze Fahrtzeiten erreicht werden. Diese kann 
längst nicht mehr nur von jungen und sportlichen 
Menschen erreicht werden, da immer breitere Bevöl-
kerungsschichten Räder mit elektrischer Antriebsun-
terstützung für sich entdecken.

Thorsten Schmidt: „Nicht alle Velorouten sind für 
Radlerinnen und Radler, die schnell zu ihrem Arbeits-
platz gelangen wollen, optimal gelegen. Hinzu kommt: 
Norderstedt ist mit 16.000 Pendelnden täglich die 
Stadt mit den meisten Auspendelnden nach Hamburg. 
Diese legen auf dem Weg zu ihrem Arbeitsplatz in 
Hamburg besonders lange Strecken zurück und profi-
tieren daher besonders von schnellen Verbindungen.“

Ein möglicher Verlauf für den Radschnellweg nach 
Norderstedt deckt sich in großen Teilen mit der so-
genannten „Freizeitroute 12“ entlang des Flughafen-
geländes. Da sich abzeichnete, dass die Einrichtung 
eines Radschnellwegs sich noch über einige Zeit hin-
ziehen würde, wurden die GRÜNEN schon jetzt aktiv. 
Im Mai 2016 beschloss die Bezirksversammlung auf 
Antrag von Rot-Grün insgesamt 13 Maßnahmen zur 
Verbesserung der Fahrradroute. Der GRÜNE Radfahr-
Experte Thorsten Schmidt erläuterte: „Der Flughafen 
Hamburg stellt mit seinen eingezäunten 570 Hektar 
Fläche ein Hindernis für den Durchgangsverkehr dar, 
weshalb das Verkehrsaufkommen an seinem Rand 
besonders groß ist. Für den Kfz-Verkehr gibt es die 
Ortsumgehung Fuhlsbüttel – für den Radverkehr 
gibt es keine ausgebaute Strecke. De facto hat sich 
inzwischen die Freizeitroute 12 auf dem Abschnitt 
zwischen der Sengelmannstraße in Alsterdorf und 
der Tarpenbekstraße in Norderstedt als Hauptroute 
vor allem für den berufsbedingten Radverkehr von 
und nach Norderstedt etabliert. Doch auf den knapp 
7 Kilometern der Strecke gibt es eine ganze Reihe 
von Hindernissen, die ein zügiges Vorankommen er-
schweren. Auch ist der Verlauf der beliebten Strecke 
mancherorts nur schwer zu erkennen. Mit unserem 
Antrag wollen wir hier Abhilfe schaffen. Denn jeder 
Radfahrende auf dieser Route bedeutet weniger Kfz-
belastete Straßen andernorts. Das wiederum hat we-
niger Lärm- und Luftbelastung für die Anwohnenden 
zur Folge.“ 

Solche Radwege wollen die GRÜNEN abschaffen
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FUSSVERKEHR FÖRDERN
GRÜNE ALS SCHRITTMACHER
Der Weg ist frei: Zum ersten Mal wird in Hamburg ein Kon-
zept für optimalen Fußverkehr im Stadtteil erarbeitet. Das ist 
das Ergebnis eines erfolgreichen Antrags von GRÜNEN und 
SPD im Bezirk Nord im Februar 2017. Die Bürger*innen wer-
den dabei von Anfang an beteiligt. 

Dieser wegweisenden Entscheidung ist ein jahrelanger 
Prozess vorausgegangen: Für eine zukunftsorientierte Ver-
kehrspolitik – weg von der Fokussierung auf die „autoge-
rechte Stadt“ – ist aus Sicht der GRÜNEN neben dem Umbau 
Hamburgs zur „Fahrradstadt“ auch der Ausbau des Fußver-
kehrs maßgeblich. Bereits im Wahlprogramm stellte man 
fest: „(…)auch die Bedingungen für Menschen, die zu Fuß ge-
hen, müssen in Hamburg deutlich besser werden. Gehwege 
sind häufig zu schmal und schlecht gepflegt, ‚Bettelampeln‘ 

und Barrieren behindern das Zu-Fuß-Gehen.“ Im Koalitions-
vertrag wurde dann die Erstellung eines Fußverkehrskon-
zepts vereinbart. Auch im Bündnis für den Radverkehr legten 
die GRÜNEN großen Wert darauf, dass der Fußverkehr nicht 
zugunsten der Förderung des Radverkehrs vernachlässigt 
wird. Der im Jahr 2016 beschlossene Bündnistext, der auf 
Forderung der rot-grünen Bezirksfraktionen vom Senat über-
arbeitet und ergänzt wurde, stellt klar, dass mit der Schaffung 
eines attraktiven, sicheren Angebots für den Radverkehr re-
gelmäßig auch mehr Komfort, Sicherheit und oft mehr Platz 
für den Fußverkehr verbunden sind.

Dazu erläutert der GRÜNE Fraktionsvorsitzende Micha-
el Werner-Boelz: „Die meisten Wege beginnen zu Fuß, auch 
wenn es dann mit dem Fahrrad, Bus und Bahn oder dem Auto 

Grobe Pflastersteine sind für 
Menschen mit Rollator oft 
nur schwer zu überqueren. 
Deshalb werden sie mehr und 
mehr ausgetauscht.
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weitergeht. Von gut ausgebauten Wegen profitieren nicht nur 
Kinder, Seniorinnen und Senioren sowie Personen mit einge-
schränkter Mobilität. Sie kommen allen Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern zugute.“ Fußverkehrskonzepte beinhalteten unter 
anderem eine Mängelanalyse und Vorstellungen davon, wie 
die Entwicklung eines Fußverkehrsnetzes aussehen sollte. 
Während für den Fahrradverkehr und den motorisierten Ver-
kehr Zahlen zum Beispiel über Aufkommen und Investitionen 
erhoben werden, fehlen diese für den Fußverkehr. Wie viele 
Mitbürger*innen nutzen Fußwege? Wie hoch ist die Zahl der 
Unfälle mit Fußgänger*innen? Welche Summe wird in den 
Ausbau der Fußwege investiert? Mit einer Anfrage an den 
Senat nach dessen Fußverkehrskonzept, forderte die GRÜNE 
Fraktion im Sommer 2016 Antworten auf diese und weitere 
Fragen. Es zeigte sich, dass Hamburg den Fußverkehr bisher 
kaum strukturiert betrachtet und fördert.

Der im Februar 2017 durch die Bezirksversammlung 
beschlossenen Antrag bedeutet daher eine Premiere für 
Hamburg. Das geplante Fußwegekonzept geht in den Stadt-

teilen Alsterdorf und Hoheluft-Ost an den Start. Dazu Mi-
chael Werner-Boelz: „Wir stehen für eine Verkehrspolitik, die 
unmittelbar die Bedürfnisse der Menschen berücksichtigt. 
Unser Ziel ist es vor allem, den in den letzten Jahrzehnten 
vernachlässigten Fuß- und Radverkehr zu stärken. Für den 
Radverkehr haben wir bereits viele Verbesserungen auf Basis 
durchdachter Konzepte erreicht. Mit dem Fußwegekonzept 
werden wir nun die Grundlage dafür legen, auch den Fußver-
kehr systematisch zu stärken.“ 

Der Antrag sieht vor, dass erstmals unter Einbeziehung 
von lokalen Akteuren grundlegend untersucht wird, wel-
che Wegeverbindungen besonders wichtig sind, wo Verbin-
dungen fehlen, wie die Aufenthaltsqualität verbessert wer-
den kann und welche Defizite vorhanden sind. Ein externes 
Planungsbüro soll eine Fußverkehrsstrategie für das we-
niger stark verdichtete Alsterdorf und das hochverdichtete 
Hoheluft-Ost entwickeln. Die dabei gewonnenen Erkennt-
nisse sollen anschließend auf weitere Stadtteile übertragen 
werden. „Wir sind der Meinung, dass man zunächst einmal 

Diese Schule wirbt dafür, den Schulweg zu Fuß zu bewältigen

Die Frickestraße in Eppendorf: Zugeparkter 
Gehweg (oben); kaum Platz für einen entge-
genkommenden Kinderwagen (unten)
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die Grundlagen erheben muss, um die richtigen Schritte für 
eine moderne Stadtinfrastruktur umzusetzen. Wie oft werden 
bestimmte Gehwege benutzt? Wie können Menschen schnel-
ler und sicherer ihre Wege zu Fuß erledigen? Was muss ge-
tan werden, damit Wegeverbindungen barrierefrei sind? 
Wie kann die Aufenthaltsqualität gesteigert und damit der 
Fußverkehr attraktiver werden?“, erläutert Werner-Boelz das 
Vorgehen. „Gut durchdachte und barrierefreie Fußwege sind 
ein Gewinn für alle Bürgerinnen und Bürger in der Stadt. Ein 
Fußwegekonzept macht genau dies – es analysiert Bedarfe 
und Hindernisse. So erreichen wir unser Ziel: Ein für alle Be-
völkerungsgruppen gleichermaßen gut und bequem ‚begeh-
barer‘ Bezirk zu werden.“

Darüber hinaus haben die GRÜNEN im Rahmen des Aus-
baus der Barrierefreiheit in den vergangenen Jahren immer 
unterstützt, dass große Summen bezirklicher Mittel zur 
Verfügung gestellt wurden (siehe Abschnitt „Bessere Wege 
und einfache Orientierung“). Mit diesem Geld wurden im 

gesamten Bezirk Maßnahmen umgesetzt, die das Zu-Fuß-
Gehen sicherer und attraktiver gestalten. Dazu gehören 
breitere Fußwege, der Abbau von Stolperfallen wie zu hohe 
Bordsteinkanten und taktile Leitsysteme für sehbehinderte 
Verkehrsteilnehmer*innen.

Auf Hinweis von Bürger*innen und aus eigener Erfahrung 
sind einzelne Maßnahmen regelmäßig Thema in den Regio-
nalausschüssen. Dabei benennen die GRÜNEN nicht nur das 
Probleme, sondern zeigen konkrete Lösungsvorschläge auf. 
So wurde beispielsweise beschlossen, Fußgänger*innen in 
der Barmbeker Stückenstraße wieder ausreichend Platz ein-
zuräumen, nachdem im Juni 2016 auf Antrag von Rot-GRÜN 
die Situation vor Ort analysiert worden war: Die Parkflächen 
sind neben den Gehwegen ausgewiesen, inzwischen aber für 
moderne Fahrzeuge zu schmal. Selbst korrekt abgestellte Au-
tos engten den Gehweg daher dermaßen ein, dass Menschen 
mit gefüllten Einkaufstaschen, die den anliegenden Lebens-
mittelmarkt zum Einkaufen nutzten, und erst recht Personen 

Gehweg in der Friedrichsberger Straße vor (links) und nach (rechts) der von den GRÜNEN beantragten Sanierung
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mit Rollatoren oder Kinderwagen nicht mehr einander pas-
sieren konnten. „Unser Vorschlag lautet: Parken halb auf der 
Straße und halb auf dem vorhandenen Parkstreifen. So wäre 
für den Fußverkehr wieder genug Platz. Wir hoffen, dass die 
Polizei unserer Anregung folgt und man künftig wieder ohne 
Behinderungen in der Stückenstraße zu Fuß unterwegs sein 
kann“, so Christoph Reiffert, GRÜNER Fraktionssprecher für 
Barmbek. Um den Beschluss umsetzen zu können müssen 
noch Vermessungsarbeiten durchgeführt werden.

Auch an der Dehnhaide sollen auf Anregung des Stadt-
teilrats Umbauten für mehr Sicherheit sorgen. Im Dezember 
2015 hatte der Regionalausschuss Barmbek-Uhlenhorst-
Hohenfelde-Dulsberg auf Antrag von GRÜNEN und SPD 
beschlossen, dass entlang der Dehnhaide eine Reihe von 
gefährlichen Stellen entschärft werden sollte. Im Februar 
2016 gab die zuständige Verkehrsbehörde bekannt, dass für 
die Dehnhaide und weitere Straßen im Umfeld Voruntersu-
chungen für eine „Verbesserung des Gesamtraumes“ laufen 

würden. Dazu Christoph Reiffert: „Es ist erfreulich, dass die 
Verkehrsbehörde unsere Einschätzung teilt, dass die Einmün-
dungen an der Dehnhaide gefährlich sind und die Situation 
verbessert werden muss.“ 

Echte Verbesserungen für den Fußverkehr wird auch 
eine Reihe von Maßnahmen bringen, die der Verkehrsaus-
schuss auf Antrag von Rot-GRÜN im Dezember 2015 be-
schlossen hatte. Unter anderem werden im Rahmen von 
Straßensanierungen Gehwege am nördlichen Maienweg, 
an der Alten Wöhr und am Alten Teichweg erneuert. Bei 
weiteren neun Einzelmaßnahmen, die im Jahr 2016 umge-
setzt wurden, standen besonders Senior*innen und Schul-
kinder im Fokus, für deren Sicherheit an wichtigen Punkten 
sogenannte Querungshilfen, also „Verkehrsinseln“, gebaut 
und Einmündungsbereiche umgestaltet werden. Das be-
trifft unter anderem die Alsterdorfer Straße, den Elligers-
weg und die Martinistraße.

BEBELALLEE - 
KLARE VERHÄLT-
NISSE GESCHAFFEN
Die runderneuerte Bebelallee in Winter-
hude, die auch Teil der Veloroute 4 ist, 
wurde im Dezember 2015 wieder für den 
Verkehr freigegeben. Im Rahmen monate-
langer Arbeiten war die gesamte Straße 
grundsaniert worden. Bei dieser Gelegen-
heit wurden die kaputten Radwege durch 
bequeme Schutzstreifen ersetzt. Breite, 
ebene Gehwege wurden geschaffen und 
die Parkflächen neu geordnet.
Alle Verkehrsteilnehmer*innen haben 
an Sicherheit gewonnen, denn vorher 
herrschte großes Durcheinander auf Fahr-
bahn und Fußwegen und es kam ständig 
zu Konflikten. 

Vor dem Umbau: Eine breite, 
ungeordnete Fahrbahn lädt 
Autofahrer*innen zu zweispu-
rigem Fahren ein und verunsi-
chert Radfahrer*innen. Schräg 
oder senkrecht parkende Autos 
gefährden beim Ausparken den 
Radverkehr.

Nach dem Umbau: Martin Bill, 
GRÜNER Bürgerschaftsabgeord-
neter, mit dem Fahrrad auf dem 
Schutzstreifen Bebelallee. Die 
Linien markieren klar, welches 
Fahrzeug welchen Bereich 
nutzen soll. Geparkt wird nun nur 
noch in Längsrichtung.

Der Pkw parkt zwar korrekt – es bleibt 
 aber trotzdem zu wenig Platz. Die GRÜNEN 

haben beantragt, dass künftig auf der  
Straße geparkt werden soll. 
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Ihre morgendliche Laufrunde um die 
Alster hat Carmen Möller heute bereits 
hinter sich. Fast täglich zieht sie ihr 
Fitnessprogramm durch – beinahe ein 
Spaziergang für jemanden, der wie sie 
schon 26 Mal den Marathon bewältigt 
hat. Bewegung in den Alltag bringen, 
dafür setzt sich die Uhlenhorsterin auch 
politisch ein. Vor allem die Bedürfnisse 
von Fußgängern will sie stärker in den 
Vordergrund rücken. Schließlich sei Zu-
Fuß-Gehen das umweltfreundlichste 
Fortbewegungsmittel überhaupt, meint 
sie. Und: „Fußgänger brauchen keinen 
Parkplatz – höchstens eine Parkbank!“

Seit 2015 ist Carmen Möller GRÜNES 
Mitglied in der Bezirksversammlung. Im 
Regionalausschussvertritt sie die Belan-
ge der Stadtteile Hohenfelde und Uhlen-
horst. Schon drei Jahre zuvor wurde sie 
Mitglied im Ausschuss für Umwelt, Ver-
kehr und Verbraucherschutz und im Wirt-
schaftsausschuss, als sogenannte „zu-
gewählte Bürgerin“. Ein naheliegendes 
Fach für die ausgebildete Bankkauffrau, 
die später noch Informatik studierte – 
und damit in den 80erJahren eine ausge-
sprochene Exotin unter lauter Männern 
war. Als selbstständige Unternehmerin 
mit bis zu 40 Mitarbeiter*innen und mit 
Familie fehlte ihr in den folgenden Jah-
ren zwar die Zeit für politisches Enga-
gement, „aber ich hatte immer ein sehr 
großes Interesse an einer intakten Um-
welt und damit an den GRÜNEN, meiner 
Lieblingspartei“, erzählt sie. Als 2009 in 
Hamburg die Schulreform* die politische 
Debatte bestimmte, packte sie das The-
ma so sehr, dass sie aktiv wurde. „Wär‘ ja 
schlimm, wenn wir das nicht durchkrie-
gen“, war damals ihre Motivation, die 

durch eigene Schulerfahrungen – sie 
musste ihr Abi auf der Abendschule ma-
chen – befeuert wurde.

„Um als Neuling aktiv in die Partei 
reinzukommen habe ich an verschie-
denen Interessierten-Treffen und an 
Veranstaltungen zur Schulreform teil-
genommen sowie die Info-Stände der 
GRÜNEN unterstützt“, berichtet sie. 
2010 kandidierte sie „sehr spontan“ 
für Bürgerschaft und Bezirk. Aus einem 
Abgeordnetenplatz wurde zwar vorerst 
noch nichts, „aber ich weiß, dass es noch 
weitere Wege gibt“, betont Möller, die in 
Studium und Beruf auch gelernt hat, 
sich durchzusetzen. Heute ist die gebür-
tige Hamburgerin, die ihre Kindheit am 
Schulterblatt verbracht hat und nach 
weiteren Stationen in Barmbek und 
Bramfeld seit 1983 auf der Uhlenhorst 
lebt, mit ihren politischen Ämtern „gut 
ausgelastet“.

Neben Lobbyarbeit für den Fuß-
verkehr steht die lokale Wirtschaft 

ganz oben auf ihrer Agenda. Und diese 
durchaus in einem größeren Zusam-
menhang. „Durch die Digitalisierung 
erleichtert, lassen sich tolle neue Ideen 
zur nachhaltigen und sozialen Unter-
nehmensführung wie zum Beispiel Ge-
meinwohlorientierung umsetzen“, er-
läutert die Fachfrau, die sich auch auf 
Bundesebene austauscht und von dort 
neue Anregungen mitbringt. Dass Wirt-
schaft und Umwelt sich positiv ergän-
zen können, steht für sie außer Frage. 
„Wenn sich Unternehmen in meinem 
Stadtteil ansiedeln, verkürzt das meine 
Wege“, gibt sie ein Beispiel dafür, wie 
sich die beiden Themen, für die sie sich 
im Bezirk stark macht, gegenseitig be-
einflussen. Kreative Lösungen suchen 
und finden, das macht ihr auch außer-
halb der Politik Spaß: Seit über vier 
Jahren malt sie in ihrer Freizeit, nimmt 
sogar Unterricht. Und wenn der Kopf 
dann frei ist, kommen ja bekanntlich 
oft die besten Ideen.

*Hauptaspekt des Projektes der schwarz-
grünen Koalitionsregierung des Hamburger 
Senat war die Ablösung von Haupt- und Re-
alschule durch die Stadtteilschule, an der alle 
Schulabschlüsse bis zum Abitur in 13 Jahren 
möglich sind, als Alternative zum zwölfjährigen 
Gymnasium.

Carmen Möller mit Martina Klode, Leiterin des 
Zentrums für Wirtschaftsförderung, Bauen und 
Umwelt (WBZ) im Bezirksamt Hamburg Nord 
und Dr. Gabriele Rose, Geschäftsführerin der 
Handelskammer Hamburg, am Rande einer 
gemeinsam organisierten Veranstaltung für die 
lokale Wirtschaft

CARMEN MÖLLER: 
KREATIV, BEWEGT  
UND OFFEN FÜR  
NEUE WEGE
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VOLLER EINSATZ FÜR DEN VORZEIGE- 
RADWEG AM WIESENDAMM
Nach mehrjähriger Diskussion und immer wieder verbes-
serten Planungen konnte im Regionalausschuss Eppendorf-
Winterhude im Februar 2015 endgültig der Umbau des Wie-
sendamms auf den Weg gebracht werden. Hauptziel war, im 
Abschnitt zwischen Goldbekufer und Saarlandstraße die Ver-
besserung der Sicherheit insbesondere für Kinder auf dem 
Weg zur angrenzenden Schule Meerweinstraße. Im Frühjahr 
2016 wurde die umfangreiche Maßnahme erfolgreich um-
gesetzt.

Vorausgegangen war ein intensiver Prozess unter Betei-
ligung des Elternrats der Grund- und Stadtteilschule Winter-
huder Reformschule: Schon 2013 hatten die GRÜNEN eine 
Verbesserung der Situation für Schulkinder beantragt. „Un-
einsichtige Pkw-Nutzerinnen und -nutzer parken vielfach 
illegal und sogar vor den Radwegfurten. Besonders für die 
jüngeren Kinder entstehen so gefährliche Situationen, wenn 
sie die Straße auf dem Weg zur nahen Stadtteilschule Winter-
hude überqueren wollen – denn wegen der falsch parkenden 
Fahrzeuge sind sie kaum zu sehen, wenn sie die Straße be-
treten“, schilderte der damalige GRÜNE Bezirksabgeordnete 
Martin Bill das Problem. Der Antrag der GRÜNEN griff Forde-
rungen sowohl des ADFC als auch des Elternrats auf. Unter 
anderem sollten die Kinder sicher und besser sichtbar mit 
dem Rad unterwegs sein können. 

Im Mai 2014 beschloss der Regionalausschuss Eppen-
dorf-Winterhude auf GRÜNE Initiative einen Radfahrstreifen 
auf dem Wiesendamm und damit eine verbesserte Situation 
für den Rad- und Fußverkehr. Nachdem das Thema über Mo-

nate diskutiert und die Planungen durch Anträge unter an-
derem der GRÜNEN weiter deutlich optimiert worden waren, 
wurden im September 2014 erneut Pläne zur Umgestaltung 
des Wiesendamms vorgestellt. So sollten nun in der Mitte 
der Straße zusätzlich Überquerungshilfen eingebaut werden. 
Ein Zuparken der Fahrradfurten auf der Nordseite der Straße 
sollte effektiver verhindert werden. Thorsten Schmidt, ver-
kehrspolitischer Sprecher der GRÜNEN, zeigte sich hinsicht-
lich der Realisierung zuversichtlich: „Das einstimmige Votum 
des Ausschusses zeigt, dass der Politik hier an einer echten 
Verbesserung der Sicherheit gelegen ist. Wir erwarten nun, 
dass der Bezirk zusammen mit der Polizei gute Möglich-
keiten der Umsetzung unserer Beschlüsse findet.“

Im Februar 2015 wurden die geplanten Maßnahmen in  
Einzelnen vorgestellt:

  Anlage von Radfahrstreifen auf der Südseite
  Poller trennen Gehweg und Parkstände, dadurch Siche-

rung des Gehwegs vor Einengung
  Drei Fußgängerquerungen, davon zwei im Bereich der 

Schule Meerweinstraße 
  Anlage sogenannter „Nasen" zwischen dem Radfahrstrei-

fen und der Fahrbahn an den Fußgängerquerungen, um 
die die Fahrbahn zu verengen und den Kfz-Verkehr so zu 
verlangsamen

  Markierung einer „Y-Weiche“ mit freier Wahl zwischen 
Hochbordradweg und Fahrbahn an der Kreuzung  
Saarlandstraße

VORHER

Falschparker auf der 
grünen Mittelinsel

Falschparker blockierten offizielle Parkplätze

Indiskutable Radwege 
führen dazu, dass auf dem 
Gehweg gefahren wird
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Thorsten Schmidt betonte, dass zukünftig alle Menschen, 
die zu Fuß oder mit dem Fahrrad am Wiesendamm unter-
wegs sein würden, von den Umbauten profitieren würden: 
„Durch die Anlage von Radfahrstreifen auf der Südseite 
gibt es künftig eine bequeme, aber vor allem auch sichere 
Radverkehrsführung. Denn ältere Kinder, die mit den Rad 
die Straße benutzen müssen, sind ständig im Blickfeld 
von Autofahrerinnen und Autofahrern. Sie können so nicht 
mehr so leicht bei Abbiegevorgängen übersehen werden. 
Bisher wurde die eigentlich ausreichend breite Fahrbahn 
durch sehr viele falsch parkende Fahrzeuge eingeengt, so 
dass das Rad fahren dort wegen drängelnder Autos oft un-
angenehm und gefährlich war. Uns freut auch, dass an der 
Kreuzung Saarlandstraße in Zukunft durch Markierungen 
und Fahrradsymbole verdeutlicht wird, dass die bequeme 
und sichere Weiterfahrt mit dem Rad auf der Fahrbahn er-
laubt ist.“

Michael Schilf, GRÜNER Sprecher für Winterhude, er-
gänzte: „Gleichzeitig wird es bald auch zwei Meter breite 
Gehwege geben. Bislang sind diese ja eher schmal und sehr 
uneben. Damit sie nicht zugeparkt werden, sollen Fahrrad-
bügel und Poller gesetzt werden. Wer den Wiesendamm 
überqueren möchte, hat künftig drei sichere Fußgängerque-
rungen zur Auswahl, davon zwei im Bereich der Schule Meer-
weinstraße.“

Nach der Freigabe der neuangelegten Wege lehnte der 
Regionalausschuss im Juni 2016 einen Prüfantrag der CDU 
ab, der zum Ziel hatte, die Grünfläche in der Mitte des Wie-

NACHHER
Viel Platz auf dem Radfahrstreifen. Die breiten Gehwege sind 
mit Pollern vor Falschparken geschützt.

H
A

M
B

U
R

G
E

R
 W

O
C

H
E

N
B

LA
T

T,
 A

U
S

G
A

B
E 

B
A

R
M

B
E

K
, 2

1.
5.

20
14

sendamms zu vernichten und an der Stelle Parkplätze zu 
schaffen. Gleichzeitig wurde auf Antrag von Rot-Grün be-
schlossen, dass sich der Bezirk um den Baumschutz am Wie-
sendamm kümmern solle. Dazu erklärte Michael Schilf: „Für 
uns haben der Baumschutz und der Erhalt von Grünflächen 
eindeutig Vorrang vor dem Parken von Privat-Pkw. Deshalb 
initiierten wir den nun beschlossenen Antrag, der dafür 
sorgen wird, dass der grüne Mittelstreifen im Wiesendamm 
nicht länger für illegales Parken genutzt werden kann. Als 
„absurd“ bezeichnete er die Idee der CDU, unter den Bäu-
men in der Mitte des Wiesendamms zu parken. „Wohin das 
führt, sieht hat man eine Ecke weiter am Borgweg: Die von 
parkenden Autos bedrängten Eichen der historischen Mit-
telallee sehen krank aus, bekommen später Blätter und sind 
insgesamt in einem schlechteren Zustand als die Straßen-
bäume rechts und links davon. Erneut zeigt sich: In Sonn-
tagsreden ist die Union der größte Naturschützer. In der 
Praxis ist es dann herzlich egal, ob Grün vernichtet wird, um 
ein paar Autofahrer glücklich zu machen.“

Ein Jahr nach Fertigstellung sind immer mehr 
Radfahrer*innen auf dem neuen, breiten Radfahrstreifen un-
terwegs. Der Umbau war damit ein voller Erfolg für die Si-
cherheit sowie den Rad- und Fußverkehr.
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EINBAHN- 
STRASSEN 
ÖFFNEN 

GRÜNE RÄUMEN  
HINDERNISSE 
FÜR RADLER AUS 
DEM WEG
Um das Vorankommen mit dem Fahrrad zu 
erleichtern, setzen sich die GRÜNEN für die 
Öffnung von Einbahnstraßen für den Rad-
verkehr ein. So hat die Straßenverkehrsbe-
hörde beispielsweise als Reaktion auf eine 
Anfrage der GRÜNEN Fraktion im Septem-
ber 2016 insgesamt elf Straßen für das 
Radeln in beiden Fahrtrichtungen freige-
geben. Dazu gehören Einbahnstraßen oder 
auch reine Anliegerstraßen mit „Durchfahrt 
verboten“-Schild. Die Freigaben wurden 
durch die jeweils zuständigen Polizei-
kommissariate angeordnet. „Mit der vollen 
Freigabe von Einbahnstraßen für den Rad-
verkehr wird Radfahren noch attraktiver. 
Unnötige Umwege fallen so weg und die 
Fahrzeit verkürzt sich. Neben dem weiteren 
rad- und fußgerechten Ausbau von Straßen 
ist der Abbau von Hindernissen ein wich-
tiger Baustein auf dem Weg Hamburgs 
zur Fahrradstadt“, sagt Thorsten Schmidt,  
GRÜNER Sprecher für Verkehrspolitik.
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STADTRAD
ERFOLGSMODELL 
AUF ZWEI RÄDERN
Radfahren in der Stadt ist das umweltfreundlichste, kostengün-
stigste und oft auch das schnellste Fortbewegungsmittel – kla-
re Sache, dass die GRÜNEN das Fahrradleihsystem StadtRad, 
das die damalige GRÜNE Senatorin für Stadtentwicklung und 
Umwelt, Anja Hajduk, eingeführt hatte, von Anbeginn an unter-
stützen. Möglichst viele Menschen sollen die Gelegenheit ha-
ben, von der praktischen Einrichtung Gebrauch zu machen und 
sich ohne große Umstände in den Sattel schwingen können.

Im Jahr 2013 zählten unter anderem fünf StadtRad-Sta-
tionen in Hamburg-Nord zu den am meisten frequentierten 
Standorten. An erster Stelle stand der Goldbekplatz, gefolgt von 
Mundsburg, Jarrestraße/Kampnagel, Schwanenwik und Goe-
benstraße/Eppendorfer Weg. Die GRÜNEN plädierten dafür, das 
StadtRad-Netz in Nord weiter auszubauen. 2015 verkündete 
der neue rot-grüne Senat dann den Ausbau des StadtRad-Sys-
tems um 70 neue Standorte. Die Bezirksversammlung in Nord 
machte einen erneuten Vorstoß und beschloss auf rot-grüne 
Initiative hin, dass der Senat weitere StadtRad-Stationen prü-
fen solle. Konkret wurden zwei Standorte in Groß Borstel, einer 
an der U-Bahn-Station in Alsterdorf und einer am Südausgang 
des S-Bahnhofs Rübenkamp (Barmbek) gewünscht. Weiterhin 
beschloss die Bezirksversammlung, dass der Senat für den wei-

teren Ausbau des StadtRad-Netzes auch Kooperationen mit 
Unternehmen prüfen möge. So sollten unter anderem Philips, 
Shell, Lufthansa Technik und der Flughafen Hamburg angefragt 
werden, ob sie sich an der Finanzierung neuer Stationen in der 
Nähe ihrer jeweiligen Standorte beteiligen wollten. Mittlerwei-
le ist am Standort des Unternehmens Philips in Alsterdorf eine 
in Kooperation entstandene Station eingeweiht worden.

StadtRAD-Station am Standort Röntgenstraße der Firma Philips
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STADTENTWICKLUNG

BAUEN FÜR  
MORGEN

Neben der lokalen Verkehrspolitik gehört die Stadtent-
wicklung zu den wichtigen Kompetenzen der Bezirke. In 
Zeiten starken Zuzugs, wie sie Hamburg derzeit erlebt, 
stellt sich die Frage, wie und wo Wohnraum neu geschaf-
fen werden kann. Die GRÜNE Fraktion Nord beantwortet 
diese Fragen vor allem mit dem Blick auf gute Möglich-
keiten der privaten Mobilität, eine effiziente Nutzung der 
zur Verfügung stehenden Flächen und die Lebensquali-
tät in den Quartieren. Denn „einfach nur dicht bebauen“ 
ist kein zukunftsfähiges Konzept für eine Großstadt. Für 

das Entstehen lebendiger, urbaner Quartiere muss auch 
die Aufenthaltsqualität stimmen. Besonders im direkten 
Umfeld von U- und S-Bahnhaltestellen soll zudem höher 
gebaut werden. Gerade hier, wo kaum jemand einen pri-
vaten Pkw benötigt, lohnt es, besonders viele neue Woh-
nungen zu schaffen. 

Und gleich wo und wie gebaut wird – eine frühzeitige 
und umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit gehört für 
GRÜNE mit dazu. 

Dieser Ansatz hat sich inzwischen durchgesetzt.



ÜBERM PFLASTER LIEGT DER STRAND
URBANE FATA MORGANA ODER 
ZUKUNFTSWEISENDE STADTPLANUNG? 

Mitten auf der Eppendorfer Landstraße eine Runde Beach-
volleyball spielen oder auf dem Mühlenkamp im Liegestuhl 
relaxen? Lust auf ein Quartiersleben, das nicht bestimmt ist 
von Verkehrslärm, Abgasen, aggressivem Gegeneinander und 
Blechwüste wollten die GRÜNEN mit der Idee des „Strand von 
Eppendorf“ machen.

„Der öffentliche Raum kann und muss weit mehr sein 
als ein privater Parkplatz!“, forderten die GRÜNEN im Wahl-
programm 2014. „Darum wollen wir ihn wieder stärker den 
Menschen, statt den Autos zur Verfügung stellen.“ Um den 
Stadtteilbewohner*innen ganz praktisch und anschaulich 
vor Augen zu führen, wie im öffentlichen Raum ein Flair von 
Sommer, Entspannung und Erholung entstehen kann, wollten 
die GRÜNEN ein Versuchsprojekt starten: Während der Som-
merferien sollte ein Abschnitt einer stark genutzten Straße 
in den Sommerferien sechs Wochen lang für den Autoverkehr 
gesperrt werden. Stattdessen sollten Menschen hier flanie-
ren und den neugewonnenen Raum als Ort der Kommunika-
tion und Begegnung nutzen können. Nicht nur Kinder sollten 
sich hier frei bewegen und spielen können. 

Im Dezember 2013 stellte die GRÜNE Fraktion in der Be-
zirksversammlung den Antrag „Strand von Eppendorf: Den 
öffentlichen Raum geschickt und alternativ nutzen, die ur-
bane Lebensqualität steigern“. „Vielfach wird die Dominanz 
des Pkw hingenommen, weil es an der Phantasie mangelt, 

sich auszumalen, was man sonst mit den nicht-privaten Flä-
chen tun könnte“, hieß es darin. Nach einem Vorbild in Paris, 
wo in den Sommerferien eine 3,5 Kilometer lange Schnell-
straße an der Seine gesperrt und in eine attraktive Fußgän-
gerzone verwandelt wird, könne, so die Idee, beispielsweise 
die Eppendorfer Landstraße zwischen Eppendorfer Markt 
und Kümmellstraße in den Sommerferien 2014 zum Feri-
enparadies werden. Dazu könnten Teile der Fläche mit Sand 
aufgeschüttet, Liegestühle und ein Wasserbassin aufgestellt, 
Spielmöglichkeiten, Essen und Trinken angeboten werden.

Die gleiche Stelle an der Eppendorfer Landstraße ohne Strand
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„Im Vordergrund sollte dabei nicht der kommerzielle Cha-
rakter stehen, sondern die Rückeroberung des öffentlichen 
Raumes durch die Bewohnerinnen und Bewohner der inneren 
Stadt“, wurde im Antrag ausgeführt. Die GRÜNEN forderten das 
Bezirksamt Hamburg-Nord auf zu prüfen, auf welcher großen 
Straße im Herzen des Bezirks eine solche Aktion durchgeführt 
werden könnte. „Dabei geht es nicht einfach darum, den Au-
toverkehr zu verdrängen“, erklärte Michael Werner-Boelz. „In 
Hamburg ist es allzu selbstverständlich, dass der knapp be-
messene öffentliche Raum überwiegend fahrenden oder par-
kenden Pkws überlassen wird. Dabei gehören diese Flächen 
doch allen Menschen! Wir wollen mit dieser Aktion den Blick 
dafür öffnen, dass man Straßen auch anders nutzen kann. Die 
Bürgerinnen und Bürger sollen sich ihren Raum wieder zu-
rückerobern und den Aufenthalt im Freien genießen.“

Die Bedürfnisse der Anwohner*innen sowie der Gewer-
betreibenden sollten dabei ebenfalls nicht aus dem Blick 
geraten: Der GRÜNE Antrag forderte, alle Überlegungen, 

auch die alternative Autoverkehrsführung in der Projektzeit, 
mit diesen abzustimmen. Neben einem Aha-Effekt für alle 
Bürger*innen erwarteten die GRÜNEN auch positive Auswir-
kungen für alle, die am ausgewählten Straßenabschnitt woh-
nen, denn durch den Wegfall des Kraftverkehrs während der 
Aktionsphase sollten Lärm und Luftverschmutzung reduziert 
werden, die Wohn- und Lebensqualität steigen.

In der Sitzung der Bezirksversammlung fand der Antrag 
für das mit 50.000 Euro aus bezirklichen Mitteln veran-
schlagte Projekt keine Mehrheit, aber die Resonanz in der 
Presse war riesig, die Hamburger Tageszeitungen griffen 
das Thema groß auf. „Die City soll zum Strand werden“, so 
die Mopo. „Strand in Eppendorf. Sandburg in Winterhude“, 
schrieb das Hamburger Abendblatt und setzte das Thema auf 
die Titelseite. Nach der Ablehnung des Projektes bedauert 
die Mopo: „Keine Beach-Party auf der Hauptstraße“ und das 
Eppendorfer Wochenblatt befand, dass die Idee „zumindest 
etwas Sand in den ritualisierten Politik-Betrieb streute...“.
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WACHSTUM MIT WEITBLICK
GRÜNE Stadtentwicklung bedeutet Schaffung von Wohn-
raum genauso wie mehr öffentliches Grün, mehr Barriere-
freiheit und gute Anbindung an Bus und Bahn.

Im Wahlprogramm 2014 heißt es dazu: „Stadtentwicklung 
mit Augenmaß. Wir brauchen mehr bezahlbare Wohnungen. Wir 
wollen mehr öffentlich geförderten Wohnungsbau und Bau-
gemeinschaften fördern. Wichtig ist uns nicht nur die Quanti-
tät, sondern auch die Qualität. Gebaut werden soll sozial und 
ökologisch verträglich. Drastische Mietsteigerungen oder die 
massive Umwandlung bezahlbarer Mietwohnungen in teure 
Eigentumswohnungen wollen wir durch soziale Erhaltensver-
ordnungen aufhalten (…) Um den Charakter der Stadtteile zu 
erhalten, wollen wir den Denkmalschutz stärken und die Vielfalt 
von kleinen Gewerbebetrieben vor Ort fördern. Auch in Sachen 
Energiewende wollen wir Projekte in den Bezirken umsetzen.“

Eine der größten Gestaltungsmöglichkeiten der Be-
zirksversammlung und der Bürger vor Ort liegt in der Stadt- 
planung. Maßgeblich für die Entwicklung und Gestaltung 
der Stadtteile sind die Bebauungspläne. Sie schreiben fest, 
in welcher Art und Weise gebaut werden darf: zum Beispiel 
wie Flächen genutzt werden sollen, wie hoch und wie dicht 
Gebäude entstehen dürfen, wie viel Grünfläche es geben und 
wie die Verkehrsanbindung aussehen soll.

Weil Hamburg-Nord mit seiner kulturellen Vielfalt, sei-
nem urbanen Leben und seiner attraktiven Lage viele neue 

Menschen anzieht, ist die Nachfrage nach Wohnraum groß. 
Diese Situation bringt Konflikte mit sich: Zum Beispiel wenn 
alter Wohnungsbestand zugunsten des Baus von Luxuswoh-
nungen entmietet werden soll. Bei solchen Versuchen, wie in 
der Eppendorfer Hegestraße, beziehen die GRÜNEN eindeu-
tig Position auf Seiten der Bestandsmieter*innen. Auch der 
soziale Wohnungsbau ist ein Thema, das an Brisanz zunimmt. 
Allein auf dem Dulsberg läuft bis 2017 für jede vierte Sozial-
wohnung die Bindung aus. Die enorme Nachfrage führt ins-
gesamt im Bezirk dazu, dass die Mieten immer teurer werden 
und Eigentumswohnungen für Normalverdienende kaum 
noch erschwinglich sind.

„Wir brauchen mehr Wohnraum auch im Bezirk Nord. 
Dieser muss aber bezahlbar sein. Deshalb fordern wir, dass 
städtische Grundstücke nicht mehr an Investoren veräußert 
werden, sondern an Wohnungsbauunternehmen, deren er-
stes Ziel eben nicht die Profitmaximierung ist: SAGA-GWG, 
Wohnungsbaugenossenschaften, Baugemeinschaften und 
Wohnprojekte“, betonte der Fraktionsvorsitzende Michael 
Werner-Boelz im Wahlkampf.

Gleichzeitig führt die Planung von Neubauten auf immer 
stärker verdichteter Fläche zu Kontroversen. Die GRÜNEN 
setzten darauf, dass Konflikte klug moderiert und im Gesamt-
interesse der Menschen, die im Bezirk und in der Stadt leben, 
gelöst werden.

„Wir wollen vor allem dafür sorgen, dass Bürgerbeteili-
gung ernst genommen wird. Das heißt für uns auch, dass auf 
Grund des Beteiligungsverfahrens auch grundlegende Än-
derungen an Planentwürfen vorgenommen werden können. 
Das ist bisher die Ausnahme. Wer Beteiligung ernst meint, 
informiert aber nicht nur, sondern setzt auf den Sachverstand 
und die Lebenserfahrung der Bürgerinnen und Bürger“, so 
Werner-Boelz. Wie Partizipation in diesem Sinne aussehen 
kann, zeigt das Beispiel „Mesterkamp“. Bei der Planung des 
Neubaugebietes auf dem Gelände des ehemaligen Busbe-
triebshofes wurde die Bürgerbeteiligung im Ablauf an die 
erste Stelle gesetzt. Das „weiße Papier“ bildet sozusagen den 
Ausgangspunkt für das gemeinsame weitere Vorgehen in Zu-
sammenarbeit mit den Bürger*innen.Geförderte Neubauten der SAGA GWG Am Weißenberge in Ohlsdorf

Mesterkamp - wo heute noch Busse parken, werden in wenigen Jahren fast 1000 neue Barmbeker*innen leben
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STADT NEU DENKEN
GRÜNE STOSSEN DEBATTE 
ÜBER ZUKUNFTSFÄHIGE
STADTENTWICKLUNG AN
Die Flächen sind begrenzt, doch die Zuzugszahlen nach 
Hamburg steigen rapide an. Was heißt das für die Stadtent-
wicklung? Muss Hamburg bereit sein, künftig verdichteter 
und vor allem höher zu bauen als bisher? Zusammen mit der 
SPD haben die GRÜNEN eine Debatte mit den Akteuren des 
Wohnungsbaus initiiert.

Das Wohnungsbauprogramm des Senats „Vertrag für 
Hamburg“ zeigt erste Wirkung. Dieser Weg soll gemeinsam 
weiter verfolgt werden. Gerade in einem relativ stark ver-
dichteten Bezirk wie Hamburg-Nord bedeutet ein Plus an 
Wohnungsneubauten aber auch, dass über eine größere 
Dichte der Bebauung und eine größere Anzahl von Etagen 
diskutiert werden muss.

„Die zunehmende Versiegelung immer neuer städtischer 
Flächen ist sowohl ökologisch als auch kleinklimatisch nicht 
vertretbar. Vor dem Hintergrund der deutlich gestiegenen 
Zuwanderung ist es aber notwendig, darüber zu diskutie-
ren, wie eine große Zahl neuer Wohnungen bei begrenztem 
Platz geschaffen werden kann“, erläutert Michael Werner-
Boelz den Antrag, den die Regierungskoalition im Oktober 
2015 in die BV eingebracht hat. „Die Debatte über Dichte 
und Höhe von Bebauung wird dabei nicht leicht zu führen 
sein. Unseren Anspruch, nachhaltige, sozial ausgewogene 
und auf lange Sicht attraktive, urbane Quartiere zu entwi-
ckeln, wollen wir allerdings auch weiterhin verwirklichen“, 
führt der Fraktionsvorsitzende aus.

Selbstverständlich müssen die erforderliche Infrastruktur 
und urbane Freiräume die Neubauten ergänzen. Dabei soll 
auch weiterhin großer Wert auf die Einhaltung gesetzlich 
vorgegebener Standards zum ökologischen Bauen gelegt 
werden. Ebenso sollte die Qualität des Grüns rund um Neu-

bauten gesteigert werden: Der pflegeleichte Scherrasen und 
die immergrünen Sträucher sollen nicht die einzigen Opti-
onen für wohnungsnahe Grünräume sein.

Ein guter Maßstab für eine zukunftsfähige Bebauung 
könnten die gründerzeitlichen Bauten in Eppendorf und 
Eimsbüttel sein – gerade diese urbanen Zentren haben auf 
eine Vielzahl von Menschen eine hohe Anziehungskraft. 
Dort wurden schon früher regelhaft sechs bis sieben Ge-
schosse realisiert.

Hamburg-Nord verfügt mit seiner Tradition der bezirk-
lichen Wohnungsbaukonferenzen über ein erprobtes Instru-
ment, solche und ähnliche Fragestellungen zusammen mit 
den Akteuren des Wohnungsbaus zu erörtern.

In einem gemeinsamen Antrag im Oktober 2015 forderten 
deshalb die GRÜNEN und die SPD den Bezirksamtsleiter dazu 
auf, an die in der Vergangenheit erfolgreichen Wohnungs-
baukonferenzen anzuknüpfen und nach diesem Vorbild den 
Diskurs über gebotene Rahmenbedingungen einer künftigen 
verdichteten, urbanen Metropole aufzunehmen. Dabei sollen 
insbesondere die Themen Nachverdichtung, flächensparendes 
Bauen (z.B. durch mehr Geschosse), Anpassung der städtischen 
Infrastruktur, ausreichende Berücksichtigung stadt- und klein-
klimatischer Aspekte sowie die Gewährleistung genügend in-
nerstädtischer Freiräume diskutiert werden.

Neubebauung in Barmbek an der Mirowstraße

Stadtpark-Quartier in Winterhude

Die GRÜNE Fraktion Hamburg-Nord hat dem „Vertrag 
für Hamburg“ im Juni 2011 zugestimmt. Als Verwal-
tungsvereinbarung zwischen den sieben Hamburger 
Bezirken und dem Senat hat er das Ziel, die Voraus-
setzungen für den jährlichen Bau von 6.000 neuen 
Wohnungen zu schaffen. Die Bezirke wollen dazu 
die notwendigen Bebauungspläne und Baugeneh-
migungen erarbeiten, der Senat stellt Flächen, Geld 
und Personal zur Verfügung.

Konkrete Projekte und deren Ausgestaltung regelt 
der Vertrag nicht. Dies bleibt weiterhin der Bezirks-
versammlung und dem Stadtentwicklungsausschuss 
vorbehalten.
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EPPENDORFS NEUE MITTE:  
BÜRGERBETEILIGUNG ZEICHNET KLARES BILD
Schon lange schwelten Gerüchte um den möglichen Abriss 
des Bezirksamts Hamburg-Nord in der Kümmellstraße. Die 
GRÜNEN zeigten sich von Anfang an offen für eine breite  
öffentliche Diskussion des Themas.

Im Jahr 2012 hatte die Bezirksversammlung Hamburg-
Nord dann die Durchführung eines städtebaulichen Wett-
bewerbs für zwei Grundstücke im Herzen von Eppendorf 
beschlossen: Unter dem Bebauungsplan „Eppendorf 17“ – 
besser bekannt als „Neue Mitte Eppendorf“ – standen neben 
der Fläche des alten Bezirksamtes auch die der benachbar-
ten Grundschule St. Nikolai an der Kümmellstraße zur Debat-
te. Ursprünglich war angedacht worden, die beiden denkmal-
geschützten Gebäude abzureißen und beide Einrichtungen 

auf der dann freien Fläche unter Schaffung von zusätzlichem 
Wohnraum neu zu errichten.

Die GRÜNEN setzten durch, dass die Bürger*innen bei den 
Planungen einbezogen wurden. Gemeinsam mit der SPD ini-
tiierten sie ein intensives Beteiligungsverfahren. Im Rahmen 
eines öffentlichen, sich über mehrere Sitzungen erstreckenden 
Faktenchecks mit den Vertretern des Planungsbeirates, der  
beteiligten Behörden, des Investors, der Schule sowie dem 
Denkmalschutzamt wurden die Vor- und Nachteile der unter-
schiedlichen Planungsvarianten umfassend diskutiert.

Ergebnis war die klare Ablehnung von Abriss und Neubau, 
was anschließend auch von der Bezirksversammlung bestä-
tigt wurde: „Eine Mehrheit der Mitglieder des Planungsbei-
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„Partizipation und speziell Bürgerbeteiligung ist einer der 
Gründe, weshalb ich bei den GRÜNEN bin“, betont Ingo Heme-
sath. Seine Erfahrung der letzten Jahre: „Jeder versteht etwas 
anderes darunter.“ Ob die Umgestaltung am Klosterstern, am 
Leinpfad oder in Verfahren wie aktuell beim Meesterkamp – 
wenn die unterschiedlichsten Interessen aufeinanderträfen, 
brauche man Geduld, um zu guten Entscheidungen zu kom-
men, das sei eine der wichtigsten Voraussetzungen, meint 
der Bezirksabgeordnete. „Wir stehen noch ganz am Anfang. Es 
muss einfach ausprobiert werden, wie man die Lösungsfin-
dung am besten angeht.“
Gebäude und Mobilität, die nahezu unabhängig sind von 
fossilen Energien, die Weiterentwicklung des öffentlichen 
Personennahverkehrs und von Carsharing-Angeboten sowie 
die Stärkung von Rad- und Fußverkehr, um der enormen Be-
einträchtigung durch Lärm, Gestank, Feinstaub sowie Flä-
chenverbrauch durch den motorisierten Verkehr Einhalt zu 
gebieten – das sind Handlungsfelder, die er ganz vorne sieht, 
global genauso wie direkt vor seiner Haustür. Er findet: „Man 
muss sich engagieren!“ Auch, oder gerade, wenn der öko-
logische Umbau unglaublich zäh vorangehe. „Ich wundere 
mich, wie lange Veränderungen in diesem Bereich dauern, 

obwohl das Bewusstsein vorhanden ist“, sagt der Wahl-Ham-
burger, der sich selbst als Idealist bezeichnet – in politischer 
genauso wie in beruflicher Hinsicht.
Seine Ausbildung führte den gebürtigen Niedersachsen, 
Jahrgang 1971, bald nach der Wende in die neuen Bundes-
länder. An der Bauhaus-Universität in Weimar studierte er 
ab 1993 Architektur und trat dort Mitte der 90er-Jahre den 
GRÜNEN bei. Nach Studienabschluss führte ihn sein beruf-
licher Weg über Berlin, München und Bremen im Jahr 2008 
nach Hamburg. Überall schnuppert er ins politische Gesche-
hen hinein. „Auch in Hamburg bin ich in die Bussestraße ge-
gangen, gleich nachdem ich eine Wohnung gefunden hatte“, 
erzählt der Winterhuder. Sein erster Eindruck: Eine einge-
schworene Gemeinschaft, die weiß, was sie will – hansea-
tisch, offen, gleichzeitig zurückhaltend. Er fühlte sich wohl, 
traf auf „robuste Strukturen und aktive Leute“ – gute Bedin-
gungen für erfolgreiche Arbeit, sagt er. Nachdem er anfangs 
im Bau- sowie auch im Stadtentwicklungsausschuss mitge-
arbeitet hatte und seit mittlerweile einigen Jahren auch im 
Regionalausschuss Eppendorf-Winterhude sitzt, rückte er im 
Mai 2015 in die Bezirksversammlung nach.
Dort wurde kurz darauf und für viele Monate die Situation 
von Geflüchteten zum beherrschenden Thema. „Es ist bemer-
kenswert, wie viel für Flüchtlinge passiert ist. Viele Leute 
sind aufgestanden und haben Flagge gezeigt, quer durch 
die Gesellschaft und politische Ansichten. Ich bewundere 
das persönliche Engagement, das viele neben ihrem Beruf 
zeigen“, sagt Hemesath. Der selbstständige Architekt ist sich 
sicher, dass das, was daraus für die Stadtentwicklung und 
den Wohnungsbau resultiert, die Stadt über einen langen 
Zeitraum hinweg beschäftigen wird.
Nicht nur in Hamburg – „Meine Stadt!“- auch bei den GRÜ-
NEN sieht er sich weiterhin an genau der richtigen Stelle: 
„Wer inhaltlich arbeiten will, braucht internen Widerspruch 
und Dynamik“, beides sieht er gegeben. Ebenso wie die Mei-
nungsvielfalt, die in Entscheidungen einfließe. „Der Einfluss 
lässt sich oft nicht unmittelbar erkennen, aber als Leistung 
von vielen über einen längeren Zeitraum hinweg bringt es 
etwas.“ Er ist überzeugt, dass der aktuelle Prozess sich wei-
terhin positiv entwickeln wird: „Bürgerbeteiligung ist eine 
demokratische Übungssache!“

rats Robert-Koch-Straße empfiehlt der Bezirksversammlung 
Hamburg-Nord und dem Senat der Freien und Hansestadt 
Hamburg daher die denkmalgerechte Sanierung und Erwei-
terung der Schule umzusetzen sowie den Denkmalschutz für 
Schule und Bezirksamt aufrecht zu erhalten.“ Darüber hinaus 
wurde auf Initiative von SPD und GRÜNEN auch beschlossen, 
dass die Pläne zur Sanierung und Erweiterung der Grund-
schule St. Nikolai im zuständigen Ausschuss öffentlich vor-
gestellt werden sollten.

„Erstmals haben wir im Bezirk solch ein umfassendes Be-
teiligungsverfahren gestartet. Das Ergebnis ist eindeutig und 

wird von der Politik mitgetragen. Das Verfahren kann beispiel-
gebend nicht nur für den Bezirk Nord sein. Wir finden es wich-
tig, dass bei Planungsvorhaben, die von zentraler Bedeutung 
für ganze Stadtteile sind, die betroffenen Bürgerinnen und 
Bürger umfassend an einer Entscheidungsfindung beteiligt 
werden“, zeigte sich der GRÜNE Fraktionsvorsitzende Michael 
Werner-Boelz im Dezember 2014 zufrieden mit dem inten-
siv geführten Diskussionsprozess. „Wir meinen es ernst mit 
besserer Bürgerbeteiligung“, zieht er eine Zwischenbilanz in 
Hinblick auf stärkere Verankerung von Bürgerbeteiligung in  
Bezirkspolitik und -verwaltung.

INGO HEMESATH:  
BÜRGERBETEILIGUNG? 
ÜBUNGSSACHE!
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PERGOLENVIERTEL
GRÜNE STELLEN FRÜHZEITIG WEICHEN FÜR 
SOZIALES UND GRÜNES GROSSBAUPROJEKT
Die Bezirksversammlung Hamburg-Nord hat im März 2015 
den Bebauungsplan für das Pergolenviertel beschlossen. 
Zwischen den S-Bahnstationen Alte Wöhr und Rübenkamp 
in Barmbek-Nord entstehen auf rund 30 ha Fläche insgesamt 
1.400 Wohnungen, zwei Drittel davon öffentlich gefördert.

Das Vorhaben ist bereits im Jahr 2009 von der damaligen 
grünen Stadtentwicklungssenatorin Anja Hajduk angesto-
ßen worden. Auf dem Gelände, das einst für den Straßenbau 
vorgesehen und von Kleingärten belegt war, sollten die in 
Hamburg dringend benötigten Wohnungen entstehen: nicht 
auf der „grünen Wiese“, sondern in der inneren Stadt, wo die 
benötigte Infrastruktur bereits vorhanden war. Die GRÜNEN 

in Hamburg-Nord haben sich seit 2011 für eine verantwor-
tungsvolle Flächenpolitik und für ein soziales und grünes 
Hebebrandquartier eingesetzt.

Wesentliche Punkte der Anträge an das Bezirksamt als 
Planungsbehörde und an die Finanzbehörde als Grund- 
eigentümer waren Vorgaben für den Ausschreibungstext 
des Wettbewerbs: Bei dem Areal zwischen Hebebrandstraße 
und Alte Wöhr handelte es sich um eine der letzten groß-
en zusammenhängenden Flächen, die der Stadt Hamburg  
gehörten. Die GRÜNEN forderten die Finanzbehörde auf, 
bei der Vergabe besonders verantwortungsvoll vorzugehen. 
Auf 60 Prozent der Fläche sollte geförderter Wohnungsbau  
(1. und 2. Förderweg) entstehen. Zudem sollten insbesonde-
re Genossenschaften und Baugemeinschaften die Möglich-
keit erhalten, hier Grundstücke zu erwerben.

Die GRÜNEN beantragten außerdem, dass die zu erricht-
enden Häuser den höchstmöglichen energetischen Stan-
dards folgen und beim Bau auch innovative Formen der Fas-
sadenbegrünung, wie zum Beispiel „Hängende Gärten“, und 
Dachgärten berücksichtigt werden sollten. Außerdem wur-
den Bewegungsflächen für Jugendliche und große Flächen 
öffentlichen Grüns gefordert. Dabei wurde nicht nur an einen 
Park gedacht, sondern auch an innovative und gemeinschaft-
liche Formen des Gärtnerns wie Urban Gardening.

„Wir haben hier die einmalige Chance, sowohl sozial wie 
ökologisch Zeichen zu setzen für eine Siedlung, die den An-
sprüchen des 21. Jahrhunderts Genüge tragen muss“, sagte 
Ulrike Sparr, damals stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
der GRÜNEN Fraktion Hamburg-Nord.

Ursprünglich war vorgesehen, dass die Kleingärten samt Bewuchs im 
Zuge der Kampfmittelsondierung und -räumung komplett entfernt  
werden. Auf Initiative der GRÜNEN konnten viele der Bäume dort  
stehen bleiben, wo auch künftig wieder Kleingärten sein werden.

Im Zentrum des Bauggebietes bleiben alte Bäume bestehen. Dazwischen wird die künftige Anliegerstraße gebaut.
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In der weiteren Planung stellten sich zwei Probleme als 
besonders schwierig heraus: Die Suche nach einem Ausweich-
quartier für die langjährig am Rande des Geländes siedelnde 
Bauwagengruppe Borribles und das Bemühen um eine mög-
lichst schonende Kampfmittelsondierung in den Bereichen, 
die weiterhin kleingärtnerisch genutzt werden sollen.

Die GRÜNEN haben sich in 2014 mit Erfolg dafür stark 
gemacht, dass sich das Bezirksamt um einen adäquaten Aus-
weichplatz für die Bauwagen-Gruppe bemühte. Im Novem-
ber 2016 sind Borribles an ihren neuen Standort in Klein 
Borstel umgesiedelt.

Auch die Diskussion um den Umfang der notwendi-
gen Kampfmittelsondierung und damit verbundene Baum-
rodungen konnten die GRÜNEN zu einem zufriedenstel-
lenden Ergebnis führen. Sie erreichten die Zusicherung, dass 
die Maßnahmen auf das absolute Mindestmaß beschränkt 
werden sollen. Der Stadtentwicklungsausschuss hat im No-
vember 2014 auf Antrag von Rot-Grün beschlossen, dass bei 
den Kampfmittelsondierungen des Pergolenviertels auf die 
bisher übliche Komplettrodung verzichtet werden soll. Im 
September 2015 informierte das Bezirksamt, dass das Entfer-
nen aller Bäume und Sträucher, auch dort, wo später wieder 
Kleingärten sein werden, nicht länger notwendig ist. Statt-
dessen werden nur diejenigen Bereiche intensiv geprüft, in 
denen ein konkreter Verdacht auf Kampfmittel vorliegt oder 
wo tief in den Boden eingegriffen werden muss.

„Das ist eine gute Nachricht für die Kleingärten! Bisher 
sah es so aus, als würden auch auf den künftigen Kleingar-
tenflächen alle Gehölze entfernt werden müssen, um flä-
chendeckend auf Kampfmittel zu sondieren. Wir GRÜNEN 
haben uns schon in den letzten Jahren dafür eingesetzt, dass 
die künftigen Kleingartenflächen nicht erst gerodet und 
dann wieder neu bepflanzt werden. Ein solches Vorgehen 
wäre niemandem zu vermitteln gewesen“, freute sich Michael 
Werner-Boelz, Vorsitzender der GRÜNEN Fraktion und deren 
stadtentwicklungspolitischer Sprecher.

Christoph Reiffert, GRÜNER Sprecher für Umweltpolitik, 
betonte: „Durch Änderungen in der Kampfmittelverordnung 
ist es nun möglich, die Sondierung und damit die Eingriffe 
in den Gehölzbestand auf das absolut notwendige Maß zu 
reduzieren. Das bedeutet, dass die künftig dort ansässigen 
Kleingärtnerinnen und Kleingärtner gute Chancen haben, 
auch alten Baumbestand übernehmen zu können.“ Knapp die 
Hälfte der auf dem Gelände bisher beheimateten Kleingär-
ten wird auch in Zukunft dort Platz haben. Für weitere 150 
Schrebergärten wurden andernorts Ersatzstandorte geschaf-
fen, unter anderem auf einer Teilfläche des ehemaligen An-
zuchtgartens am Stadtpark.

So wird der Nordtteil des Pergolenviertels künftig aussehen: Neben 
den Wohnblöcken gibt es Raum für Kleingartenareale.

Zum Ausgleich für durch die Baumaßnahmen potenziell verloren gegangene Fledermausquartiere wurden schon im Vorfeld an nahegelegenen  
Brücken Fledermauskästen angebracht.
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GROSS BORSTEL „TARPENBEK UFER“
CHANCEN ZUM GESPRÄCH NUTZEN

Einen großen Bedarf an Beteiligung und Mitsprache belegt 
das Beispiel des Wohnungsbauprojekts „Tarpenbek Greens“ 
in Groß Borstel. Der Bebauungsplan „Groß Borstel 25“, der  
750 Wohnungen auf dem Gelände des ehemaligen Gü-
terbahnhofs Lokstedt und angrenzenden Schrebergarten-
flächen vorsieht, stieß seit 2013 bei den angestammten 
Anwohner*innen auf sehr großen Widerstand.

Allen voran sorgte der Kommunal-Verein Groß Borstel 
für verstärkten Informationsfluss über das Neubauvorha-
ben innerhalb des Quartiers: „Der Kommunal-Verein hielt 
es für notwendig, dass sich die Borsteler Bürger intensiv 
mit dem geplanten Vorhaben und dessen Konsequenzen für 
den Stadtteil auseinandersetzten“, hieß es rückblickend im 
Groß-Borsteler Boten im Februar 2015. Während die Bezirks-
verwaltung das Projekt vorantrieb, entwickelte sich auf An-
regung des Kommunal-Vereins eine Anwohnerinitiative, die 

im Januar 2014 eine geballte Flut von über 600 Stellungnah-
men gegen den Bebauungsplan an den Bezirk veranlasste. 
Die Bedenken bezogen sich auf eine erwartete Verschlech-
terung der Wohnqualität. Probleme mit der Integration der 
erwarteten 2.000 neuen Bewohner*innen in den Stadtteil 
wurden dabei ebenso ins Feld geführt wie eine drohende zu-
sätzliche Verkehrsbelastung.

Eine Kleine Anfrage von Michael Werner-Boelz, dem Vor-
sitzenden der GRÜNEN Fraktion Hamburg-Nord, an das Be-
zirksamt Hamburg-Nord hatte ergeben, dass der Bebauungs-
plan dessen ungeachtet kurzfristig beschlossen werden sollte. 
Die Einwendungen der Bürger*innen prüfen und darüber  
hinaus ein aus dem Stadtteil eingefordertes Verkehrsgutach-
ten erstellen – ein Anliegen, das die GRÜNEN unterstützten 
– , all das konnte in dieser kurzen Frist gar nicht stattfinden. 
„Uns drängt sich der Verdacht auf, dass die Bedenken der 
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AUSZUG AUS DEM ANTRAG, DEN DIE GRÜNEN IM MÄRZ 

2014 IM STADTENTWICKLUNGSAUSSCHUSS DER BV  

HAMBURG-NORD STELLTEN:

„Aus GRÜNER Sicht erscheint es im 
Sinne einer effektiven und glaub-
haften Bürgerbeteiligung notwen-
dig, vor Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan mit den handelnden 
Akteuren des Stadtteils ins Gespräch 
zu kommen, um auszuloten, welche 
Kompromissmöglichkeiten für eine 
einvernehmliche Lösung vorhanden 
sind. Diese Chance, zu dokumentie-
ren, dass Bürgerbeteiligung ernst 
gemeint ist, sollte nicht verspielt 
werden und im Sinne des Erhalts 
des sozialen Friedens im Stadtteil 

genutzt werden. Vor diesem Hinter-
grund möge der Stadtentwicklungs-
ausschuss beschließen:
Der Bezirksamtsleiter wird aufge-
fordert, zeitnah Gespräche im Sinne 
eines Runden Tisches aufzunehmen. 
Zielsetzung ist, einen Kompromiss 
hinsichtlich des Umfangs der ge-
planten Bebauung zu finden. Teil-
nehmen sollen Vertreterinnen und 
Vertreter (jeweils maximal zwei) des 
Kommunalvereins Groß Borstel, der 
Anwohner*inneninitiative sowie der 
Bahn-Landwirtschaft.

Über das Ergebnis dieser Gespräche 
ist durch den Bezirksamtsleiter un-
ter Einladung der Vertreterinnen und 
Vertreter des Kommunalvereins Groß 
Borstel, der Anwohner*innen-initiati-
ve sowie der Bahn-Landwirtschaft in 
der ersten Sitzung des Stadtentwick-
lungsausschusses nach der Sommer-
pause zu berichten.
Bis zum Abschluss dieser Gespräche 
und einer entsprechenden Bewertung 
durch den Stadtentwicklungsaus-
schuss erfolgt keine Beschlussfassung 
zum Bebauungsplan Groß Borstel 25.“

Bürgerinnen und Bürger möglichst schnell vom Tisch gefegt 
werden sollen, damit bald gebaut werden kann. Dem Bezirk 
scheint nur daran gelegen zu sein, das Bebauungsplanver-
fahren noch vor Ende der Legislatur im Frühsommer abzu-
schließen, nicht aber, das Bestmögliche für den Stadtteil Groß 
Borstel zu erzielen. Wir GRÜNEN lehnen dieses überhastete 
Vorgehen entschieden ab“, betonte Werner-Boelz.

Die GRÜNEN forderten ihrerseits einen „Runden Tisch“ 
einzurichten, an dem alle Beteiligten nach gemeinsam getra-
genen Lösungen suchen sollten. Über den entsprechenden 
Antrag wurde in der Sitzung des Stadtentwicklungsaus-
schusses im März 2014 abgestimmt. Dieser tagte wegen des 
erwarteten großen Interesses in der Alsterdorfer Sporthalle.

„625 Bürgerinnen und Bürger haben durch ihre Einwen-
dung gegenüber dem Bebauungsplan Groß Borstel 25 klar-
gemacht, dass sie dem Vorhaben in der vorliegenden Form 
kritisch gegenüberstehen. Wir GRÜNE wollen, dass diese 
Bedenken ernst genommen werden. Deshalb beantragen 
wir, dass der Stadtentwicklungsausschuss erst dann einen 
Beschluss über den Bebauungsplan fassen soll, wenn zuvor 
Gespräche mit den Beteiligten geführt, Kompromisse aus-
gelotet und dies im Ausschuss diskutiert wurde“, erläuterte 
Michael Werner-Boelz.

Die GRÜNEN lehnten es strikt ab, dass im Hauruck-
Verfahren über hunderte von Einwendungen entschieden 
werden sollte. „Bürgerbeteiligung muss mehr sein als das 
einfache Abarbeiten gesetzlicher Vorgaben. Wir erwarten 
eine lösungsorientierte Gesprächsbereitschaft der politisch 
Verantwortlichen. Die Bürgerinnen und Bürger haben, insbe-
sondere vertreten durch den Kommunalverein Groß Borstel, 
die Anwohnerinitiative und die Kleingärtner der Bahn-Land-

wirtschaft, stets Verantwortungs- und Gesprächsbereitschaft 
gezeigt. So ist klar, dass nicht das Bauvorhaben insgesamt, 
sondern vor allem dessen enorme Größenordnung und die 
nicht ausreichend berücksichtigten Folgen für das örtliche 
Verkehrsaufkommen und die soziale Infrastruktur Kritik auf 
sich zogen. Wir fordern, dass der Bezirk die kompromissbe-
reite Haltung des Stadtteils anerkennt und sich gesprächs-
bereit zeigt. Alles andere verdient die Bezeichnung ‚Bürger-
beteiligung‘ nicht“, verdeutlichte Michael Werner-Boelz die 
Position der GRÜNEN.

Doch die Mehrheit der Abgeordneten in der Bezirksver-
sammlung Hamburg-Nord votierte im April 2014 mit den 
Stimmen von SPD, CDU und FDP gegen den Antrag der GRÜ-
NEN an einem „Runden Tisch“ nach gemeinsamen Lösungen 
zu suchen. Sie beschloss endgültig den im Stadtteil Groß 
Borstel heftig umstrittenen Bebauungsplan Groß Borstel 25.

„Wir GRÜNE bedauern, dass die Bedenken der Bevölke-
rung nicht angemessen berücksichtigt wurden. Einmal mehr 
wurde ein Stadtentwicklungsprojekt gegen den erklärten 
Willen eines relevanten Teiles der Bevölkerung (…) durch-
gesetzt“, kommentierte Michael Werner-Boelz. „Wir halten 
dieses rücksichtslose Verfahren für falsch. Natürlich müssen 
neben den Wünschen der angestammten Bewohnerschaft 
auch die Bedürfnisse von Wohnungssuchenden und über 
das lokale Umfeld hinausgehende Ansprüche berücksichtigt 
werden. Doch sollten Politik und Verwaltung in jedem Fall 
ernsthaft nach einem Ausgleich suchen. So riskiert man die 
Akzeptanz für den Bau neuer Wohnungen und schafft Politik-
verdrossenheit. Damit ist niemandem gedient“, so der GRÜNE 
Fraktionsvorsitzende weiter.
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UMWELT

LEBENS - 
QUALITÄT  
IN DER METROPOLE

„Stadtplanung und Naturschutz gehören zusammen!“, 
heißt es im GRÜNEN Wahlprogramm 2014. „Menschen 
in Hamburg brauchen Grün- und Freiflächen. Die Stadt 
gehört ihren Bewohner*innen. Öffentliche Räume sind 
mehr als bloße Verkaufsflächen oder Verkehrsschneisen. 
Sie sind Begegnungsstätten. Sie bieten Raum für Sport 
und Freizeit. Sie gilt es zu erhalten, zu erweitern und zu 
gestalten. Lebensqualität in der Großstadt erfordert auch 
unversiegelte Flächen. Grünflächen und Natur haben ei-
nen hohen Erholungswert, nützen dem Stadtklima und 
lassen Raum für Artenvielfalt.“ 
Die GRÜNEN wollen Natur und Umwelt in Hamburg so 
schützen, dass Hamburg lebenswert bleibt. Die wichtige 
Funktion von Grünflächen und Bäumen in der Stadt, vom 
großen Stadtpark bis hin zum kleinen Grünstreifen, soll 
anerkannt werden: Sie reinigen die Atemluft von Giften 
und Stäuben, halten das klimaschädliche CO2 zurück, hel-
fen bei Starkregen Überschwemmungen zu verhindern, 
halten die Luft während der sommerlichen Hitze kühl, 
spenden Schatten und dämpfen den Verkehrslärm.

Naturnahe Flächen bieten Tieren und Pflanzen Lebens-
raum. Und der Mensch braucht Grünbereiche für die 
Erholung. Kinder können in Wohnortnähe an die Natur 
herangeführt werden. Bei der Entwicklung von neuen 
Wohnquartieren soll verstärkt auf die Verbindung von 
Naturschutz und Stadtentwicklung geachtet werden. 
Grünflächen sollen – nach New Yorker Vorbild – mög-
lichst für alle in zehn Minuten fußläufig zu erreichen sein.
Die GRÜNEN haben sich in den vergangenen Jahren en-
gagiert – im Bereich der Naturschutzgebiete genauso wie 
in Hinblick auf Straßenbäume, Parks und Grünflächen. Im 
Bestand genauso wie bei der Planung von neuen Wohn-
gebieten, wie zum Beispiel dem „Tarpenbeker Ufer“ (ehe-
mals „Tarpenbek Greens“) in Groß Borstel. „Zu viele Ein-
griffe in die Natur gehen gerade für die Grünen gar nicht“, 
resümiert dazu ein Artikel im Eppendorfer Wochenblatt. 
Gleichzeitig setzen sie sich laufend dafür ein, dass die 
Natur im Bezirk und auf Landesebene einen höheren 
Stellenwert erhält und zukünftig mehr Geld für Anlage 
und Pflege bereitgestellt wird.

STADTGRÜN ERHALTEN UND ENTWICKELN



STRASSENBÄUME GEHÖREN ZUM STADTBILD! 
Eine erfolgreiche Initiative zu Schutz, Pflege und Nach-
pflanzen von Straßenbäumen haben die GRÜNEN im Mai 
2015 gestartet. Auf Grundlage eines umfangreichen Antrags 
von GRÜNEN und SPD hat die Bezirksversammlung Ham-
burg-Nord beschlossen, bessere Wachstumsbedingungen 
für Bäume zu schaffen, für mehr Transparenz bei nötigen  
Fällungen und konsequentes Nachpflanzen zu sorgen.

Christoph Reiffert, Sprecher der GRÜNEN Fraktion für 
Umwelt, erläuterte: „Mit unseren Stadtbäumen sind viele 
Emotionen verbunden. Deshalb wird der Umgang mit ihnen 
sowohl im öffentlichen Raum als auch auf privatem Grund 
sehr genau beobachtet. Wir wollen mit unserem Antrag er-
reichen, dass besonders die bereits vorhandenen Straßen-
bäume im für sie ohnehin stressigen Stadtraum bessere 
Lebensbedingungen haben und so möglichst lange von 
Krankheiten verschont bleiben.

Kein Baum wird vom Bezirk ohne guten Grund gefällt. 
Deshalb ist es umso wichtiger, dass noch transparenter als 
bisher darüber aufgeklärt wird, warum eine Fällung not-
wendig wird und wo stattdessen welcher neue Baum ge-
pflanzt wird.

Um hier einen besseren Überblick zu haben, wird ab so-
fort jährlich aufgelistet, wie viele Bäume vom Bezirk gefällt 
und wie viele nachgepflanzt wurden. Damit ist dann auch 
nachvollziehbar, ob unser Bezirksbeschluss aus dem letzten 
Jahr, für jeden gefällten Straßenbaum einen nachzupflan-
zen, eingehalten wird.“

Die wichtigsten Punkte, die beschlossen wurden:
•  eine jährliche Bilanz der Baumfällungen und Neupflan-

zungen zum 1. Juni
•  übersichtlichere und informativere Listen über Baumfäl-

lungen auf öffentlichem Grund
•  vollständige Nachpflanzung von Straßenbäumen, sofern 

eine Bilanz über den Bestand der Jahre 2010-2015 ne-
gativ ausfällt

•  besserer Schutz der Straßenbäume vor Beschädigungen, 
zum Beispiel durch parkende Autos

•  Vergrößerung von Baumscheiben am Straßenrand

Gleich im folgenden Monat legten die GRÜNEN gemein-
sam mit der SPD einen ersten Antrag für Maßnahmen zum 
Baumschutz vor. „Bürger machten uns darauf aufmerksam, 
dass im Winterhuder Kaempsweg eine ganze Baumreihe 
dadurch gefährdet ist, dass dort zwischen den Stämmen 
ohne jeden Schutz geparkt wird. Das birgt große Gefahren 
für die Bäume durch Anfahrschäden. Außerdem wird so fast 
jeder Quadratzentimeter des Bodens um die Bäume herum 
verdichtet. Das nimmt ihren Wurzeln nicht nur sprichwört-
lich die Luft zum Atmen“, so Michael Schilf, GRÜNEN-Spre-
cher im Regionalausschuss für Winterhude.

Die Bezirksverwaltung wurde aufgefordert zu prüfen, 
wie die Bäume am besten geschützt werden können.

Im Oktober 2016 haben die GRÜNEN noch einmal nach-
gesetzt: Die im Jahr zuvor geforderte Bilanz der zwischen 
2010 und 2015 gefällten und nachgepflanzten Straßen-
bäume hatte ans Licht gebracht, dass die Zahl der Straßen-
bäume in diesem Zeitraum um 675 Bäume abgenommen 
habe. Da bereits 2014 beschlossen worden war, dass jeder 
gefällte Baum ersetzt werden solle, galt es nun, einiges 
nachzuholen.

Der Bezirk solle seine Bemühungen zur Nachpflanzung 
von Straßenbäumen noch einmal verstärken, forderte die 
Fraktion deshalb in einem rot-grünen Antrag, der in der Be-
zirksversammlung diskutiert wurde. Zunächst sollten nach 
dem Vorschlag der Koalition sämtliche noch freien Stand-
orte, die im Rahmen der Aktion „Mein Baum. Meine Stadt“ für 
Pflanzungen vorgesehen sind, mit Bäumen bestückt werden.

Bäume am Südring, Allee am Wiesendamm in Barmbek, neu gepflanzter Straßenbaum an der Elsastraße
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STRASSENBÄUME IN HAMBURG-NORD

Wird auf dem Grünstreifen geparkt, führt das Rangieren zu  
Schäden an oberflächennahen Wurzeln

So zugeparkt fehlt den Baumwurzeln die Luft zum Atmen

Bei der Entfernung des alten Radwegs an der Eppendorfer Land-
straße wurde diese Baumscheibe vergrößert. Der Grasbewuchs 
markiert die alten Abmessungen der Freifläche.

Durch drei Bügel wird dieser noch junge Baum vor Schäden  
durch Autos geschützt

Viele Bürger*innen sorgen selbst dafür, dass es an den Straßen grüner und bunter wird:  
Improvisiertes Beet an der Hudtwalckerstraße und bepflanzte Baumscheibe an der Fuhlsbüttler Straße

Dabei muss bedacht werden, dass manch alter Baum-
standort wegen der beengten Straßensituation, wegen 
konkurrierender Nachbarbäume oder der Vielzahl von 
Leitungen im Boden nicht mehr zur Verfügung steht. Eine 
sofortige Nachpflanzung aller fehlenden Bäume ist daher 
nicht leistbar. Mit dem beschlossenen Antrag ist der Bezirk 
aufgefordert, ein Konzept zu entwickeln, wie binnen weni-

ger Jahre das Minus ausgeglichen werden kann. Dabei sol-
len die Regionalausschüsse einbezogen werden und kon-
krete Vorschläge für neue Baumstandorte machen.

„Unser Ziel: In fünf Jahren soll das Defizit an Straßen-
bäumen, das seit 2010 entstanden ist, ausgeglichen sein“, 
fasst Christoph Reiffert zusammen.
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Vom Ruhrpott an die Elbe: Die Natur als roter Faden immer 
dabei. Christoph Reiffert, Jahrgang 1977, stammt aus Moers 
am Niederrhein und war schon dort als Jugendlicher im Na-
turschutzverband BUND aktiv. Sein Engagement setzte er fort, 
als er 1997 zum Studium der Landschaftsökologie ins nieder-
sächsische Oldenburg kam. „Ich habe genau das studiert, worauf 
ich richtig Lust hatte“, sagt Reiffert, „und schon damals habe ich 
mich für bessere Bedingungen für Radfahrer eingesetzt – also 
ähnlich wie heute.“ Sein Interesse an Ökologie und Lokalpolitik 
ließen seine Sympathie für die GRÜNEN wachsen. „Die Einzigen, 
die sich damals umweltpolitisch engagiert haben“, blickt Reiffert 
zurück. Als er 2006 seinen Lebensmittelpunkt der Liebe wegen 
nach Hamburg verlegte, trat er den GRÜNEN bei und mischte 
in der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Natur und Umwelt mit. 
„Mein erster Termin war eine Hafenrundfahrt“, erinnert er sich. 
„Es ging um Problematiken rund um die Hafenwirtschaft, ein 
dröges Thema, das auf dies Art und Weise ein Gesicht bekam.“
Beruflich macht er in der Hansestadt erst einmal vier Jah-
re lang den Spagat zwischen seinen beiden Leidenschaften, 
der Natur und dem Kino. In der Umweltbildung und bei den 
Lesbisch Schwulen Filmtagen Hamburg war er tätig, bevor er 
2010 den Posten des Geschäftsführers der GRÜNEN Fraktion 
Hamburg-Nord antrat. Ein Jahr zuvor hatte er einen Sitz im 

Umweltausschuss der Fraktion eingenommen. Und schon seit 
2008 arbeitet er im Regionalausschuss mit, in dem er die Inte-
ressen von Barmbek und Dulsberg vertritt. „Ich hatte Lust, lo-
kale Politik in meinem Stadtteil zu machen“, erläutert Reiffert, 
der in Barmbek-Süd lebt. „Mobilität“ sei eines der prägendsten 
Themen, vom Bürgersteig vor der Haustür über Bushaltestel-
lenverlegung bis Straßensanierung. Es mache Spaß zu sehen, 
was sich da alles bewegen ließe. „Am Rübenkamp haben wir 
gemeinsam als Regionalausschuss am Zugang zum S-Bahnhof 
eine Fußgängerampel gefordert“, gibt er ein Beispiel, „es hat 
zwei Jahre gedauert, aber heute haben wir per Ampel eine si-
chere Querung – solche Erfolge motivieren.“
Im Bereich Umwelt liege ihm daran, „aus dem, was möglich ist, 
das Beste zu machen“, sagt er in Hinblick auf die eingeschränk-
te Zuständigkeit des Bezirks, der darüber hinaus mit „chro-
nischer Unterfinanzierung“ zu kämpfen habe. Straßenbäume, 
Grünanlagen und Naturschutzgebiete sind Themen, auf die er 
als Abgeordneter Einfluss nehmen kann. „Mit Straßenbäumen 
geht man zum Beispiel im Bezirk sehr sensibel um. Da kann ich 
auf die Verwaltung vertrauen“, weiß er nach bald zehnjähriger 
Zusammenarbeit. Auch die Gelder für Maßnahmen in den drei 
Naturschutzgebieten im Bezirk können auf dem Erfolgskonto 
der GRÜNEN verbucht werden.
Darüber hinaus versteht Reiffert sich als Vermittler zwischen 
Bürger*innen und Behörde: „Eine unserer wichtigsten Rollen 
ist es, Ideen aus der Bevölkerung aufzugreifen und an die Ver-
waltung heranzutragen – und andersherum.“ Beispiel Urban 
Gardening: „Wir als rot-grüne Koalition unterstützen diese mo-
derne Form des Gärtnerns in der Stadt. Die Vernetzung von Ak-
tiven ist spannend zu erleben und wir tragen das Ganze poli-
tisch mit, helfen auch bei der Suche nach geeigneten Flächen“, 
erläutert der Diplom-Landschaftsökologe, der seinerseits 
durch Mitgliedschaften im BUND, NABU und Botanischem 
Verein Hamburg und als Sprecher der LAG Natur und Umwelt 
zahlreiche Kontakte hat. Gleichzeitig brauche die Verwaltung 
Rückendeckung durch die Politik. „Wilde Ecken in Parks sind 
uns herzlich willkommen. Wir stehen hinter dem Ansatz, auch 
in der Großstadt Verständnis der Bevölkerung für eine nur auf 
den ersten Blick „ungeordnete“ Natur zu schaffen“, gibt er ein 
Beispiel. Fest steht für ihn: „Die Bandbreite an kommunalen 
Themen ist riesig, da wird es nicht langweilig. Die Spielräume, 
die der Bezirk hier hat, möchte ich optimal nutzen!“

Erholung und Naturschutz lassen sich gut kombinieren: Im Barmbeker Johannes-Prassek-Park gibt es nicht nur Bänke und Kinderspielplätze, sondern 
auch eine bunte Wildblumenwiese, Obstbäume und Nistkästen.

CHRISTOPH REIFFERT:  
LUST AUF LOKALE  
UMWELT UND KULTUR 
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NATURSCHÖNHEITEN SICHTBARER MACHEN 
Drei Naturschutzgebiete werden vom Bezirk Hamburg-Nord 
betreut: das Raakmoor, das an Langenhorn angrenzt, geo-
grafisch aber im Bezirk Wandsbek liegt, das Rothsteinsmoor 
in Langenhorn und das Eppendorfer Moor in Groß Borstel. 
Sie zeichnen sich durch eine vielgestaltige Pflanzen- und 
Tierwelt aus, sie sind zum Beispiel Lebensraum für Brut- 
vögel, seltene Schmetterlingsarten, Insekten und Fleder-
mäuse. Gleichzeitig bieten sie den Hamburger*innen mitten 
in der Stadt Naturerleben und Erholung.

Die GRÜNEN haben 2013 angeregt, die Naturoasen mit-
tels informativer Hinweistafeln für Besucher*innen attrak-
tiver zu machen. Außerdem sollten die baufälligen Beobach-
tungskanzeln ersetzt werden, die einen guten Blick auf die 
oft von Wasservögeln besuchten Teiche ermöglichen. 
Die damalige umweltpolitische Sprecherin der GRÜNEN, Ul-
rike Sparr, erläuterte: „Uns ist wichtig, dass die Bürgerinnen 
und Bürger, die diese Gebiete aufsuchen, einen Eindruck 
von deren Vielfalt und Schönheit bekommen. Leider nimmt 
der Senat seine Verantwortung dafür nicht ausreichend 
wahr, so dass wir bezirkliche Gelder verwenden müssen.“ 
Die GRÜNEN beantragte 40.000 Euro aus dem bezirklichen 
Gestaltungsfonds für die Konzeptionierung und Anschaf-
fung von Infotafeln, Online-Informationen und Flyern sowie 
für die Reparaturen vor Ort.
Eine Große Anfrage der GRÜNEN deckte 2014 auf, dass laut 
Bezirksamt eine generelle Unterversorgung mit finanziellen 
Mitteln zur Pflege und Entwicklung der Naturschutzgebiete 
bestand. Ein Einhalten der jeweiligen Erhaltungsziele und 
damit die Bewahrung des Naturerbes des Bezirks war damit 
akut gefährdet. Die Bezirksversammlung beschloss einstim-
mig einen Antrag der GRÜNEN, in dem die Umweltbehörde 
gebeten wurde, dem Bezirk für die Umsetzung der Pflege-
konzepte der Schutzgebiete die notwendigen Mittel zur Ver-
fügung zu stellen.
In ihrer Antwort, die keine Aussicht auf weitere Gelder 
machte, wies die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
auf ein aktuelles Verfahren zur Erweiterung der Flächen des 
NSG Eppendorfer Moor hin. Im Januar 2015 gab der Senat 
Entsprechendes bekannt. Die Ausdehnung ging auf einen 

Beschluss der Bezirksversammlung von 2012 zurück.
Christoph Reiffert, umweltpolitischer Sprecher der GRÜNEN 
Fraktion in der Bezirksversammlung Hamburg-Nord, sagte 
dazu: „Wir freuen uns sehr, dass der Senat dem Wunsch des 
Bezirks nachkommt, diese wichtigen Moorflächen in das 
Schutzgebietsnetz aufzunehmen. Damit nimmt die Fläche 
der Naturschutzgebiete, die unser Bezirk verwaltet, auf einen 
Schlag um fast 20 % zu.“ Gleichzeitig kritisierte er, dass der 
Bezirk trotz der größeren Fläche nicht mehr Geld vom Senat 
für den Unterhalt des Gebietes erhalten sollte. Mit nur 11.000 
Euro im Jahr stünden weniger als zwei Cent je Quadratmeter 
Schutzgebiet zur Verfügung, machte Reiffert deutlich.
Ein Erfolg vor Ort konnte dann im Mai 2015 verbucht wer-
den: Auf Antrag der GRÜNEN beschloss die Bezirksver-
sammlung einstimmig, die drei bezirklichen Naturschutz-
gebiete attraktiver für die Öffentlichkeit zu machen und die 
beantragten 40.000 Euro für die Erstellung und Umsetzung 
eines umfangreichen Konzepts zur Naturinformation mit 
Hilfe von Flyern und Schildern bereitzustellen. Vier Beo-
bachtungskanzeln sollten erneuert bzw. neu erstellt wer-
den, wobei die Umweltbehörde zwei Kanzeln aus ihrem Etat 
finanzieren wollte. Für zwei weitere Kanzeln und Repara-
turen wurden weitere 34.500 Euro zur Verfügung gestellt.
„Die neuen Beobachtungskanzeln im Eppendorfer Moor 
werden dazu beitragen, die Schönheit der dortigen Teiche 
genießen zu können. Und wenn künftig dort und auch in 
den anderen Schutzgebieten Raakmoor und Rothsteins-
moor noch eine Reihe von informativen, schön gestalteten 
Tafeln auf die Besonderheiten der Moorlandschaften hin-
weist, wird ganz nebenbei auch noch etwas Wissen über 
unsere Natur vermittelt. Die geplanten Flyer runden das 
Angebot zur Naturinformation ab“, freute sich Christoph 
Reiffert über die erfolgreiche Initiative der GRÜNEN. „Ge-
rade in so dicht besiedelten Bezirken wie Hamburg-Nord 
sind Naturschutzgebiete nicht nur wichtig für die Ökologie, 
sondern dienen auch als wichtiger Ruheort für die Bevöl-
kerung. Letztlich gilt immer: Was der Mensch kennt, das ist 
er eher bereit zu schützen. Deshalb ist es gut und sinnvoll, 
Gelder in Naturinformation zu investieren.“
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Am Donnerstag  22.09.2016 um 17.00 Uhr

Treffpunkt: 
Borsteler Chaussee / Ecke Alsterkrugchaussee
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Vorsitzende des Kreisverbands 
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MdHB, umweltpol. Specherin 

der Bürgerschaftsfraktion

Christoph 
Reiffert
umweltpolitischer Sprecher 

der Bezirksfraktion

Unterwegs mit:
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Auch mitten im Stadtpark gibt es naturnahe  
Bereiche mit Teichen und Sumpfzonen, in denen  
Iris und Rohrkolben wachsen

MEHR VIELFALT WAGEN
GRÜNE SETZEN SICH FÜR MEHR NATUR UND GRÖSSEREN 
ARTENREICHTUM IN PARKS UND GRÜNANLAGEN EIN

„Spielräume für mehr Naturnähe nutzen!“, lautete das Mot-
to eines Antrags, den die GRÜNEN gemeinsam mit der SPD 
im Dezember 2014 in die BV einbrachten. Der Bezirk solle 
in Zusammenarbeit mit den Umweltverbänden Flächen in 
Parks und Grünanlagen benennen, die für eine naturnähere 
Pflege geeignet sein könnten.
„Bislang ist der Naturschutzwert der Parks und Grünanla-
gen leider oft nicht besonders hoch. Durch eine angepasste 
Pflege könnte er deutlich gesteigert werden. Eine naturnä-
here Pflege kostet aber meist mehr Geld, da sie aufwändiger 
durchzuführen ist. Hier wollen wir, dass mit der angekün-
digten Erhöhung der Senatszuweisung für die Grünflächen 
ein Einstieg in mehr Naturnähe gelingt. Die Spielräume, 
die sich für die Stadtnatur jetzt bieten, sollten unbedingt 
genutzt werden“, erläuterte Christoph Reiffert, umweltpo-
litischer Sprecher der GRÜNEN Fraktion, die Hintergründe.
Naturnahe Pflege bedeutet zum Beispiel, dass geeignete 
Teilbereiche seltener gemäht werden, so dass mehr wild-
lebende Tier- und Pflanzenarten einen Lebensraum finden 
können. Gleichzeitig kann so das Biotopnetz der Stadt ge-
stärkt werden. Als positive Beispiele für solche vielfältigen 
Areale gelten der kleine Park am Wendebecken Langenfort 
in Barmbek-Nord, in dem sich Trockenrasen, Obstbäume 
und eine blühende Wiese am Lauf der Seebek finden. Auch 
im Johannes-Prassek-Park in Barmbek-Süd gibt es einen 
Wildwiesenhang und Obstbäume sowie Nistkästen im alten 
Baumbestand. 
„Durch eine größere Vielfalt in den Parks steigt auch de-
ren Wert für die Naturerfahrung und die Erholung. Denn für 
viele Menschen ist es sicher spannender, eine bunte Blu-
menwiese voller Bienen und Schmetterlinge zu betrachten, 

als ausschließlich kahlgeschorene Rasen“, meint Reiffert.
Mit dem Antrag unterstützten die GRÜNEN auch die For-
derung des Hamburger Naturschutzverbandes NABU, der 
die Bezirke im Mai 2014 in Anbetracht der bevorstehenden 
Wahl zu den Bezirksversammlungen dazu aufrief, ihrer Ver-
antwortung für den Erhalt der Artenvielfalt besser nach-
zukommen. Durch zunehmende Flächenversiegelung und 
fehlenden politischen Willen zur ökologischen Pflege der 
Grünanlagen sei diese bedroht.
„Der Bezirk Hamburg-Nord zeigt bereits vielfach guten Willen. 
Auf unseren Antrag hin werden zum Beispiel vermehrt Obst-
gehölze gepflanzt, die sowohl für die Umweltbildung nutzbar 
sind als auch einer Vielzahl von Insekten und Vögeln nützen. 
Leider ist die Mittelausstattung des Bezirks im Umweltbereich 
aber generell viel zu gering. (…) Deshalb wollen wir in der 
kommenden Legislatur alles daran setzen, die Fachbehörde 
zu überzeugen, dass die wichtigen Ziele des Erhalts unseres 
Naturerbes ohne eine bessere Mittelausstattung nicht erreicht 
werden können“, hatte dazu die damalige GRÜNE Sprecherin 
für Umwelt, Ulrike Sparr, Stellung genommen.
Die insgesamt viel zu knappen Finanzmittel für die Grün-
anlagen und die daraus resultierende dauerhafte drama-
tische Unterfinanzierung führe dazu, dass nur die not-
wendigsten Maßnahmen der Verkehrssicherung erledigt 
werden könnten, kritisierten die GRÜNEN. Ökologische Be-
lange in der Pflege würden in dieser Situation hintenüber-
fallen. Ab 2018 soll sich die Situation ändern: Bestimmte 
Aufgaben werden dann von der Zuständigkeit des Bezirks in 
die Hände der Stadt übergehen, die dadurch freigesetzten 
bezirklichen Gelder sollen unter anderem für die Pflege der 
Grünanlagen eingesetzt werden.

Im Frühling bedecken zehntausende Blüten der Busch-
windröschen den Boden im Sierichschen Gehölz, dem 
westlichen Teil des Stadtparks am Planetarium

Tafeln informieren über ein  
ökologisches Projekt des Nabu  
im Stadtpark
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Das „Haus der BUNDten Natur“ gehört dem Bezirk Hamburg-Nord und wird vom BUND angemietet. Für viele Schulklassen, besonders aus 
Eppendorf, ist ein Besuch der Reetdachkate fester Bestandteil des Lehrplans.

EIN ORT FÜR JUNGE NATURFORSCHER*INNEN 
Umweltbildung und Naturpädagogik für Kinder werden 
von den GRÜNEN unterstützt. Nachdem im September 
2014 die reetgedeckte Kate im Kellinghusenpark, die der 
Umweltverband BUND seit fast zwanzig Jahren als „Haus 
der BUNDten Natur“ zu Umweltbildungszwecken genutzt 
hatte, bis auf die Grundmauern niedergebrannt war, ini-
tiierten die GRÜNEN einen Antrag, der den Wunsch nach 
Wiederaufbau der Einrichtung betonte und dem BUND 
beim geplanten Wiederaufbau politisch den Rücken  
stärkte. Die Bezirksversammlung nahm den Antrag ein-
stimmig an. Gleichzeitig lud sie Vertreter*innen des 
BUND zum Umweltausschuss ein, um über den Stand der 
Dinge und Möglichkeiten zur Fortsetzung der BUND-Ak-
tivitäten im Quartier zu diskutieren.
Christoph Reiffert, GRÜNER Sprecher für Umweltpolitik: 
„Hier wurde mitten in der Stadt das Konzept ‚Bildung für 

nachhaltige Entwicklung‘ in die Praxis umgesetzt! Unzähli-
ge Kinder, viele Kitagruppen und so manche Schulklasse ke-
scherten im Teich oder untersuchten die nähere Umgebung, 
um mehr über die Natur zu erfahren. Für uns GRÜNE ist klar, 
dass wieder ein Ort der Umweltbildung im Kellinghusen-
park geschaffen werden sollte. Im Umweltausschuss wollen 
wir gemeinsam mit dem BUND schauen, was wir als Bezirk 
dazu beitragen können, dass auch künftig Umweltbildung 
im grünen Herzen Eppendorfs ihren Platz hat.“
Im Mai 2016 konnte der Betrieb in der neu errichteten 
Kate starten. Fast jeden Nachmittag treffen sich Kin-
der- und Jugendgruppen im neuen Haus. Hier können die 
jungen Forscher*innen auf spielerische und erlebnisori-
entierte Weise bei Streifzügen durch den Park über al-
tersgerecht aufbereitete Umwelt-Projekte und Mitmach-
Werkstätten eigene Naturerfahrungen machen.

Die zerstörte Kate bot ein trauriges Bild. Seit Sommer 2016 erforschen nun aber wieder Kinder den nahen Teich. 
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PROJEKT „DIE STADT IM KLIMAWANDEL“ 
„Was ist, unter besonderer Berücksichti-
gung des Klimawandels und demogra-
phischen Entwicklungen, gesamtstäd-
tisch und -gesellschaftlich von größerer 
Bedeutung: die Schaffung neuen Wohn-
raums oder der Erhalt bzw. die Auswei-
tung urbaner Grünflächen?“ – eine span-
nende Frage, die die GRÜNEN zusammen 
mit angehenden Stadtplaner*innen und 
Stadtgeograph*innen diskutierten.
Einen für die Politik ungewöhnlichen 
Weg gingen die GRÜNEN im Jahr 2012: 
Die Fraktion suchte aktiv den Dialog 
mit der Wissenschaft, um die Auswir-
kungen des Klimawandels auf Stadtent-
wicklungsprozesse zu beleuchten und 
entsprechende Handlungsoptionen zu 
erlangen. Dazu tauschte sich der Frak-
tionsvorsitzende Michael Werner-Boelz 
an der HafenCity Universität (HCU) mit 
Studierenden des Studiengangs Stadt-
planung aus. Konkret ging es um ak-
tuelle Konflikte zwischen Wohnungs-
bebauung und Grünflächenerhalt bei 
Planungsprozessen in Hamburg-Nord. 
Auch ein Vertreter eines in Groß Bor-
stel von Wohnungsbauplanungen be-
troffenen Kleingartenvereins schilder-
te den Studierenden die Problemlage 
innerstädtischer Nachverdichtung aus 

Sicht der Kleingärtner*innen.
„Wir haben uns als GRÜNE klar für eine 
innerstädtische Nachverdichtung aus-
gesprochen und unterstützen die Woh-
nungsbauvorhaben im Bezirk. Wir sind 
aber auch der Meinung, dass der Konflikt 
zwischen Nachverdichtungswünschen 
und innerstädtischen Grünflächen zu 
den wichtigsten bezirklichen Themen 
gehört. Meist gibt es dabei Konflikte 
um die Bebauung von Kleingärten und 
Grünflächen. Diese haben auch eine 

wichtige Bedeutung für das Stadtklima 
– ein Thema, das auch die Hamburger 
Hochschulen beschäftigt. Deshalb sind 
wir auf die HCU und die Uni Hamburg 
zugegangen“, erläuterte Werner-Boelz.

Im darauf folgenden Semester fand 
im Großen Sitzungssaal des Bezirk-
samts Hamburg-Nord zudem ein öffent-
liches Planspiel statt, bei dem Studie-
rende des Geographischen Instituts der 
Universität Hamburg, die sich vorher 
intensiv sich mit dem Thema „Nachver-
dichtung“ auseinandergesetzt hatten, 
Lösungsmöglichkeiten anhand der bei-
den größten und auch umstrittensten 
Bauvorhaben im Bezirk Nord aufzeigten: 
dem Hebebrandquartier und dem 
ehemaligen Güterbahnhof Lokstedt. 
Die Studierenden schlüpften dabei in 
die Rollen von Naturschützer*innen, 
Investor*innen, Wohnungssuchenden, 
Klimaexpert*innen, Vertreter*innen 
von Anwohner*innen-Initiativen, 
Stadtplaner*innen, Politiker*innen etc. 
Als „Expert*innengremium“ diskutierten 
sie aktuelle Entwicklungen im Bezirk 
und versuchten gemeinsam, innovative 
Lösungsansätze für den Flächennut-
zungsdruck in einer wachsenden Metro-
pole zu finden.

Ausnahmsweise im Einsatz gegen Grün: 
Christoph Reiffert (links) und Carmen Wilckens 
von der GRÜNEN Fraktion Nord und Martin 
Bill (Bürgerschaftsabgeordneter) nahmen an 
einer Aktion teil, bei der alles überwuchernde 
Neophyten im Stadtpark entfernt wurden.

Carmen Wilckens, Thorsten Schmidt und Christoph Reiffert unterstützten 2012 den Naturschutzbund (Nabu) bei seinem Gewässernachbarschaftstag 
am Bornbach in Langenhorn. Mehrere Tonnen Findlinge, Kies und Holz wurden in das Bachbett eingebracht. Durch diese Pflege- und Aufwertungs-
maßnahmen wird die Qualität der Bäche verbessert, indem vielfältige Strukturen im Bachbett entstehen, die Tieren und Pflanzen als Siedlungsraum 
dienen können.
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URBAN GARDENING
JUNGES GEMÜSE IN DER STADT
„Alle Hamburger sollen in der Stadt gärtnern und ernten“, 
titelte das Hamburger Abendblatt im Sommer 2014. Aufhän-
ger war eine Pflanzaktion der GRÜNEN im Kellinghusenpark 
in Eppendorf, mit der für öffentliches Gärtnern in der Stadt 
und Artenvielfalt geworben wurde. Dafür haben Bezirks- und 
Bürgerschaftsabgeordnete entlang des Bahndamms Him-
beer- und Brombeersträucher gepflanzt. 

„Auch bei uns soll es bald heißen: 'Pflücken erlaubt' statt 
'Betreten verboten'. Parks und Grünanlagen sind für alle da“, 
zitierte das Abendblatt Jens Kerstan, damals GRÜNEN-Frak-
tionschef in der Bürgerschaft und heute Umweltsenator. „Wir 
wollen, dass die Hamburger in ihrer Nachbarschaft gärtnern 
und ernten können.“ Als Vorbild dienen Projekte wie in Berlin, 
wo bereits Flächen für die ökologische Landwirtschaft aus-
geschrieben sind, oder Obstbaumwiesen in Parks. 

Auch private Initiativen werden von den GRÜNEN un-
terstützt: Auf Antrag von GRÜNEN und SPD beschloss der 
Hauptausschuss der Bezirksversammlung Hamburg-Nord 
im Sommer 2016 finanzielle Unterstützung für zwei Urban 
Gardening-Projekte. Die Initiative FuhlsGarden und der Ver-
ein DAGO Kinderlobby e.V. wurden mit insgesamt gut 2.000 
Euro bedacht. 

FuhlsGarden baut seit 2015 in Barmbek-Nord sowohl 
in Hochbeeten als auch auf einem Areal am Wendebecken 
Langenfort nach ökologischen Kriterien Gemüse an. An der 
Meenkwiese pflanzt und pflegt der Verein DAGO Kinderlobby 
e.V. bereits seit einigen Jahren gemeinsam mit Kindern in der 
dortigen Grünanlage verschiedenste Blumen und weitere 
Pflanzen.

„Mit den beschlossenen Mitteln unterstützen wir tolles 
bürgerschaftliches Engagement. Urban Gardening vermit-
telt in Zeiten von industrialisierter Nahrungsmittelproduk-
tion Wissen über den natürlichen Anbau von Nahrungs-
mitteln. Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen wird in 
der Stadt die Natur nähergebracht“, freute sich Christoph 
Reiffert, GRÜNEN-Sprecher für Umwelt.  „Wir wünschen uns 
noch viele ähnliche Projekte und haben immer ein offenes 
Ohr für Initiativen, die die Stadt gerade auch im Kleinen 
wieder ein Stück grüner machen wollen.“

Vorläufer dieser Initiativen ist das Urban Gardening Pro-
jekt InPeLA in Langenhorn, das bereits 2012 von der GRÜNEN 
Abgeordneten Carmen Wilckens im Quartiersbeirat Essener 
Straße mit auf den Weg gebracht und aus bezirklichen Mit-
tels des Quartiersfonds unterstützt wurde.

Kartoffeln im Hochbeet

Topinambur-Ernte aus dem Hochbeet

Reiche Ernte im Herbst Kapuzinerkresse und Mangold
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Die "Vielfalt-Ampel" wurde  
zum Christopher Street  
Day 2015 installiert



SOZIALES

BARRIEREN  
ABBAUEN

Ein Thema, mit dem sich die Bezirkspolitik in jüngster Ver-
gangenheit besonders intensiv befasste, war die Unter-
stützung für Geflüchtete: Die kurzfristige Schaffung von 
Wohnmöglichkeiten stand dabei an erster Stelle - oftmals 
mit heftigen Gegenreaktionen aus mehreren Richtungen. 
Darüber hinaus leisteten die GRÜNEN vielfältige Hilfen 
in vielen Bereichen des (Zusammen-) Lebens. Initiativen, 
die selbstständig und unbürokratisch aus privatem En-
gagement heraus entstanden sind, konnten gestärkt und 
gewürdigt werden. 
Die GRÜNEN setzen sich von jeher dafür ein, dass sich alle 
Menschen, insbesondere auch jene mit körperlichen Ein-
schränkungen, möglichst frei und selbstbestimmt im Be-

zirk bewegen können. Auf Initiative der GRÜNEN Bürger-
schaftsfraktion stellte die Behörde für Wirtschaft, Verkehr 
und Innovation für die Haushaltsjahre 2017/18 je eine 
Millionen Euro für Barrierefreiheit im öffentlichen Raum 
zur Verfügung. Aus diesem Topf hat die rot-grüne Koalition 
in Hamburg-Nord bereits 150.000 Euro beantragt, um den 
barrierefreien Umbau im Bezirk weiter voranzubringen.
Außerdem wurde auf Initiative der GRÜNEN ein Kon-
zept für ein Orientierungssystem in den Gebäuden des 
Bezirksamts erstellt, das zum Beispiel Sehbehinderten 
die eigenständige Orientierung ermöglichen soll. Für die 
Umsetzung des Konzepts wurden in einem ersten Schritt 
50.000 Euro zur Verfügung gestellt.

FÜR GEFLÜCHTETE UND  
FÜR MENSCHEN MIT HANDICAP



WELCOME TO HAMBURG-NORD! 
Die Unterbringung von Geflüchteten war auch auf bezirk-
licher Ebene eine der größten Herausforderungen in den 
Jahren 2015 und 2016. Die GRÜNEN bezogen dabei klar 
Position: Es war und ist ihnen ein wichtiges Anliegen, den 
Kindern, Frauen und Männern menschenwürdige Lebens-
bedingungen zu bieten und sich für eine gute Integration 
einzusetzen.

In Hamburg-Nord gab es im September 2015 14 Unter-
künfte mit knapp 3.300 Plätzen. Zu jener Zeit kamen täglich 
bis zu 500 Menschen neu nach Hamburg, mit steigender 
Tendenz, so dass klar war, dass kurzfristig weitere Unter-
bringungsmöglichkeiten aufgetan werden mussten. Geplant 
waren die Erweiterung und Neuschaffung von zehn weiteren 
Standorten mit zusätzlich 3.100 Plätzen. Dabei waren inten-
sive Diskussionen mit Anwohner*innen der geplanten Stand-
orte an der Tagesordnung.

Im November 2015 zum Beispiel beschloss die Bezirks-
versammlung einstimmig, für den Bereich des ehemaligen 
Anzuchtgartens am Ohlsdorfer Friedhof einen Bebauungs-
plan aufzustellen, der zum Ziel hat, dort dauerhafte Unter-
künfte für Flüchtlinge zu schaffen. Dies war notwendig ge-
worden, weil Anrainer*innen die bereits laufenden Arbeiten 
zur Schaffung der Wohnungen durch eine erfolgreiche Klage 
gestoppt hatten. Der GRÜNE Fraktionsvorsitzende Michael 
Werner-Boelz kommentierte den Beschluss mit den Worten: 
„Es ist selbstverständlich, dass wir Menschen, die vor Verfol-
gung, Folter sowie politischer, religiöser oder rassistischer 
Diskriminierung fliehen, Schutz gewähren. Wenn wie derzeit 
täglich 500 Menschen neu in die Stadt kommen, muss Ham-
burg alles unternehmen, um geeignete Unterkünfte zu schaf-
fen. Für uns steht an oberster Stelle, dass wir den geflüchte-
ten Menschen schnell und unkompliziert helfen. 

Genau das hat der Senat in Klein Borstel versucht! Des-
halb bedauern wir, dass dort nun nicht wie geplant noch 
in diesem Jahr für 250 Menschen Platz geschaffen werden 
konnte. Ausdrücklich gilt unser Dank den Schülerinnen und 

Schülern aus Klein Borstel, die sich am 7. November vorbild-
lich für unsere Demokratie und unser Gemeinwesen einge-
setzt haben. Wir haben der Durchführung des Bebauungs-
planverfahrens Ohlsdorf 29 zugestimmt, damit auch Klein 
Borstel seinen Anteil zur Lösung der gemeinsamen Aufgabe, 
der Unterbringung von geflüchteten Menschen, beiträgt.“

Auch innerhalb der Bezirksversammlung galt es – eben-
falls im November 2015 – gegen Widerstände anzugehen.

Auf Antrag von SPD und GRÜNEN stellten im Rahmen ei-
ner Sitzung des Regionalausschusses Eppendorf-Winterhu-
de der Bezirk und ein Vertreter des Investors die Pläne für 
eine Bebauung in der Eppendorfer Osterfeldstraße vor. Dort 
sollten auf derzeit nicht intensiv genutzten Gewerbeflächen 
in zwei Bauabschnitten bis zu 490 Wohnungen entstehen, 
um sie zunächst für 15 Jahre an das städtische Unternehmen 
fördern&wohnen zu vermieten und sie mit bis zu 2.400 ge-
flüchteten Menschen zu belegen.

Zu der öffentlichen Sitzung waren mehr als 150 Inte-
ressierte in den Sitzungssaal an der Robert-Koch-Straße 
gekommen. Neben kritischen Anmerkungen zu den Auswir-
kungen der Wohnbebauung auf das umliegende Gewerbe 
und Nachfragen zur Versorgung der neuen Bewohner*innen 
in Sachen Gesundheit, Kita und Schule wurde deutlich, 
dass Eppendorf die neuen Nachbar*innen grundsätzlich 
willkommen hieß. „Während andernorts Nachbarn gegen 
Unterkünfte klagen, ist mein Eindruck, dass sich Eppendorf 
seiner Verantwortung für die Unterbringung von geflüch-
teten Menschen gerne stellt. Die Eppendorferinnen und 
Eppendorfer sind ganz überwiegend bereit, ihren Teil zur 
Integration beizutragen“, stellte Sina Imhof, Vorsitzende des 
Regionalausschusses Eppendorf-Winterhude und Bezirks-
abgeordnete der GRÜNEN, fest.

Ganz anders der Eindruck, den die CDU-Fraktion vermit-
telte. Michael Werner-Boelz beschrieb dies folgenderma-
ßen: „Mit großer Verwunderung müssen wir zur Kenntnis 
nehmen, dass Mitglieder der CDU-Bezirksfraktion offenbar 

Oktober 2015: Der ehemalige Anzuchtgarten des Friedhofs Ohlsdorf wird für die Unterbringung von Geflüchteten vorbereitet
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das Spiel der rechten Populisten betreiben und gegen eine 
humanitäre Unterbringung von Flüchtlingen arbeiten. So 
wird von Teilen der CDU-Fraktion suggeriert, es würden 
bewusst Informationen zur Unterkunft Eppendorf zurück-
gehalten. Dass dieser Vorwurf völlig absurd ist, zeigt sich 
schon daran, dass gestern zwei Stunden lang öffentlich 
über die Pläne geredet wurde.

Für viel gefährlicher halten wir aber, dass die CDU im 
Norden des Bezirks nun sogar Unterschriftensammlungen 
gegen Flüchtlingsunterkünfte startet. Konkrete Vorschläge, 
wo und wie die bereits hier lebenden Flüchtlinge unterzu-
bringen sind, macht die CDU nicht. Sie geht jetzt aber über 
in eine Fundamentalopposition und bekämpft jede Flücht-
lingseinrichtung im Bezirk.

Es ist absurd: Da macht eine christdemokratische Bun-
deskanzlerin endlich eine Politik auf humanitärer Grundla-
ge, dann rebelliert die CDU-Basis und bekämpft eben diesen 
Humanismus. Es gibt gute Gründe, weshalb das Asylrecht im 
Grundgesetz verankert ist. Wir GRÜNEN stehen zu unserer 
Verpflichtung, Menschen in Not zu helfen – und wundern uns, 
dass Mitglieder ‚christlicher‘ Parteien in diesen Zeiten daran 
erinnert werden müssen.“

Letztlich kam es wegen überzogener Forderungen des Inve-
stors leider nicht zur Realisierung des Vorhabens. Die GRÜNEN 
bedauerten dies, denn Wohnraum für Geflüchtete (und später 
für jedermann) wäre in dieser zentralen, gut erschlossenen Lage 
sinnvoll gewesen. Eppendorf als wohlhabender Stadtteil hätte 
hier optimal seinen Beitrag zur Integration leisten können.

AKTUELLE STUNDE ZUM VOLKSENTSCHEID 
FLÜCHTLINGSUNTERBRINGUNG: 
RECHT AUF WOHNEN NICHT ZUR  
ABSTIMMUNG STELLEN! 
Die Bezirksversammlung debattierte 
im März 2016 in einer Aktuellen 
Stunde über die Volksinitiative zur 
Flüchtlingsunterbringung. Für die 
GRÜNEN erklärte der Vorsitzende 
Michael Werner-Boelz die Position 
seiner Fraktion: „Grundsätzlich ist 
festzuhalten, dass die Initiative das 
Recht hat, einen Volksentscheid auf 
den Weg zu bringen – ob dieser vor 
dem Hintergrund des grundgesetz-
lich garantierten Asylrechts recht-
lich zulässig ist, müssen Juristen be-
werten. 
Das Ziel der Initiative ‚Hamburg für 
gute Integration‘ ist, dass keine Un-
terkünfte mit mehr als 300 Flüchtlin-
gen geschaffen werden und diese ei-
nen Mindestabstand von 1.000 Meter 
Luftlinie zueinander haben müssen. 
Wir glauben nicht, dass dies realis-
tisch umsetzbar ist. 

Flüchtlingsunterbringungen werden 
meist völlig unabhängig von der Grö-
ße bekämpft: In Klein Borstel geht 
es um eine Unterkunft mit nur 700 
Plätzen, in Harvestehude wurde ge-
gen eine Einrichtung mit 200 Plätzen 
geklagt und die CDU in Langenhorn 
macht sogar mobil gegen eine Unter-
kunft für nur 60 minderjährige, unbe-
gleitete Flüchtlinge. Egal, wo in der 
Stadt in welcher Größe auch immer 
Unterkünfte gebaut werden sollen - 
immer wird es vor Ort Leute geben, die 
das für unzumutbar halten. 
Die Politik der Volksinitiative läuft aus 
unserer Sicht faktisch auf einen Volks-
entscheid über Obergrenzen in den 
Quartieren hinaus. Das wird die Stim-
mung in der Stadt weiter vergiften! 
Im Übrigen werden mit dieser Politik 
auch nicht die Fluchtbewegungen redu-
ziert, geschweige denn, die Fluchtursa-

chen bekämpft. Solange die 62 reichsten 
Menschen der Welt über so viel Einkom-
men verfügen wie die ärmere Hälfte der 
Weltbevölkerung – rund 4 Milliarden 
Menschen – wird die Hoffnung der Ar-
men auf ein besseres Leben nicht versie-
gen. Solange Ungleichheit, Bürgerkrieg, 
Krieg, Folter und Vertreibung ebenso zur 
weltweiten Tagesordnung gehören wie 
Umweltkatastrophen, werden sich Men-
schen weltweit auf den Weg machen, 
einen besseren Ort für die Erfüllung des 
Traums vom glücklichen Leben zu finden! 
Abschließend sei aus der Erklärung 
des Vereins Zukunft Elbinsel Wil-
helmsburg zur Volksinitiative zitiert: 
‚Menschenrechte und Menschenwür-
de sind nicht verhandelbar und sollten 
nicht zur Abstimmung gestellt werden. 
Dazu gehört das Recht auf Wohnen für 
alle Menschen in dieser Stadt.‘ Dem ist 
nichts hinzuzufügen.“ 

Für ein Jahr waren in Räumen des Museums der Arbeit in Barmbek 
geflüchtete Frauen und Kinder untergebracht. Der Bauzaun, der rings 
um das Gebäude als Sichtschutz diente, wurde bunt verziert.

7935 JAHRE GRÜNE FRAKTION HAMBURG-NORD 2012-2017  |



„Die soziale Vielfalt hier ist unfassbar groß“, das kommt 
Dr. Anıl Kaputanoğlu als erstes in den Sinn, wenn er 
seinen Stadtteil beschreiben soll. 1999 ist er von Süd-
deutschland nach Hamburg gekommen. „Barmbek 
war schon damals mein Wunschort“, sagt er. Vor sechs 
Jahren ist er endlich fündig geworden, hat eine Ge-
nossenschaftswohnung in der Nähe des Bürgerhauses 
bezogen. „Man merkt noch auf Schritt und Tritt, dass 
Barmbek eine Arbeitersiedlung war, auch wenn es heute 
vor allem ein grüner Stadtteil mit guter Infrastruktur ist 
– und es für mich immer noch viel zu entdecken gibt“, 
stellt der 50-Jährige fest.
Der Umzug nach Barmbek war gleichzeitig Startsignal 
für sein politisches Engagement. Kurz vorher war er 
Mitglied der GRÜNEN geworden, nachdem er schon 
„seit er denken könne“ grün gewählt habe. „Von da an 
ging es richtig los“, sagt er. In der GRÜNEN Landesar-
beitsgemeinschaft (LAG) Migration und Flucht machte 
er erste Erfahrungen. Bis heute ist er dort aktiv. „Ich bin 
von Haus aus ein politisch interessierter Mensch und 
finde es wichtig, eigene Positionen zu entwickeln“, sagt 
der gebürtige Pforzheimer, der in Karlsruhe Germanistik 
studiert und sich schon im Rahmen seiner Promotion zu 
deutsch-türkischer Gegenwartsliteratur mit dem The-
ma „Migration“ auseinandergesetzt hat.

Multikulti, das sei in den 80ern sehr platt gewesen 
und schnell in die Kitsch-Schublade gewandert, erin-
nert er sich. Die GRÜNEN seien damals die einzigen 
in der Parteienlandschaft gewesen, die sich intensiv 
mit Migration in Zusammenhang mit Bürgerrechten 
beschäftigt hätten. Heute werde das Thema unter 
dem Oberbegriff „Diversity“, also Vielfalt, kompetent 
angegangen. In der LAG Migration und Flucht ebenso 
wie als Mitglied in den Ausschüssen für Soziales, Ge-
sundheit und Integration sowie für Kultur, Bildung und 
Sport der Bezirksversammlung Hamburg-Nord will er 
seinen geisteswissenschaftlichen Blickwinkel und die 
„soziologische Denke“ in eine teilweise stark von Prag-
matismus geprägte Diskussion einbringen. „Wichtig ist 
der differenzierte Blick, weg vom ethnischen Back-
ground“, meint der Barmbeker. Genauso wie Toleranz 
nicht bedeute, alles zuzulassen, sondern sich mit An-
dersartigkeit auseinanderzusetzen.
In der Debatte legt Kaputanoğlu, der 2016 Bezirks-
abgeordneter wurde, Wert auf einen sachlichen Um-
gangston. Der findet sich nicht überall. „Als in der Be-
zirksversammlung eine Minderheit „besorgter Bürger“ 
gegen Unterkünfte für Geflüchtete protestierte, kühlte 
sich die Atmosphäre schlagartig ab. Fakten fanden da 
keinen Zugang mehr“, berichtet er. Als positiv hat er 
hingegen Info-Veranstaltungen des Bezirks und den 
Dialog mit Bürgerinitiativen erlebt. Auch die Herange-
hensweise der Bezirksverwaltung kann er unterstüt-
zen: „Senioren, Jugend, Menschen mit Behinderung, 
Migranten… es gibt viele ‘Gruppen‘ im Bezirk, und die 
Verwaltung überlegt intensiv, wie man sie alle ein-
beziehen kann.“ Themen und Initiativen miteinander 
verknüpfen, Netzwerke im Quartier nutzen und aus-
bauen, eine „Woche der Vielfalt“ mitorganisieren, die 
das Bewusstsein für Vielfalt im Bezirk stärken soll, das 
sind die Dinge, die ihm wichtig sind. Dabei weiß er: 
„Wenn man etwas erreichen will, muss man den Weg 
der Kompromisse gehen.“
Anregungen für die Arbeit im Bezirk liefert ihm auch 
seine berufliche Tätigkeit: Seit über zehn Jahren leitet 
er Deutschkurse für Zuwanderer und Zuwanderinnen. 
Was sie bewegt, wo die Probleme liegen, erfährt er hier 
aus erster Hand. „Wir brauchen neue Integrations- und 
Diversitätskonzepte“, ist Kaputanoğlu überzeugt. Dazu 
müssten sich die Bezirkspolitiker*innen stärker auf Lan-
desebene Gehör verschaffen – „denn wir sind die Fach-
leute vor Ort“. Sein Beispiel für gelungene Integration: 
Der von den GRÜNEN initiierte bezirkliche Sonderfonds 
für Sportvereine, der mit 100.000 Euro Angebote för-
dert, die Geflüchtete zum Mitmachen anregen. Anıl 
Kaputanoğlu stellt fest: „Das schafft echte Kontakte und 
bezieht die Menschen beider Seiten aktiv ein.“

ANIL KAPUTANOĞLU:  
BEI IHM STEHEN  
DEUTSCH UND  
DIVERSITY AUF DEM 
STUNDENPLAN
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KULTURHAUS ELLA 
FÜR ALLE
Für den barrierefreien Umbau des ella Kulturhauses 
in Langenhorn hat sich die GRÜNE Fraktion 2015 
stark gemacht: Neben einer Erweiterung des Hauses 
sollte eine Rampe im Eingangsbereich angebaut und 
ein behindertengerechtes WC geschaffen werden. Die 
GRÜNEN setzten sich dafür ein, dass die zum Umbau 
fehlenden 100.000 Euro aus bezirklichen Mitteln bei-
gesteuert wurden. „Uns freut besonders, dass es künftig 
barrierefrei möglich sein wird, das Haus zu betreten. 
Insbesondere ehrenamtlich engagierte Seniorinnen 
und Senioren sind eine wichtige Stütze des ella-Be-
triebs. Ihnen wird der Zugang endlich erleichtert. Vor 
dem Hintergrund des gesellschaftlichen Ziels der In-
klusion ist diese Maßnahme ein wichtiger Baustein, 
Stadtteilkultur für alle erlebbar zu machen“, betonte 
Jessica Kratt, die damalige sozialpolitische Sprecherin 
der Fraktion. Das ella Kulturhaus in Langenhorn

EL
LA

SOFORTHILFE, BEGEGNUNG UND INTEGRATION:  
VORBILDLICHE PROJEKTE FÖRDERN
Die GRÜNEN setzten sich insbesondere für die finanzielle 
Förderung von Initiativen ein, die sich um die ankommenden 
Menschen gekümmert haben und dies weiterhin tun.

Zur Stärkung ihres bürgerschaftlichen Engagements be-
antragte Rot-Grün in der Bezirksversammlung im Dezember 
2015 erfolgreich für die Eppendorfer Mietergenossenschaft 
Falkenried-Terrassen eG 5.000 Euro. Seit September 2015 
stellten die Bewohner*innen ihren Gemeinschaftsraum an 
etwa 20 Tagen im Monat als Notschlafplatz für Flüchtlinge 
zur Verfügung, die sich auf der Durchreise in Hamburg befan-
den. Mit dem Geld sollten in den kommenden Monaten Ko-
sten im Zusammenhang mit der Notunterbringung gedeckt 
werden. „Diese großartige Hilfsbereitschaft kann nicht weiter 
in vollem Umfang durch ehrenamtliche Arbeit und private 
Spenden finanziert werden. Deshalb unterstützen wir gerne 
die Falkenried-Aktiven, damit das Programm noch mindestens 
weitere sechs Monate lang fortgeführt werden kann“, erklärte 
der GRÜNE Bezirksabgeordnete Ingo Hemesath.

Im Frühjahr 2016 wurde der Kirchengemeinde St. Ger-
trud auf der Uhlenhorst ein Zuschuss über 15.000 Euro aus 
bezirklichen Mitteln für die Küchensanierung bewilligt. Zu-
sammen mit Eigenmitteln wollte die Gemeinde umfangreiche 
Umbauten in der Küche des Gemeindehauses am Immenhof 
durchführen. Ziel war unter anderem, die intensive Arbeit der 
aus der Gemeinde entstandenen Aktion „Gertrud hilft“ mit 

Geflüchtete, die in der Unterkunft Freiligrathstraße in Hohen-
felde untergebracht sind, auszuweiten. Die Küche im Gemein-
dehaus Immenhof sollte noch mehr zu einem attraktiven 
Treffpunkt für Menschen verschiedener Generationen und 
Kulturen werden – mit gemeinsamem Essen als zentralem 
Element für einen Austausch und ein Kennenlernen.

Dazu sagte Jessica Kratt, damalige haushaltspolitische 
Sprecherin der GRÜNEN Fraktion: „Die Quartiere in Hamburg 
haben die wichtige Aufgabe der Integration unserer neuen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger. Dafür bedarf es geeigneter 
Räume, in den Begegnungen von alteingesessenen und neu-
en Hamburgerinnen und Hamburgern stattfinden können. 
Die Gemeinschaftsräume in den Unterkünften sind aber sehr 
begrenzt und bieten selten ausreichende Möglichkeiten, ge-
meinsam zu kochen und zu essen. Die Kirchengemeinde St. 
Gertrud möchte deshalb einen Ort nicht nur der kulinarischen, 
sondern auch der sozialen Begegnung schaffen und ihrer Ini-
tiative ‚Gertrud hilft‘ so noch bessere Rahmenbedingungen für 
ihr tolles Engagement bieten. Ich bin überzeugt davon, dass 
der Zuschuss zur Küchenumgestaltung sehr gut investiertes 
Geld ist. Denn nur aus Begegnung miteinander entstehen Ver-
ständnis füreinander und eine gemeinsame Ebene – auch jen-
seits von Sprachbarrieren!“

Die Initiative „Welcome to Barmbek“ wurde im Jahr 2016 
beim Aufbau eines selbstverwalteten Begegnungszen-
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trums für Geflüchtete unterstützt. Auf 
Antrag von GRÜNEN und SPD stellte der 
Bezirk dafür 5.000 Euro zur Verfügung. 
Die BV beauftragte den Bezirksamts-
leiter, bei der Suche nach geeigneten 
Räumlichkeiten für die sogenannte 
Welcome-Lounge zu helfen und stellte 
eine Finanzierung von Miete und Ne-
benkosten für den Rest des Jahres zur 
Verfügung. 

„Die „Welcome-Lounge“ hat das Po-
tenzial, ein niedrigschwelliger Anlauf-
punkt für die Geflüchteten in Barmbek 
und darüber hinaus zu werden. Wir 
unterstützen gerne diese Idee von Wel-
come to Barmbek und sind gespannt, 
ob das vorgesehene Konzept wie ge-
wünscht greift: Ein Organisationsteam 
bestehend aus Mitgliedern von „Wel-
come to Barmbek“ und Geflüchteten 
soll gemeinsam die Welcome-Lounge 
leiten. Dass die Geflüchteten nicht 
„betreut“ werden, sondern sich selbst 
aktiv einbringen und ganz im Sinne 
bürgerschaftlichen Engagements mit-
gestalten können, halten wir für ei-
nen wirklich zukunftsfähigen Ansatz“, 
betonte Christoph Reiffert, GRÜNER 
Sprecher für Barmbek.
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ENGAGEMENT ZUM THEMA „FLÜCHTLINGSPOLITIK“ 
IST GRÜNE TRADITION
Das Thema „Flüchtlinge“ spielt bei den GRÜNEN nicht erst 
seitdem mehr Menschen vor Krieg und Verfolgung bei uns 
Schutz suchen eine Rolle. So haben sich die GRÜNEN in Ham-
burg-Nord in der Vergangenheit beispielsweise stark für die 
Umnutzung des ehemaligen Pflegeheims Alsterberg in Fuhls-
büttel in eine Flüchtlingsunterkunft eingesetzt.

 Im September 2011, rund acht Monate nach der Erstbele-
gung der ursprünglichen Kaserne mit Flüchtlingen, zitiert der 
„Markt“ anlässlich eines Tages der offenen Tür den GRÜNEN 
Fraktionsvorsitzenden Michael Werner-Boelz: „In der Vergan-
genheit gab es teils heftige Diskussionen über die Nutzung 
der Gebäude auf dem Alsterberg. Wir freuen uns, dass mit dem 
Tag der offenen Tür nun eine gute Gelegenheit besteht, sich 
selbst ein Bild von der wichtigen Arbeit der Einrichtung zu 
machen. Es ist richtig, dass die Unterkunft den Dialog mit den 
Anwohnern sucht. So kann Missverständnissen und Vorurtei-
len vorgebeugt werden.“

Im Juni 2013 brachten die GRÜNEN das Schicksal von 
Flüchtlingen aus Libyen auf die Agenda der BV. Die GRÜ-
NEN forderten in einem Antrag, sowohl weiter nach Unter-
bringungsmöglichkeiten im Bezirk zu suchen, als auch die 
medizinische Versorgung der Flüchtlinge zu gewährleisten. 
Außerdem sollte der Senat den Menschen eine Aufenthalts-
perspektive ermöglichen. Die GRÜNEN riefen weiterhin dazu 
auf, eine Online-Petition zur Unterstützung der Flüchtlinge 
zu unterzeichnen, um ein Signal an den Senat zu senden, 
dass seine Politik der geplanten Abschiebung nicht gebilligt 
werde.

Zu mehr Toleranz und mehr Rechten für Flüchtlinge rie-
fen die GRÜNEN im Jahr 2013 im Zusammenhang mit der 
geplanten Unterbringung im Jugendpark Langenhorn auf, 
der seinen Betrieb als Jugendherberge einstellen und statt-
dessen als Unterkunft für rund 200 Flüchtlinge und obdach-
lose Familien genutzt werden sollte. Carmen Wilckens,  

MEHR SCHUTZ 
FÜR FRAUEN IN 
UNTERKÜNFTEN 
Mit Erfolg haben sich die 
GRÜNEN für den besonde-
ren Schutz von Frauen in 
Flüchtlingsunterkünften 
eingesetzt: Die Bezirks-
versammlung hatte im 
Herbst 2015 einstimmig 
einen rot-grünen Antrag 
beschlossen, der vom Se-
nat die zeitnahe Einrich-
tung von angemessenen 
Schutzräumen für weib-
liche Geflüchtete fordert, 
um Übergriffe auf Frauen 
und Kinder in Einrich-
tungen zu verhindern. Eine 
entsprechende Unterkunft 
wurde inzwischen im Be-
zirk eingerichtet.

Eine tagesaktuelle Über-
sicht über Erstaufnahmen 
(EA) und Folgeunter-
künfte für Geflüchtete in 
Hamburg-Nordfindet sich 
online unter 
gruenlink.de/10bv 
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Sprecherin der GRÜNEN Fraktion im zuständigen Regional-
ausschuss, appellierte: „Ich wünsche mir von den Langenhor-
nern, dass sie diesen in Not geratenen Menschen offen und 
tolerant gegenüber stehen.“ 
Katharina Fegebank, damals Langenhorner Wahlkreisabge-
ordnete und sozialpolitische Sprecherin der Bürgerschafts-
fraktion, ergänzte: „Weil die Zahl von Asylsuchenden an-
steigt, brauchen wir auch in Hamburg dringend neue Plätze 
für Flüchtlinge. Es ist nachvollziehbar, dass Anwohnerinnen 
und Anwohner viele Fragen haben, wenn in ihrem Quartier 
eine neue Flüchtlings- oder Obdachlosen-Unterkunft ent-
stehen soll. Diese Fragen müssen Politik und Verwaltung 
ernst nehmen. Das setzt voraus, dass sie die Menschen in 
der Nachbarschaft früh und umfassend über die Pläne in-

formieren. Ebenso aber muss klar sein, dass Beteiligung und 
Bedenken nicht für die Verhinderung einer Unterkunft ge-
nutzt werden dürfen.“
Schon im Jahr 2013 stellte Christiane Rehländer, damalige 
sozialpolitische Sprecherin der GRÜNEN-Fraktion Nord, in 
diesem Zusammenhang fest: „Es ist ein Versäumnis, kein 
Konzept vorzuhalten, wie man bei einem wieder anstei-
genden Bedarf an Unterbringungsmöglichkeiten Abhilfe 
schaffen kann. Nun sind pragmatische Lösungen gefragt. 
Natürlich wünschen wir uns, dass weniger Sammelunter-
künfte und mehr Wohnungen für die Öffentliche Unter-
bringung genutzt werden. Kurzfristig ist dies schwierig, 
langfristig aber fordern wir die Unterbringung in kleineren 
Einheiten.“
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GEFLÜCHTET UND QUEER?
Mit den etwa 40.000 Personen, die Hamburg allein 2015 
aufgenommen hat, sind geschätzt auch mindestens 2.000 
queere (lesbische, schwule, transgender, . . .) Geflüchtete in 
die Stadt gekommen. Diese Gruppe benötigt besonderen 
Schutz, da sie oftmals schon in der Heimat Repressionen 
und Gewalt ausgesetzt war.

Doch für eine gelingende Integration braucht es mehr als 
lediglich eine sichere Unterkunft: Auf Einladung der GRÜNEN-
Bezirksfraktion Hamburg-Nord diskutierten im Oktober 2016 
weit über einhundert Besucher*innen im übervollen Saal des 
Magnus-Hirschfeld-Centrums (mhc) leidenschaftlich mit den 
Podiumsgästen darüber, was sowohl Senat und Bürgerschaft 
als auch die Hamburger*innen ganz konkret tun könnten, um 
den neuen Mitgliedern der queeren Community das Ankom-
men zu erleichtern. Das Podium bildeten Katharina Fegebank, 
GRÜNE Zweite Bürgermeisterin und Senatorin für Gleichstel-
lung, Stefan Mielchen, 1. Vorsitzender Hamburg Pride, Wiebke 
Fuchs, Vorstandsmitglied des mhc und zwei Vertreter der Un-
terstützungsgruppe Queer Refugees Support Hamburg.

Michael Schilf, GRÜNER Bezirksabgeordneter, fasste die Er-
gebnisse des Abends zusammen: „Konkrete Unterstützung für 
queere Geflüchtete ist elementar, da ihnen meistens das famili-

äre Netzwerk und die Kontakte 
zur Herkunftscommunity feh-
len. Es war deshalb großartig 
zu sehen, wie viele Menschen 
engagiert gemeinsam daran 
arbeiten, dass sich queere Ge-
flüchtete in Hamburg zu Hause 
fühlen können! (…)

Uns hat vor allem gefreut, 
dass unsere Veranstaltung 
Raum zur Vernetzung geben 
konnte: Vertreter von Queer 
Refugee Support Hamburg berichteten von einem Mangel an 
Wohnmöglichkeiten. Kurz drauf verwies ein Gast auf freie WG-
Zimmer, die für queere Geflüchtete genutzt werden könnten. 
Alleine, dass der Abend dazu geführt hat, solche Kontakte zu 
knüpfen und den Austausch untereinander zu stärken, macht 
ihn für uns zu einem vollen Erfolg!"

Senatorin Katharina Fegebank verwies darauf, dass die 
Stadt seit den ersten intensiven Diskussionen über diese 
spezielle Gruppe geflohener Menschen vor einigen Mona-
ten bereits einiges in Bewegung gesetzt habe. Die Hart-
näckigkeit der Community habe dazu beigetragen, dass es 
mittlerweile ein Schutzkonzept, das auch queere Geflüch-
tete umfasst, Gelder für eine erste Aufstockung der Bera-
tungskapazitäten und bezugsfertige Appartements für akut 
bedrohte Personen gebe. 

Dem Bezirk Hamburg-Nord mit dem seit über 30 Jahren 
in Winterhude beheimateten Magnus-Hirschfeld-Centrum mit 
seinen vielfältigen Begegnungs-, Beratungs- und Jugendan-
geboten kommt eine besondere Rolle für ganz Hamburg zu: 
Im mhc konzentrieren sich die Aktivitäten verschiedenster 
Gruppen, hier finden queere Geflüchtete neben Beratung auch 
Möglichkeiten zur Begegnung und Kommunikation. Auf Antrag 
der rot-grünen Koalition wurden bereits mehrfach bezirkliche 
Gelder für das mhc bereitgestellt, unter anderem für neues 
Mobiliar im Beratungs- und Café-Bereich.

Das Podium der Diskussionsveranstaltung (v.l.n.r.): Michael Schilf  
(GRÜNE Bezirksfraktion), Stefan Mielchen (Hamburg Pride), Wiebke 
Fuchs (mhc), Katharina Fegebank (GRÜNE Senatorin), Katrin Jäger  
(Moderation), Detlef Gladys (Queer Refugee Support HH).
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19.30 Uhr

Am Mittwoch 12.10.2016 um 19.30 Uhr
Veranstaltungsort:

magnus hirschfeld centrum
Borgweg 8
U  Borgweg 

QUEER  UND
AUF DER FLUCHT
WAS MÜSSEN WIR TUN?

Katharina Fegebank Gleichstellungssenatorin

Stefan Mielchen Erster Vorsitzender von Hamburg Pride e.V.

Wiebke Fuchs Vorstandsmitglied magnus hirschfeld centrum

Vertreter_innen von Queer Refugees Support Hamburg
Moderation:    Katrin Jäger Journalistin

Es diskutieren mit dem Publikum:

GRUENE-NORD.DE

ANSCHLAG AUF DAS MHC:  
KEINEN RAUM FÜR  
HOMOPHOBIE LASSEN!
Als Unbekannte im Sommer 2013 einen Anschlag auf das 
Magnus-Hirschfeld-Centrum (mhc) verübten und die Front-
scheiben mit Steinen einwarfen, bezogen die GRÜNEN 
umgehend Stellung. „Dieser Akt roher Gewalt gegen eine 
Einrichtung der lesbisch-schwulen Selbsthilfe macht uns 
wütend und sprachlos. Dass nun, ausgerechnet wenige Tage 
vor dem Stattfinden des Demonstrationszugs zum Christo-
pher-Street-Day, im Bezirk Nord ein Angriff auf die queere 
gesellschaftliche Minderheit stattgefunden hat, zeigt, wie 

notwendig es nach wie vor ist, dass jede Bürgerin und jeder 
Bürger aktiv und entschieden für eine offene Gesellschaft 
eintritt. Wir rufen dazu auf, am Samstag die CSD-Parade zu 
nutzen, um Flagge gegen Gewalt und Hass zu zeigen!“, so  
Michael Werner-Boelz, GRÜNER Fraktionschef.
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In Winterhude ist Michael Schilf, Jahrgang 1962, schon 
sein Leben lang zu Hause. „Ich brauche kein Auto mitten 
in der Stadt“, sagt der Jarrestädter.

Durch die Anlage des Radfahrstreifens auf dem Wie-
sendamm wurde eine attraktive Radverkehrsverbin-
dung geschaffen und die Qualität der Fußwege deutlich 
verbessert. Das Wegfallen einiger Pkw-Parkplätze, ins-
besondere „in zweiter Reihe“, war dabei nötig, um eine 
optimale Lösung unter Berücksichtigung aller Verkehrs-
teilnehmenden zu schaffen.
„Bei Verkehrsverbindungen sind nicht nur die Interessen 
der direkten Anwohner, sondern auch die Interessen der-
jenigen, die diese Verbindungen nutzen, von Bedeutung“, 
gibt Schilf zu Bedenken. Durchgehende, attraktive Rad-
verkehrsverbindungen seien wichtig und schafften die 
Grundlage dafür, mehr mit dem Rad unterwegs zu sein. 
Ganz lärm- und abgasfrei und damit zum Wohle aller, 
auch der Anwohner. Gleichzeitig sei man mit der Sanie-
rung der Fußwege am Wiesendamm einen Schritt in die 
richtige Richtung gegangen. „Hinsichtlich der älter wer-
denden Bevölkerung, sowie für Familien mit Kindern, ist 
es wichtig den Fußverkehr als integralen Bestandteil von 
Verkehr stärker zu gewichten“, erläutert Schilf. Viele posi-
tive Reaktionen habe es letztendlich auf die Umgestal-
tung der Straße gegeben – nur waren diese eben nicht so 
laut wie die Kritik, die erst einsetzte, als der Umbau schon 
längst beschlossene Sache und im Gange war.
Um Betroffene früher ins Boot zu holen, plädiert  
Michael Schilf dafür, den Regionalausschuss bekann-

ter zu machen und transparenter darzustellen, welche 
Themen in den öffentlichen Sitzungen besprochen 
werden. Dann haben mehr Menschen schon während 
der Planungsphase die Möglichkeit, sich in die Dis-
kussion einzubringen. So haben sie die Chance, mit-
zuerleben, dass Verkehrsplanung keine „Wünsch dir 
was“-Veranstaltung ist, sondern dass dabei vielfältige 
Belange und Interessen abgewogen werden müssen – 
was einen Blick über den Tellerrand hinaus notwendig 
macht.
Seit 2004 ist Michael Schilf Mitglied der GRÜNEN und 
seit 2010 auch Bezirksabgeordneter. Er vertrat zunächst 
die Interessen von Barmbek, Uhlenhorst, Hohenfelde 
und Dulsberg und später diejenigen von Winterhude 
im jeweiligen Regionalausschuss. Noch länger wirkt er 
im Jugendhilfeausschuss Hamburg-Nord mit, erst als  
Vertreter der freien Träger der Jugendarbeit, später dann 
als GRÜNER Kommunalpolitiker. „Seit Jahren gilt es in 
diesem Bereich, eine Deckungslücke von ca. 200.000 
Euro zu überbrücken“, berichtet der Sozialpädagoge. 
„Die Umschichtung von Mitteln und der Einsatz von 
Sondermitteln ermöglichen, einiges an finanziellen 
Engpässen zu kompensieren und die Arbeit von Bau-
spielplätzen, Spielehäusern und Häusern der Jugend zu 
unterstützen.“ Dass er dazu beitragen kann, Einschnitte 
insbesondere in der Jugendsozialarbeit abzuwenden, 
freut ihn sehr.
Ein weiteres Thema, das ihm sehr am Herzen liegt, ist 
die Arbeit mit lesbischen, schwulen, bisexuellen und 
transgeschlechtlichen Menschen. Durch sein starkes 
Engagement im Magnus-Hirschfeld-Centrum (mhc) 
konnte das Angebot für Menschen im LGBT*(lesbian, 
gay, bisexual, trans*)-Bereich über die Jahre erweitert 
werden. Das 1983 am Borgweg gegründete Zentrum 
für Beratung, Kommunikation, Kultur und Jugend steht  
allen Menschen (nicht nur aus Hamburg) offen und wur-
de über die Jahre immer wieder – meist fraktionsüber-
greifend – auch auf bezirklicher Ebene unterstützt.
In der aktuellen politischen und gesellschaftlichen  
Situation, freut es ihn besonders, dass seine Frakti-
on es mit vereinten Kräften geschafft hat, das Thema 
„Umgang und Unterbringung von LGBT-Geflüchteten“  
hamburgweit auf die Tagesordnung zu bringen.
Genau das macht für ihn die Motivation aus, sich in der 
Bezirkspolitik zu engagieren: „Vor fünf Jahren habe ich 
mal gesagt, dass die Zusammenarbeit in der GRÜNEN 
Fraktion pragmatisch und am Menschen orientiert ist, 
Spaß macht und dort niveauvoll diskutiert wird. Das hat 
sich seither noch verstärkt. Es gibt noch mehr Raum für 
Pluralität und wir finden Wege, die unterschiedlichen 
Positionen abzubilden. Dass ich mich in der Fraktion 
und im Bezirk sauwohl fühle, wie ich damals sagte, kann 
ich auch heute nur unterstreichen!“

MICHAEL SCHILF:  
MIT KLARER  
HALTUNG ZUM  
KOMPROMISS
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BARRIEREFREIHEIT IM ÖFFENTLICHEN RAUM
BESSERE ORIENTIERUNG UND LEICHTERE WEGE: 
10 CM WENIGER IST MEHR

Seit 2011 unterstützt die GRÜNE Fraktion zudem die Schaf-
fung eines „Barrierefreien Musterquartiers“ in Eppendorf. In 
enger Zusammenarbeit mit der Initiative MARTINIerLEBEN 
wurden in der Schedestraße ein barrierefreier (Fußgänger-)
Übergang geschaffen und Bänke zum Ausruhen in der Fricke-
straße aufgestellt. Ebenfalls in der Frickestraße soll zukünf-
tig die Situation für die Fußgänger*innen auf den Gehwegen 
verbessert werden. Diese sind aufgrund parkender Pkw sehr 
schmal und stellen Senior*innen mit Rollatoren und Eltern mit 
Kinderwagen regelmäßig vor Probleme.
Hamburg-Nord führt seit einiger Zeit eine Liste mit Maßnah-
men zur Verbesserung der Barrierefreiheit im öffentlichen 
Raum. Obwohl in den vergangenen Jahren schon viel getan 
wurde, warten inzwischen Maßnahmen im Umfang von etwa 
287.000 Euro auf ihre Umsetzung. Im Februar 2017 haben die 
Fraktionen von GRÜNEN und SPD rund 150.000 Euro der ins-
gesamt eine Millionen Euro beantragt, die die Stadt für den 
barrierefreien Umbau in den Bezirken zur Verfügung stellt. 
Damit sollen unter anderem Maßnahmen an der Borsteler 
Chaussee, der Einkaufsstraße in Groß Borstel, auf dem Duls-
berg rund um Spielplatz und Stadtteilbüro sowie in der Jarre-
straße in Winterhude umgesetzt werden.
Schon im Jahr 2016 wurden auf rot-grünen Antrag hin 150.000 
Euro in einem bezirklichen Sonderfonds „Barrierefreiheit im 
öffentlichen Raum“ zur Verfügung gestellt. Michael Werner-
Boelz erläuterte: „Obwohl in den vergangenen fünf Jahren 
schon viel für ein leichteres Durchkommen von mobilitätsein-

geschränkten Menschen im Straßenverkehr erreicht wurde, 
bleibt noch einiges zu tun! Deshalb haben wir wieder 150.000 
Euro in die Hand genommen, um einen Beitrag zur Inklusion 
von Menschen mit Behinderungen zu leisten.“
Bürger*innen mit Einschränkungen die Teilhabe zu ermög-
lichen ist ein Thema, das die GRÜNEN über die Jahre stetig 
verfolgt und weitergeführt haben. Der seit 2011 existieren-
de Sonderfonds wurde in den folgenden Jahren aufgrund von 
Anträgen, die die GRÜNEN gestellt oder unterstützt haben, 
jeweils erneut mit 150.000 Euro aufgefüllt. So konnten zum 
Beispiel bereits an Dutzenden von Kreuzungen und Einmün-
dungen die Bordsteine abgesenkt werden, um sie für Men-
schen mit Mobilitätseinschränkungen, Rollatoren und auch 
Kinderwagen leichter passierbar zu machen.
Auf Antrag von GRÜNEN und SPD beschloss der Verkehrs-
ausschuss im April 2016 über die Verwendung von 90.400  
Euro aus diesem Fonds. Sie sollten in den kommenden  
Monaten in die weitere Absenkung von Bordsteinkanten an 
Einmündungen und in das Aufstellen von seniorengerechten 
Sitzbänken investiert werden.
Thorsten Schmidt, verkehrspolitischer Sprecher der GRÜNEN, 
sagte dazu: „Wer mit schmerzenden Gelenken mehrmals an 
Einmündungen vom Bordstein „heruntersteigen“ muss, weiß 
es zu schätzen, wenn es eine ebenerdige Querungsmöglich-
keit gibt.“
Gleichzeitig wurde auch etwas für Menschen mit Sicht-
einschränkung getan, denn parallel zur Absenkung werden 
immer auch sogenannte taktile Leitelemente eingesetzt. Sie 
erleichtern Blinden und Sehbehinderten, sich an Einmün-
dungen zu orientieren. Darüber hinaus beschloss der Aus-
schuss die Aufstellung von 15 seniorengerechten Bänken im 
Bezirk. Die genauen Standorte wurden in Ansprache mit dem 
Bezirks-Seniorenbeirat festgelegt.
„Nicht nur ältere Menschen brauchen unterwegs auch einmal 
eine Pause. Wenn die Sitzbank dann aber so niedrig ist, dass 
man Gefahr läuft, nicht wieder alleine aufstehen zu können, ist 
sie für manche nutzlos. Wir geben mit diesem Beschluss den 
Startschuss für die Aufstellung von Bänken, auf denen man 
extra hoch sitzt und die außerdem Lehnen haben, mit deren 
Hilfe man sich hochstemmen kann. Wir finden: Das ist eine 
gute Idee, um besonders Seniorinnen und Senioren den Alltag 
zu erleichtern“, befand Thorsten Schmidt.

Links eine herkömmliche Parkbank, rechts ein modernes Modell 
mit erhöhtem Sitz und Armlehnen, auf die man sich beim Aufstehen 
stützen kann

Links ein noch nicht abgesenkter Bordstein, rechts eine Querung mit Leitstreifen für Sehbehinderte, die den aktuellen Anforderungen entspricht
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BEZIRKSAMT GEHT MIT GUTEM BEISPIEL VORAN
Auf Antrag der rot-grünen Koalition beschloss die Be-

zirksversammlung (BV) im Juni 2016, dass das Bezirksamt 
Hamburg-Nord als erstes in ganz Hamburg künftig für alle 
Einwohner*innen besser zugänglich sein soll: Auch Men-
schen mit sprachlichen, geistigen oder körperlichen Beein-
trächtigungen sollen sich leichter in den Einrichtungen des 
Bezirks zurechtfinden können.

Dafür stellte die BV zunächst 60.000 Euro zur Verfügung 
und etwa die gleiche Summe für das nächste Jahr in Aussicht. 
Vorausgegangen war eine Initiative von SPD und GRÜNEN, die 
den Bezirk aufforderte, ein entsprechendes Konzept zu erstellen. 

„Bisher ist das Bezirksamt wie die meisten Behörden darauf 
eingerichtet, dass sich gesunde Menschen mit guter Kenntnis 
der deutschen Sprache darin zurechtfinden. Doch unser Be-
zirk ist vielfältiger: Hier leben auch Bürgerinnen und Bürger, 
die nicht gut Deutsch sprechen, die Sehbehinderungen haben 
oder die auf leichte Sprache und Piktogramme angewiesen 
sind, um Informationen erfassen zu können“, erläuterte Jessica 
Kratt, damalige sozialpolitische Sprecherin der GRÜNEN, den 
Hintergrund für die geplanten Maßnahmen.

Vorgesehen als Orientierungssystem im Haupthaus und 
im Technischen Rathaus in der Kümmellstraße, im Kunden-
zentrum in der Lenhartzstraße und im Gesundheitshaus in 
der Eppendorfer Landstraße sind folgende Maßnahmen:

  ertastbare Gebäudepläne in den Eingangsbereichen 
für Sehbehinderte 

  Leitstreifen für Sehbehinderte auf dem Boden
  klarere, mehrsprachige und mit Piktogrammen ver-

sehene Schilder in Eingangsbereichen, Aufzügen 
und auf den einzelnen Etagen

  Türschilder in Brailleschrift

„Wir freuen uns, dass Hamburg-Nord Schrittmacher wird 
und erstmals ein umfassendes Konzept umsetzen möchte, 
das es möglichst allen Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, 
selbstständig genau die Dienststelle zu finden, die sie auf-
suchen möchten. Damit bringen wir den Inklusionsgedan-
ken wieder ein Stück voran“, betonte Dr. Anıl Kaputanoğlu, 
GRÜNER Sprecher für Integration.

UNTERSTÜTZUNG FÜR DEN 
SCHWERHÖRIGENVERBAND
Das Informations- und Bera-
tungszentrum für schwerhö-
rige Menschen in der Wag-
nerstraße erhielt im Jahr 
2015 durch die rot-grüne Ko-
alition Hilfe: Es wurden knapp 
25.000 Euro für einen neuen 
Fahrstuhl erfolgreich bean-
tragt. „Wer nicht gut hören 

kann, hat es im Alltag nicht 
leicht. Eine qualifizierte Be-
ratung ist daher Gold wert. 
Wir unterstützen gerne die 
Bemühungen des Bundes der 
Schwerhörigen, seine Räum-
lichkeiten auch weiterhin bar-
rierefrei zugänglich zu halten“, 
so Michael Werner-Boelz.
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SPORT UND STADTTEILKULTUR

VIELFÄLTIG 
KREATIV 
INTEGRATIV 
ZUM MITMACHEN!

Für die GRÜNEN hat der Breitensport einen hohen Stel-
lenwert, nicht nur im Hinblick auf Fitness und Gesund-
heit, auch die Stärkung des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts und der integrative Aspekt spielen dabei eine 
bedeutende Rolle. „Wir GRÜNE freuen uns, dass die Sport-
vereine im Bezirk so aktiv sind – was sich auch in einem 
steigenden Platzbedarf und der Notwendigkeit für Sanie-
rungen und Umbauten ausdrückt. Deshalb unterstützen 
wir gerne Maßnahmen, die mehr und insbesondere jun-
gen Menschen eine sportliche Betätigung ermöglichen“, 
erklärt Michael Werner-Boelz, Vorsitzender und sport-
politischer Sprecher der GRÜNEN Fraktion.

Auch die Stadtteilkultur ist ein unverzichtbarer Baustein in 
Hamburgs Freizeitleben und leistet wichtige Aufgaben im 
Sozialraum: Sie fördert die kulturelle Bildung, den Zusam-
menhalt in den Quartieren und hilft, neue Mitbürger*innen 
zu integrieren. Hier werden auch Trends gesetzt, neue For-
mate entwickelt und die Stars von morgen geboren. Die 
GRÜNEN setzen sich von jeher für die Sicherung der sechs 
Stadtteilkulturzentren im Bezirk ein – das Bürgerhaus 
Barmbek, das ella Kulturhaus in Langenhorn, das Goldbek-
haus in Winterhude, das Kulturhaus Eppendorf, der Kultur-
punkt im Barmbek°Basch, die Zinnschmelze in Barmbek – 
und für die fünf Geschichtswerkstätten.



GRÜNE STÄRKEN DEN SPORT
Ob neuer (Kunst-)Rasen oder die Anschaffung eines Ruder-
bootes, Holzbockbekämpfung im Vereinsgebäude oder die 
Durchführung eines Fußballturniers – das vielfältige Sportleben 
in Hamburg-Nord hat sich die finanzielle Unterstützung durch 
die Bezirksversammlung verdient. Tausende Bürger*innen, die 
ihre Freizeit hier aktiv verbringen, profitieren davon.

So werden auf Initiative der GRÜNEN teilweise hohe Sum-
men zur Verfügung gestellt. Zum Beispiel wurden im Februar 
2015 über eine Viertel Million Euro für die Sportvereine be-
reitgestellt. Das Geld wurde für größere Bauvorhaben benö-
tigt, darunter 111.000 Euro für ein neues Vereinsheim für den 
HSV Barmbek-Uhlenhorst, der seinen angestammten Platz an 
der Steilshooper Straße zugunsten von Wohnungsneubauten 
aufgeben und an einem anderen Ort bei Null beginnen muss-
te. Weitere 71.000 Euro wurden dem Verein 2016 für die Aus-
stattung des neuen Standorts zur Verfügung gestellt. Das neue 
Stadion mit großer Tribüne, Vereinshaus und einem Kunstra-
senplatz ist ein echtes Schmuckstück geworden.

Ebenfalls zugunsten von Wohnungsbauten musste die 
TSV 08 Eppendorf-Groß Borstel ihr Clubhaus verlegen. Für ei-

nen Neubau wurden 2016 und 2017 insgesamt 120.000 Euro 
bewilligt. Den Rest der Gesamtbausumme von 400.000 Euro 
bringt der Verein auch mit Hilfe des Hamburger Sportbunds 
auf. „Da die TSV 08 ihr altes Vereinsheim aufgrund eines Neu-
bauprojekts aufgeben muss, ist für uns eine finanzielle Unter-
stützung des Neubaus durch den Bezirk nur fair. Außerdem ist 
die Unterstützung eine Investition in eine gute Nachbarschaft 
– denn wir wissen: Sport integriert. Und so helfen moderne 
Sportflächen und -räume, wie sie die TSV 08 bekommen wird, 
die neuen Nachbarinnen und Nachbarn vom Tarpenbeker Ufer 
mit den alteingesessenen Groß Borstelern zusammenzubrin-
gen“, erläutert Werner-Boelz.

Der SC Victoria plant, das Stadion Hoheluft mit einem 
Kunstrasenplatz auszustatten. Die Gesamtkosten für die Maß-
nahme belaufen sich auf rund 750.000 Euro. SPD und GRÜNE 
im Bezirk Nord unterstützen das Vorhaben und beschlossen 
Anfang 2017, den Umbau des Hoheluft-Stadions mit 150.000 
Euro zu bezuschussen. 

„Der SC Victoria platzt aus allen Nähten: In den letzten 
beiden Jahren ist die Fußballabteilung um über 300 Personen 

AMERICAN FOOTBALL
Auch weniger bekannte 
Sportarten haben die GRÜ-
NEN im Blick: Auf Antrag von 
Rot-GRÜN wurden 2016/2017 
für die von den American 
Footballers der Hamburg 
Pioneers genutzte Sportan-
lage Milchhalle im Stadtpark 
150.000 Euro als Unter-
stützung für den Bau eines 
Kunstrasenplatzes mit neuer 
Flutlichtanlage bewilligt.
Michael Werner-Boelz, GRÜNER 
Fraktionsvorsitzender und 

Sprecher für Sportpolitik, 
sagt dazu: „Uns liegt die 
Förderung des gesamten 
Sports am Herzen. Neben 
dem populären Fußball gibt 
es in unserem Bezirk eine 
sehr vielfältige Sportland-
schaft. Hierzu gehört auch 
der American Football der 
Hamburg Pioneers. Das Da-
menteam ist in der 1. Bun-
desliga erfolgreich und die 
Herren wollen dem nach-
eifern. Mit der Erneuerung 

des Platzes und der alten 
Flutlichtanlage können die 
Sportlerinnen und Sportler 
auch in der dunklen Jah-
reszeit optimal ihrem Sport 

nachgehen. Den neuen Platz 
so auch in Randzeiten bes-
ser auszunutzen, ist absolut 
sinnvoll.“

Auf diesem Rasenplatz kann nicht mehr gut gespielt werden – 
deshalb wird nun Kunstrasen verlegt

Tribüne und Logo am neuen Kunstrasenplatz des HSV Barmbek-Uhlenhorst Der TSV 08 Eppendorf/Groß Borstel wird ein neues Vereinsheim bekommen
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angewachsen“, beschreibt Michael Werner-Boelz, sportpoli-
tischer Sprecher und Vorsitzender der GRÜNEN Fraktion, die 
Lage. „Der Verein leistet seit dem vergangenen Jahr im Rah-
men eines Projektes zur Integration von Geflüchteten wert-
volle Arbeit für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Wir 
GRÜNE möchten diese hervorragende Arbeit, die Jung und Alt 
sowie Neubewohnerinnen und Neubewohner mit Alteingeses-
senen verbindet, unterstützen.“

Schon 2013 hatte der SC 30.000 Euro für eine verbesserte 
Drainage erhalten – diese wird nun für den neuen Platz weiter 
verwendet.

Daneben wurden 2016 auch zahlreiche weitere größere und 
kleinere sportliche Projekte unterstützt. So bewilligte der Haus-
haltsausschuss zum Beispiel im April 2016 rund 61.000 Euro, im 
Juli 2016 19.000 Euro und im Dezember 2016 nochmals rund 
30.000 Euro für verschiedene Vereine. Dass es sich dabei oft um 
das sportliche Geschehen auf Alster und Kanälen dreht, ist im 
wahrsten Sinne des Wortes naheliegend. „Als Stadt am Wasser 
hat Hamburg das Glück, viele engagierte Wassersportvereine 
zu beheimaten“, sagt Werner-Boelz. So erhielten 2016 die WSV 
Overfreunde in Eppendorf 8.000 Euro, der ARV Hanseat 50.000 
Euro und der USC Paloma 10.000 Euro für die Sanierung ihrer 
Vereins- bzw. Bootshäuser und der Ruderverein Wandsbek mit 
Sitz an der Alsterkrugchaussee konnte mit 5.000 Euro einen in 
die Jahre gekommenen Ruder-Achter ersetzen. 

Über 80.000 Euro konnte sich im Jahr 2016 auch der Ham-
burger Rugbyverband freuen. Auf Antrag von Rot-Grün kann 
damit ein eigenes Clubhaus an der Saarlandstraße (Stadtpark) 
realisiert werden. „Wir wollen durch die Unterstützung des Be-
zirks dazu beitragen, dass der Rugbysport in Hamburg seine 
vorbildliche Arbeit insbesondere im Bereich des Jugendsports 
gestärkt fortsetzen kann. Uns beeindrucken außerdem die Ak-
tivitäten im Bereich der Integration von Flüchtlingen“, führte 
Michael Werner-Boelz aus.

Gefördert werden Sportvereine auch in ihrer Kooperation 
mit Schulen und Kindergärten und in der Ausrichtung von Kin-
der-Sommerfesten, die ein niedrigschwelliges Angebot an alle 
Bevölkerungsschichten darstellen. Stark gemacht haben sich die 

GRÜNEN besonders in 2013 für die Förderung des Breitensports 
in Hinsicht auf die so genannten „Hallenzeiten“: Stunden, in de-
nen die Sportvereine Schulsporthallen außerhalb der Schulun-
terrichtszeit anmieten können. Unter anderem weil Schulen ihre 
Sporthallen im Zuge des Ganztagsangebots immer mehr selbst 
nutzen, sind für die Vereine große Kontingente weggefallen. Auf 
Initiative der GRÜNEN beantragte der Ausschuss für Bildung, 
Sport und Kultur in der BV, eine verbesserte Kommunikation sei-
tens der Schulbau Hamburg, um den Vereinen auch weiterhin 
ausreichend Hallennutzungszeiten zu ermöglichen.

Neubau des ARV Hanseat am Osterbekkanal –  
unterstützt von der Bezirksversammlung

DAS NATURBAD KIWITTSMOOR 
214.000 Euro erhielt das traditionelle Naturbad in Langenhorn 2013 auf Antrag 
aller Fraktionen, um die Sanierung der elektrischen Anlagen und des Funktions-
gebäudes zu unterstützen. Mit der Maßnahme konnte die erfolgreiche Sanierung 
des Naturfreibads, das vom Verein HTB 62 betrieben wird, 2014 abgeschlossen 
werden. 
Michael Werner-Boelz, Vorsitzender der GRÜNEN Fraktion freute sich: „Was der 
HTB 62 hier geschaffen hat, ist beispiellos: Durch großen persönlichen und eh-
renamtlichen Einsatz wurde das vor allem bei Familien und Kindern beliebte 
Freibad renoviert und die Freizeitanlagen ausgebaut. Mit den heute beschlos-
senen Geldern wird auch noch die marode Elektrik endlich erneuert und das alte, 
für den Betrieb unabdingbare Funktionsgebäude aus den 1930er-Jahren instand 
gesetzt werden können. 
Auch in den folgenden Jahren hielten die GRÜNEN dem Bad die Treue – so wurden 
2016 weitere 7.500 Euro für kleinere Modernisierungen zur Verfügung gestellt.
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INTEGRATION  
DURCH SPORT
Bereits im November 2015 – deutlich bevor auf Landese-
bene entsprechende Mittel bereitgestellt wurden – hatte 
die Bezirksversammlung auf Antrag von Rot-Grün einen 
Topf über 100.000 Euro beschlossen, aus dem von Sport-
vereinen organisierte Angebote für Geflüchtete unterstützt 
werden. Die Idee dahinter: Sport kann einen wesentlichen 
Beitrag zur Willkommenskultur leisten und gesellschaft-
liche Teilhabe ermöglichen. Durch die Integration von 
Geflüchteten in ihre Vereinsaktivitäten leisten die Vereine 
einen Beitrag für ein respektvolles Zusammenleben. Das 
zeigte auch ein von GRÜNEN und SPD initiiertes Treffen 
der Sportvereine im Bezirk, bei dem erörtert wurde, wie die 
Vereine Geflüchtete unterstützen könnten und wie der Be-
zirk dies fördern könne. Der Sonderfonds war ein Ergebnis 
dieses Treffens.

„Möglichkeiten für eine positive Freizeitgestaltung 
und Kontaktmöglichkeiten auch außerhalb von Unterkünf-
ten sind wichtig, um das Ankommen zu erleichtern. Unser 
Treffen mit den Vereinen hat gezeigt, dass eine finanzielle 
Unterstützung hier sinnvoll ist. Wir wollen schnell und un-
kompliziert Mittel für niedrigschwellige und offene Sport-
angebote bereitstellen. Der Bezirk soll außerdem bei Be-
darf den Sportvereinen mit Rat und Tat zur Seite stehen“, 
erläuterte Michael Werner-Boelz.

Aus dem Fonds wurden umgehend Gelder abgerufen: 
Unterstützt werden Fußballangebote auf dem Dulsberg 
und am Grellkamp, weitere Bewegungsangebote in der 
Unterkunft Grellkamp und Breakdance für Geflüchtete im 
Barmbeker Jugendmusikzentrum Trockendock.

Sport im Stadtpark

MICHAEL WERNER-
BOELZ: KULTURELLE 
SPIEL-WIESE ALS 
HIGHLIGHT

Michael Werner-Boelz, Jahrgang 1966, hat in sei-
nem schwäbischen Heimatort Illertissen eine Aus-
bildung zum Verwaltungsfachangestellten durch-
laufen, bevor er 1989 zum Studium der Soziologie 
und Sozialökonomie nach Hamburg kam. 1997 trat 
er den GRÜNEN bei. Seit neun Jahren gehört er 
der GRÜNEN Fraktion in der Bezirksversammlung 
Hamburg-Nord an.
Seit frühesten Kindheitstagen ist Michael Werner-
Boelz leidenschaftlicher Fan von 1860 München. 
Trotz aller Irrungen und Wirrungen der letzten 
Jahre oder Jahrzehnte in diesem Verein hat sich 
daran nichts geändert. Ein bis zweimal pro Saison 
besucht er ein Heimspiel von „Münchens großer 
Liebe“.

Michael, Deinen Anfang in der Lokalpolitik hast Du 
als parteiloser, zugewählter Bürger im Kulturaus-
schuss gemacht. Seit 2010 bist Du der Vorsitzende 
der GRÜNEN Fraktion und inzwischen sogar deren 
dienstältestes Mitglied. Was bringt das so mit sich?
Neulingen kann ich vor allem mitgeben, dass es 
nie langweilig wird! Ich glaube, ich bin durch mei-
ne Erfahrung nah dran am Machbaren, habe poli-
tisches Gespür und weiß, wie Entscheidungen ge-
fällt werden: Zum Teil in einem langwierigen und 
nicht leicht zu durchschauenden Prozess. Themen 
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werden unter immer neuen Bedingungen und mit wech-
selnden Akteuren verhandelt. Was zählt: mit guten Argu-
menten durchzudringen. Die Strukturen sind zweitrangig. 
Wer gut ist, findet sich in jeder Struktur zurecht.

Einer Deiner Schwerpunkte ist von Beginn an die Kultur 
gewesen. Für die WIESE hast Du Dich seit 2009 stark ein-
gesetzt. Anfang 2017 hat der Senat in einer Antwort auf 
eine Schriftliche Kleine Anfrage öffentlich kundgetan, dass 
auch das Junge Schauspielhaus und die Theaterakademie 
der Hochschule für Musik und Theater an den Wiesendamm 
ziehen werden.
Ja, dieser Erfolg, nachdem wir uns so lange Zeit dafür ein-
gesetzt haben, freut mich natürlich sehr. Die Theatermeile 
am Wiesendamm wird nicht nur ein Highlight für Barm-
bek werden, sie wird für ganz Hamburg einmalig sein. 
Von Kampnagel, K3 Tanzplan Hamburg über die WIESE, 
Junges Schauspielhaus und Theaterakademie sowie Zinn-
schmelze/Theaterdeck bis zum Hamburger Puppentheater 
am Flachsland entsteht auf kurzer Distanz ein kreativer 
Hotspot verschiedenster Tanz- und Theatereinrichtungen. 
Wenn das alles so kommt, wie wir es uns wünschen, dann 
ist das ein großer bezirklicher Erfolg, den wir zum Teil ge-
gen den Widerstand der Kulturbehörde erzielt haben.

Wie ist der Bezirk denn allgemein in kultureller Hinsicht 
aufgestellt?
Wir haben seit 2012 viel gemacht in Sachen Projektförde-
rung, wir haben viele zusätzliche bezirkliche Mittel für die 
Kultur bereitstellen können. Zusätzlich haben wir 2014 ei-
nen Topf mit über 50.000 Euro für interkulturelle Projekte  
auf Bezirksebene geschaffen, von dem reger Gebrauch 
gemacht wurde. Unter dem Aspekt der aktiven, gelebten 
Integration hat Rot-Grün weitere 100.000 Euro für Sport-
Projekte mit Geflüchteten bereitgestellt. Zum ersten Treffen 
waren über 20 Vertreterinnen und Vertreter von Sportver-
einen da und es kamen ganz schnell Projektanträge, die 
ebenso schnell bewilligt wurden.

Dass Sportvereine finanzielle Unterstützung durch den Be-
zirk erhalten, ist allgemein ja gar nicht so bekannt…
Langsam spricht es sich herum, dass keiner so viel unter-
stützt wie wir – in Nord sind wir GRÜNE die „Partei des 
Sports“. Ob es zum Beispiel die über 180.000 Euro zur Ver-
lagerung des Sportplatzes des HSV Barmbek-Uhlenhorst 
waren oder die 35.000 Euro für das neue Hallendach des 
SC Alstertal Langenhorn: Wir waren die treibende Kraft.

Du bist nicht nur GRÜNER Sprecher für Kultur und Sport, 
sondern auch für Stadtentwicklung. Was reizt Dich daran?
In diesem Bereich sind die Herausforderungen erheblich 

größer. Hamburg ist eine wachsende Stadt, die Fläche ist 
begrenzt. Dadurch ist der Druck auf den Wohnungsmarkt 
enorm. Die Fragen, wie man unter diesen Bedingungen die 
Ansprüche an ein angenehmes Wohnumfeld erfüllen kann, 
nehmen deutlich zu. Ich sehe es als ganz wichtig an, Ver-
ständnis dafür zu schaffen, dass es dafür nötig ist, in die 
Höhe zu bauen.

Welche Wege siehst Du, um diese Akzeptanz zu erreichen?
Die Bürgerbeteiligung, wie sie bisher praktiziert wurde, 
steht vor einem Problem: Es sind zwar die unmittelbar Be-
troffenen da, und es ist wichtig, ihre Anregungen mitzuneh-
men, aber mit der oft erlebten „Nicht vor meiner Haustür“- 
Mentalität kommen wir nicht weiter. Es muss uns  
gelingen, bereits im Findungsprozess die zukünftigen 
Nutznießer*innen mit einzubeziehen. Wir müssen uns fra-
gen, wie man solch einen Dialog hinbekommen kann. Er-
folgreich wurde z.B. am Mesterkamp eine frühzeitige Be-
teiligung erprobt. In dieser Richtung muss weiter und  
intensiver gearbeitet werden.

Apropos „Beteiligung“: Als Fraktionschef hat man ja auch 
Aufgaben über das Politische hinaus…
Ja, mir macht es großen Spaß mit meinen ehrenamtlichen 
Kolleginnen und Kollegen zusammenzuarbeiten. Wir ha-
ben intern ein super Klima und ich bin mit Freude dabei, 
es aufrechtzuerhalten. Wir legen Wert auf freundlichen 
Umgang untereinander und alle sind ins Team eingebun-
den. Wir machen ehrenamtlich Politik, investieren viel 
Zeit. Deshalb ist mir wichtig, dass wir auch eine gewisse 
Freude an dem verspüren, was wir machen. Wir machen 
mit Lust und Leidenschaft Politik! Wir wollen aber auch 
das Zwischenmenschliche nicht zu kurz kommen lassen. 
Besonders wichtig, nicht nur für die Politikentwicklung 
sondern vor allem auch für die Gruppendynamik, sind 
unsere Klausurwochenenden. Bei unseren Klausuren tau-
schen wir uns zum Beispiel auch mit Kolleginnen und 
Kollegen aus Berlin, Bremen oder Kiel aus, gucken, wie 
die ihre Themen umsetzen. Das alles ist sehr anregend 
und befruchtend.

Du erwähntest ja gerade, dass Ihr alle ehrenamtlich Politik 
macht. Wie bringst Du denn eigentlich Dein großes Enga-
gement als Fraktionsvorsitzender mit Deiner beruflichen 
Tätigkeit unter einen Hut?
Zum Glück habe ich einen Arbeitgeber, der großes Verständ-
nis für politisches Engagement hat: Ich bin Referent des 
GRÜNEN Bürgerschaftsabgeordneten Martin Bill, der eben-
falls lange Jahre GRÜNER Bezirksabgeordneter in Nord 
war. Sein Schwerpunkt ist der „Verkehr“, so dass es da sogar  
inhaltliche Überschneidungen zur Bezirksebene gibt. 
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STADTTEILKULTUR IST MEHR WERT
Schon kurz nach der letzten Bezirkswahl 2014 forderten 
die GRÜNEN gemeinsam mit der SPD den Senat zu einer 
besseren Finanzierung der Stadtteilkultur auf. Der Antrag 
von 2015 trägt jetzt Früchte: Zum Haushaltsjahr 2017/2018 
erhalten die Kultureinrichtungen im Bezirk deutlich mehr 
Geld.

Bereits im Jahr 2009 war im Rahmen der Evaluierung 
der Stadtteilkultur eine Unterfinanzierung der Soziokultur- 
zentren und Geschichtswerkstätten in Höhe von 600.000 
Euro festgestellt worden. Diese Unterfinanzierung stieg in 
den darauf folgenden Jahren noch an, da es keinen Aus-
gleich bei den Zuwendungen für Tarifsteigerungen und 
Inflation gab. Die Bezirksversammlung Hamburg-Nord for-
derte den Senat auf, diesen Zustand endlich zu beenden. 
Im Sommer 2015 richtete sich die BV erneut an den Senat:

„Seit vielen Jahren ist die Unterfinanzierung der Stadt-
teilkulturzentren und Geschichtswerkstätten bekannt. Leider 
wurde im Koalitionsvertrag auf Landesebene versäumt, hier 
eine klare Regelung für Abhilfe zu treffen. Wir fordern den Se-
nat auf, dies umgehend zu ändern und den Stadtteilkulturein-
richtungen vernünftige Rahmenbedingungen zu gewähren – 
auch, um den gestiegenen Anforderungen gerecht zu werden“, 
erläuterte Michael Werner-Boelz, Vorsitzender der GRÜNEN 
Fraktion und Verfasser des interfraktionellen Antrags.

Das Jahr 2017 startete mit einer guten Nachricht: Der 
Stadtteilkultur in Hamburg-Nord stehen für die Jahre 2017 
und 2018 deutlich mehr Mittel zur Verfügung. Im Jahr 2017 
beträgt die Erhöhung gegenüber dem Vorjahr gut 60.000 
Euro. Im Jahr 2018 gibt es sogar über 120.000 Euro mehr 
als 2016. Insgesamt erhöht sich der Etat für die beiden Jahre 
um zusammen 182.811 Euro. Die Verteilung der zusätzlichen 
Mittel beschloss der Kulturausschuss auf Antrag von Rot-
Grün in seiner Sitzung im Januar.

Ermöglicht wurde die finanzielle Aufstockung durch die 
erhöhte Rahmenzuweisung für die Stadtteilkultur, die von 
der rot-grünen Mehrheit in der Bürgerschaft mit dem Dop-
pelhaushalt 2017/18 beschlossen wurde.

„Wir freuen uns, dass am Ende von gemeinsamen Ver-
handlungen nun eine Mittelaufstockung beschlossen wurde“, 
resümiert Werner-Boelz.

Den Soziokulturzentren kommen in den Jahren 2017 und 
2018 zusammen insgesamt 133.000 Euro zusätzlich zugute. 
Einzelne Einrichtungen, die bereits zusätzliche Räume be-
wirtschaften oder unter beengten Räumlichkeiten leiden, 
erhalten zudem weitere Gelder. „Wir wollen, dass die Stadt-
teilkulturzentren auch weiterhin innovative Kulturangebote 
anbieten können. Dazu brauchen sie aber sowohl Personal 
als auch finanzielle Mittel“, steht für Werner-Boelz fest.

Eingang zum Bürgerhaus Barmbek
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Die Zinnschmelze: Links der sanierte Altbau, rechts der neu errichtete 
Anbau mit großem Saal im Keller

Während des Umbaus der Zinnschmelze fanden in der „Umbaubude“ 
kleine Veranstaltungen und Cafébetrieb statt

KREATIVE  
ENTFALTUNG
Drei Stadtteilkulturzentren haben in den vergangenen 
Jahren deutlich an Platz gewonnen. Die Erweiterungs- und 
Umbaumaßnahmen wurden von den GRÜNEN in der Be-
zirksversammlung Nord unterstützt. So erhielt das Bür-
gerhaus Barmbek, nachdem die Finanzierung lange Jahre 
unsicher gewesen war, einen Anbau mit großem Saal, der 
2014 eröffnet wurde. Zuletzt hatte die Bezirksversammlung 
2011 auf Initiative der GRÜNEN Bezirksfraktion 100.000 
Euro aus dem bezirklichen Gestaltungsfonds für Investi-
tionen mit örtlichem Bezug bewilligt. Damit konnte eine 
Finanzierungslücke bei den insgesamt fast zwei Millionen 
Euro umfassenden Baukosten so verkleinert werden, dass 
die Anbauplanung entscheidend vorangebracht wurde. „Vor 
vier Monaten sah es noch so aus, als sei der Anbau für das 
Bürgerhaus Barmbek nicht mehr zu realisieren. Nun sind 
wir kurz vor dem Ziel. Das politische Engagement der Be-
zirksversammlung für das Bürgerhaus hat sich gelohnt“, er-
klärte damals Michael Werner-Boelz.
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Auch das Stadtteilkulturzen-
trum Zinnschmelze am Bahnhof 
Barmbek konnte 2015 sein deut-
lich erweitertes und modernisiertes 
Haus eröffnen. Die Baukosten von 
über 3,5 Millionen Euro trugen ne-
ben Stadt und Bezirk auch der Bund 
und die EU. Für die vom Bezirk an-
teilig zu finanzierende Baukostener-
höhung bewilligte die Bezirksver-
sammlung in 2014 weitere 100.000 
Euro. Im selben Jahr unterstützte 
die Bezirksversammlung die Zinn-
schmelze darüber hinaus mit 20.000 
Euro, da diese in der Übergangszeit 
erhebliche Einnahmeverluste und 
gleichzeitig zusätzliche Kosten zu 
tragen hatte. In 2015 beantragten die 
GRÜNEN in Zusammenhang mit dem 
Einzug ins neue Gebäude nochmals 
über 4.000 Euro an Sondermitteln.

Zum Umbau des ella Kultur-
hauses in Langenhorn schießt der 
Bezirk ebenfalls 100.000 Euro zu. 
Insgesamt kostet die Maßnahme 
750.000 Euro, die zum größten Teil 
von der Stadtentwicklungsbehörde 
getragen werden. Das Gebäude wird 
erweitert und gleichzeitig barriere-
frei gemacht. „Wir sehen ebenso wie 
die SPD-Fraktion in den Plänen eine 
große Chance für das ella Kulturhaus 
und das gesamte Quartier Essener 
Straße. Deshalb unterstützen wir den 
Vorschlag des Bezirks, die 100.000 

Euro beizusteuern. Die bisherigen 
Räumlichkeiten sind schon lange für 
die Vielzahl von Nutzungswünschen 
zu klein geworden. Es ist gut, dass 
hier nun endlich Abhilfe geschaffen 
werden kann“, sagt Michael-Werner-
Boelz. Die Wiedereröffnung soll im 
Herbst 2017 stattfinden.

Darüber hinaus engagieren sich 
die GRÜNEN für das Community Cen-
ter Barmbek°Basch. Seit der Grün-
dung im Jahr 2010 steht die Finan-
zierung des Centermanagements 
auf wackeligen Beinen. Die GRÜNEN 
setzen sich für eine dauerhafte Si-
cherung der Koordinationsstelle ein, 
indem sie öffentliche Gelder für den 
Betrieb einfordern. Die dort unter 
einem Dach stattfindende Vernet-
zung von sieben Einrichtungen aus 
den Bereichen Soziales, Bildung und 
Kultur gilt als modellhaft und dient 
anderen Stadtteilen als Vorbild für 
eigene Planungen. Auch der Kul-
turpunkt (das ehemalige Kultur-
haus Dehnhaide) findet sich hier. 
Auf Initiative der GRÜNEN konnte 
das Barmbek°Basch in 2013 wei-
terarbeiten, gleichzeitig beschloss 
die Bezirksversammlung Hamburg-
Nord auch einen Etat für 2014. 
Zwischenzeitlich wird das Center-
management regelhaft aus dem 
Quartiersfonds finanziert und ist 
damit abgesichert.

Das Barmbek°Basch ist ein Zentrum des sozialen Lebens in Barmbek-Süd
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GESCHICHTE LEBENDIG ERHALTEN
GUTE NEUIGKEITEN AUCH FÜR DIE 
GESCHICHTSWERKSTÄTTEN IM BEZIRK 
Die Geschichtsgruppe Dulsberg und die Willi-Bredel-Ge-
sellschaft, die beide neue Räumlichkeiten anmieten müs-
sen, erhalten in den Jahren 2017/2018 eine höhere Zuwen-
dung für die gestiegenen Mietkosten. Insgesamt erhalten 
alle fünf Geschichtswerkstätten, also auch das Stadtteilar-
chiv Eppendorf, das Jarrestadt-Archiv und die Geschichts-
werkstatt Barmbek, ein Plus von zusammen 49.811 Euro.

Um das Team der Geschichtswerkstatt Barmbek verstär-
ken zu können, hat der Kulturausschuss auf Antrag von Rot-
Grün außerdem beschlossen, ihr in 2017 und 2018 jeweils 
11.000 Euro zusätzlich aus Quartiersmitteln zur Verfügung 
zu stellen.

„Vielen Menschen ist es wichtig, die Geschichte ihres 
Wohnumfelds zu kennen. Das zeigt zum Beispiel das große 
öffentliche Interesse an der Benennung von Straßen oder 
die positiven Reaktionen auf Informationsangebote zur 
Stadtteilgeschichte“, so Werner-Boelz. „Die Geschichtswerk-
statt Barmbek ist da ein richtiger Glücksfall: Mit ihren infor-
mativen Broschüren, den vielen Geschichtstafeln und den 
Ausstellungen macht das Team der Geschichtswerkstatt die 
Historie Barmbeks erlebbar. Diese gute Arbeit stärken wir 
nun finanziell. Ich freue mich auf viele weitere spannende 
Einblicke in das Leben im alten Barmbek.“

Schon in den Vorjahren waren die Geschichtswerk-
stätten unter anderem mit Geldern für Ausstellungen, In-
fotafeln im Stadtteil, ein digitales Stadtteil-Lexikon, für 
Rechercheprojekte und Renovierungsarbeiten in ihren 
Räumlichkeiten unterstützt worden. Die GRÜNEN waren 
dabei immer an der Seite der Geschichtswerkstätten und 
beförderten deren Arbeit.

Die Geschichtswerkstatt in Barmbek erforscht die Historie der beiden Barmbeker Stadtteile
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WIESE: VORHANG AUF FÜR THEATERMEILE  
AM WIESENDAMM
„Nord fördert in besonderem Maße die Kultur. Realisierung 
des Projekts „WIESE“, des Zentrums der freien Theater- und 
Musikszene am Wiesendamm, ist uns eine Herzensangelegen-
heit.“ So zitierte die MOPO in der „heißen Phase des Bezirks-
wahlkampfes“ am 19. Mai 2014 den GRÜNEN Fraktionsvorsit-
zenden Michael Werner-Boelz.

Anfang 2017 konnte die GRÜNE Fraktion einen Erfolg ver-
buchen, auf den sie viele Jahre hingearbeitet hatte: „Theater-
meile am Wiesendamm kommt!“, titelt kurz und prägnant die 
Pressemeldung. Der Umzug von Jungem Schauspielhaus und 
Theaterakademie Hamburg nach Barmbek ist beschlossene 
Sache. Zusammen mit der WIESE - Initiative für ein theatrales 
Produktions- und Bildungszentrum in der ehemaligen Thea-
terfabrik soll am Wiesendamm eine Theatermeile entstehen, 
„die in Hamburg ihresgleichen sucht“, so Werner-Boelz.

Vorausgegangen war seit dem Jahr 2009 ein Ringen um 
die Entwicklung des Standorts. Auf Initiative der GRÜNEN 
Fraktion hatte die Bezirksversammlung Hamburg-Nord im 
Sommer 2011 einstimmig beschlossen, dass die Räume der 
ehemaligen Theaterfabrik, einer privaten Spielstätte, die von 
2006 an für rund ein Jahr existierte, auch zukünftig kulturell 
genutzt werden sollten. Die BV plante schon damals, dort das 
Projekt WIESE anzusiedeln. In dieser Initiative sind zehn ver-
schiedene Einrichtungen der freien Tanz- und Theaterszene 
vereint. Die Liste der Träger reicht vom Dachverband freier 
Theaterschaffender über das Hamburger Sprechwerk, die 

Hamburger Schauspielschule Frese bis hin zu HAJUSOM e.V., 
einem Verein, der transnationale Kunstprojekte von und mit 
Flüchtlingen und Migranten entwickelt.

Das Projekt WIESE sieht vor, am Wiesendamm ein Pro-
be- und Ausbildungszentrum entstehen zu lassen, aber auch 
genügend Platz für Aufführungen zu bieten. Das Konzept ist 
so angelegt, dass der Betrieb ohne städtische Zuschüsse ge-
sichert wäre. „Mit der WIESE, Kampnagel und K3–Tanzplan 
Hamburg kann der Bezirk Nord zum norddeutschen Zentrum 
der freien Tanz- und Theaterszene werden. Diese Chance muss 
genutzt werden“, betonte Werner-Boelz bereits damals.

Im Sommer 2013 bestätigten die Fraktionen in der BV ein-
stimmig ihren Beschluss, das Projekt WIESE vorantreiben zu 
wollen. Außerdem forderten sie den Senat auf, die stockenden 
Verhandlungen der Projektgenossenschaft mit der städtischen 
Sprinkenhof AG als Besitzerin der Immobilie zügig zum Ab-
schluss zu bringen. „Es bleibt zu hoffen, dass der Senat nun 
nach über zwei Jahren der Planung und Verhandlungen end-
lich zum Abschluss kommt“, so Werner-Boelz.

Erst drei Jahre später rückte das Kulturprojekt am Wie-
sendamm wieder ein Stück näher: „Wie durch Medienberichte 
bekannt wurde, hat der Bund 1,2 Mio. Euro für die Sanierung 
einer Halle am Wiesendamm in Barmbek bewilligt. Damit ist 
ein Meilenstein auf dem Weg zur Realisierung der WIESE, des 
Probezentrums für die Freie Theaterszene, erreicht“, berichtete 
Blattgrün im März 2016. Außerdem stellte sich heraus, dass die 

Die ehemalige Theaterfabrik am Wiesendamm wird Heimat  
der Genossenschaft WIESE D
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Theaterakademie und das Junge Schau-
spielhaus ebenfalls an den Wiesendamm 
umziehen könnten, da am alten Standort 
in Altona keine Entwicklungsmöglichkeit 
bestünde. Die BV begrüßte den möglichen 
Umzug auf GRÜNEN Antrag hin einstim-
mig und sagte ihre volle Unterstützung zu.

Michael Werner-Boelz kommentierte: 
„2009 hat die GRÜNE Fraktion mit einem 
Bürgerschafts-Beschluss dafür gesorgt, 
dass die Räume am Wiesendamm weiter 
einer kulturellen Nutzung zugeführt wer-
den sollen. Während andere bereits das 
Projekt abschreiben wollten, hat die Be-
zirksversammlung 2013 mit dem Erwerb 
von Genossenschaftsanteilen der WIESE 
interfraktionell ein deutliches politisches 
Bekenntnis zur Verwirklichung der WIE-
SE dokumentiert. Sie hat auch mehrfach 
deutlich gemacht, welch wichtige kul-
turpolitische Bedeutung die freie Thea-
terszene für Hamburg hat. Wir wollen ihr 
im Bezirk Nord die Möglichkeit eröffnen, 
endlich vernünftige Probebedingungen 
für ihr kulturelles Wirken zu erhalten. 
Dass die Theaterakademie Hamburg und 
das Junge Schauspielhaus nun bald die 
Kulturszene im Norden der Stadt weiter 
beleben, finde ich großartig! Wir heißen 
die Studierenden und anderen Theater-
macherinnen und -macher herzlich in 
Barmbek willkommen und freuen uns auf 
spannende Kulturangebote und Koope-
rationen.“

Die unmittelbare Nachbarschaft zu 
Einrichtungen wie Kampnagel, Zinn-
schmelze, Museum der Arbeit und Ham-
burger Puppentheater wird aus Sicht der 
GRÜNEN zu einer gegenseitigen kultu-
rellen Befruchtung führen, von der alle 
Kultureinrichtungen profitieren. Ein ge-
nauer Termin für den Start am Wiesen-
damm steht noch nicht fest.
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DIE GRÜNEN LASSEN 
DIE PUPPEN TANZEN
Im Puppentheater drohte 
Ende 2011 der letzte Vor-
hang zu fallen, als ihm seine 
Spielstätte im Haus Flachs-
land durch das Bezirksamt 
Hamburg-Nord gekündigt 
wurde. Ein Ausweichquar-
tier hatte der Bezirk nicht 
anzubieten. Auf Antrag der 
GRÜNEN beschloss der Kul-
turausschuss der Bezirksver-
sammlung Hamburg-Nord, 
seine nächste Sitzung in 
den Räumen des Theaters 
stattfinden zu lassen und 
dort mit Vertreter*innen der 
Kulturbehörde, des Bezirks 
sowie des ehrenamtlich 
betriebenen Vereins Ham-
burger Puppentheater nach 
Lösungsmöglichkeiten zu 
suchen. „Es kann nicht sein, 
dass eine so wichtigen Kul-
tureinrichtung einfach vor 
die Tür gesetzt wird, ohne 
geeignete Alternativstand-
orte anzubieten oder andere 
Lösungen am Standort auf-
zuzeigen“, kritisierte Michael 
Werner-Boelz, Vorsitzender 
der GAL-Fraktion.
Die Kündigung war erfolgt, 
weil das Haus der Jugend 
als bisheriger Hauptmieter 
umziehen sollte. Die Räume 
am Flachsland waren über 
den Bezirk finanziert wor-
den, das Puppentheater hat-
te seit 1987 einen Teil da-
von mietfrei nutzen können. 
Nicht nur der Vorstellungs-
raum, auch die Puppen-
werkstatt, in der Workshops 
für Kinder und Erwachsene 
stattfanden, waren dort un-
tergebracht. Die GRÜNEN 
befürworteten den Verbleib 
des Puppentheaters in den 

angestammten, frisch reno-
vierten Räumen. Sie stellen 
zudem fest, dass der Bezirk 
offenbar im Alleingang die 
Kündigung vorgenommen 
hatte und weder Sozial- 
noch Kulturbehörde infor-
miert waren.
Nach Protesten der Bevöl-
kerung und der Bezirks-
politik erhielt die Puppen-
bühne, deren Träger die 
Arbeitsgemeinschaft für das 
Puppenspiel e.V. ist, 
eine Gnadenfrist bis 
April 2012, bis dahin 
wollten sich das Be-
zirksamt, die Kultur- 
und die Sozialbehör-
de, der das Gebäude 
untersteht, auf eine 
dauerhafte Lösung 
einigen. Nach mona-
telangem Bangen war 
ein neuer Mieter für das 
denkmalgeschützte Ge-
bäude in Barmbek-Süd 
gefunden, das Hambur-
ger Konservatorium, und 
das Puppentheater er-
hielten die Zusage, seine 
Spielstätte auch zukünf-
tig kostenfrei nutzen zu 
können. Ein Happy End 
dank des Einsatzes der 
GRÜNEN, die alle Betei-
ligten zum gemeinsamen 
Gespräch an einen Tisch 
holten und die Öffent-
lichkeit mobilisierten. So 
erfreuen sich heute nach 
wie vor kleine und große 
Zuschauer an den zahl-
reichen Produktionen von 
Puppenspieler*innen, die 
aus ganz Deutschland an-
reisen, um in Barmbek die 
Puppen tanzen zu lassen.
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KULTURELLE VIELFALT SICHTBAR MACHEN –  
GRÜNE ALS WEGWEISER
Nicht nur in der Politik wollen die GRÜNEN eine größe-
re Bandbreite an Sichtweisen vertreten sehen. Aus diesem 
Grund beantragten sie im März 2013 in der Bezirksversamm-
lung einen Fonds über 50.000 Euro für interkulturelle Pro-
jekte. Die von der Bezirksversammlung zur Verfügung zu stel-
lenden Mittel sollten die kulturelle Vielfalt in den Quartieren 
stärken und sichtbarer machen.

Michael Werner-Boelz, kulturpolitischer Sprecher und Vor-
sitzender der GRÜNEN Fraktion, erläuterte: „Damit kulturelle 
Öffnung und Austausch stattfinden können, bedarf es auch 
der finanziellen Unterstützung. Mit einer Annahme unseres 
Antrags könnte der Bezirk sein Profil als weltoffener Kultur-
standort weiter schärfen. Wir wünschen uns hier möglichst 
viele bunte interkulturelle Veranstaltungen und Festivals." 
Insbesondere Künstler*innen mit Migrationshintergrund 
sollten nach Einsetzung des Fonds ausdrücklich dazu aufge-
fordert sein, sich mit ihren quartiersbezogenen, interkultu-
rellen Projekten um Mittel zu bewerben. Der Fonds sollte sich 
aber auch an Stadtteilkulturzentren, Geschichtswerkstätten, 
Kulturschaffende und -initiativen oder sonstige Kulturanbie-
tende richten. Doch der Haushaltsausschuss der Bezirksver-
sammlung Hamburg-Nord lehnte die Einrichtung des Sonder-
fonds mit einer Mehrheit aus SPD, FDP und CDU ab.

Anfang 2015 brachten die GRÜNEN ihren Antrag erneut 
ein. Mit den Stimmen von Rot-Grün wurde dieses Mal mehr-

heitlich beschlossen, dass der Bezirk für die Jahre 2015 und 
2016 einen Sonderfonds mit 50.000 Euro für die Durch-
führung stadtteilbezogener interkultureller Kulturprojekte 
ausstattet, um kulturelle Diversität und kulturellen Aus-
tausch zur Bereicherung und als wesentlichen Bestandteil 
für die Zukunftsfähigkeit zu fördern.

„Über ein Fünftel der Wohnbevölkerung im Bezirk Nord 
hat einen sogenannten Migrationshintergrund. Kulturelle 
Vielfalt ist daher längst Realität und Alltag. Die unterschied-
lichen kulturellen und religiösen Werte, Lebenswelten und 
Lebensentwürfe bedeuten für uns enorme Potenziale und 
Chancen“, führte Michael Werner-Boelz dazu aus.

Mit den Geldern aus diesem Topf konnten unter anderem fol-
gende Projekte unterstützt werden:

  interkulturelles Online-Magazin „mittenmang“ des  
Kulturpunkts

  interkulturelles Projekt „Wir im Quartier“ des Goldbek-
hauses

 Welcome Music Sessions in der Zinnschmelze
 Projekt mit Jugendlichen aus der Ukraine und Hamburg
  elementares Musizieren im Barmbek°Basch mit  

deutschen und Flüchtlingskindern

Bei den Welcome Music Sessions, die monatlich in der Zinnschmelze stattfinden, musizie-
ren Studierende gemeinsam mit Geflüchteten. Von syrischer Folklore über mazedonische 
Liebeslieder bis zu irakischen Improvisationen reicht die Bandbreite. Und früher oder 
später tanzen alle gemeinsam durch den Raum. 
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STRASSENBENENNUNGEN
NAMEN MIT VORBILDFUNKTION
„Brauchen wir einen Hindenburg im 21. Jahrhundert?“ – mit 
dieser Frage haben die GRÜNEN einen Nerv getroffen. Ihr 
Vorschlag, die Hindenburgstraße umzubenennen, führte 
nicht nur zu hitzigen Debatten innerhalb der Bezirksver-
sammlung, sondern trat auch eine Diskussion in der ganzen 
Stadt los, die auch die Bürgerschaft und den Senat erreichte.  
Medien weit über Hamburg hinaus griffen das Thema auf 
und berichteten über die Vorgänge in der Hansestadt.

Auslöser war eine Anfrage an den Senat Ende 2012 zu 
den Hamburger Gepflogenheiten bei Straßenbenennungen. 
Die GRÜNEN vertraten die Ansicht, dass eine Namensge-
bung wie zum Beispiel nach Hindenburg, nicht mehr trag-
bar sei. „Straßenbenennungen haben auch immer eine 

Vorbildfunktion. Hindenburg, ein Rechtskonservativer und 
Antidemokrat, passt nicht als Vorbild für eine freiheitliche, 
pluralistische und demokratische Gesellschaft“, erläuterte 
der Fraktionsvorsitzende Michael Werner-Boelz. Die GRÜ-
NEN wollten die Straße stattdessen nach dem in Eppendorf 
aufgewachsenen Kunststudenten Kurt Elvers benennen, der 
von der NS-Militärjustiz wegen „Wehrkraftzersetzung“ zum 
Tode verurteilt und 1945 hingerichtet wurde.

Übrigens nicht der erste Vorstoß der GRÜNEN in dieser 
Sache: Bereits 1988 war eine ähnliche Initiative, die eben-
falls in den Medien für großes Interesse gesorgt hatte, am 
Widerstand auf Landesebene gescheitert.

Zu einer Podiumsdiskussion luden die GRÜNEN im Dezember 2012 ins Goldbekhaus ein:  Es wurde die Frage erörtert, welche Erinnerungspolitik 
in einer pluralistischen Gesellschaft verfolgt wird, ob Ehrungen für Hindenburg noch zeitgemäß sind und welche Vorbilder eine demokratische 
Gesellschaft würdigen sollte.

Auf dem Podium (v.l.n.r.): Dr. Hakim Raffat, Historiker, Stadtteilarchiv Eppendorf; Prof. Dr. Ursula Büttner, Historikerin; Manuel Sarrazin, MdB  
(GRÜNE), (Moderation); René Senenko, Sprecher des Bündnisses für ein Deserteursdenkmal, Michael Werner-Boelz (Vorsitzender GRÜNE  
Fraktion Nord)
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Im März 2013 diskutierten (v.l.n.r.) Frank Bajohr (Historiker), Dr. Andreas Dreessel (SPD-Fraktionschef in der Bürgerschaft), Katharina Fegebank (GRÜNE 
Bürgerschaftsabgeordnete) und Michael Werner-Boelz (GRÜNER Fraktionschef Hamburg-Nord) darüber, ob eine Ehrenbürgerschaft Hindernburgs in 
Hamburg noch zeitgemäß ist.

EINMAL EHRENBÜRGER, IMMER EHRENBÜRGER?
Die Diskussion um die Bedeutung Hindenburgs hielt an, auch 
nachdem die Bezirksversammlung beschlossen hatte, ledig-
lich den durch den Stadtpark verlaufenden Teil der Straße auf 
Vorschlag der SPD-Fraktion in Otto-Wels-Straße umzubenen-
nen. Der Sozialdemokrat Wels hielt die letzte freie Rede im 
Reichstag 1933 und begründete darin die ablehnende Hal-
tung der Sozialdemokratie zu Hitlers Ermächtigungsgesetz.

Denn im Rahmen ihrer Recherchen waren die GRÜNEN 
Anfang 2013 darauf gestoßen, dass Hindenburg auch als Eh-
renbürger der Stadt Hamburg geführt wurde. „Beschämend!“, 
urteilte Werner-Boelz und forderte den Senat auf, Hinden-
burg endlich die Ehrenbürgerschaft abzuerkennen. Katharina 
Fegebank, damalige Sprecherin der GRÜNEN Bürgerschafts-
fraktion für Europa und Internationales, unterstützte die 
Position: „Ehrungen der Stadt – sei es durch Straßenbenen-
nungen oder durch die Übertragung von Ehrenbürgerschaf-
ten – stehen auch für das politisch-moralische Wertefunda-
ment einer Gesellschaft. Im Laufe der Zeit kann sich diese 
Betrachtung wandeln.“

Werner-Boelz nahm als Fraktionsvorsitzender der GRÜNEN 
in Nord an einem Fachgespräch teil, das die GRÜNE Bürger-
schaftsfraktion im März 2013 im Rathaus veranstaltete. Zusam-
men mit Katharina Fegebank, Dr. Andreas Dressel, Vorsitzender 
der SPD-Bürgerschaftsfraktion, und Dr. Frank Bajohr von der 
Forschungsstelle für Zeitgeschichte in Hamburg wurde eine 
sachliche Debatte um die Bedeutung Hindenburgs geführt.

Im Ergebnis erzielte die GRÜNE Fraktion Nord zwar eine 
Sensibilisierung für das Thema, konkret wurden aber aus Sicht 
der GRÜNEN halbherzige Beschlüsse gefasst. Im Herbst 2013 
erhielt die Hindenburgstraße im Bereich des Stadtparks offi-
ziell den Namen Otto-Wels-Straße. Im weiteren, ungleich län-
geren Verlauf bis zur Alsterkrugchaussee wurde der alte Name 
beibehalten. Zum Thema „Ehrenbürgerschaft“ verständigten 
sich GRÜNE, SPD und FDP in der Bürgerschaft im Jahr 2015 
darauf, Hindenburg diese Würdigung nicht abzuerkennen, da-
für aber seine historische Rolle und die heutige Einordnung 
seines Wirkens deutlich zu machen und darüber eine kritische 
Auseinandersetzung anzuregen. 

Zeitungen von Lübeck bis Münster berichteten über die von den GRÜNEN angestoßene Debatte um Hindenburg

Presseservice der GRÜNEN Fraktion Hamburg Nord; Fraktionsgeschäftsstelle                  
 
Hamburger Wochenblatt, Barmbek, 18.9.2013, Seite 2 
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Hamburger Wochenblatt, Winterhude, Alsterdorf,  9.1.2013, Seite 1+2
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WEIBLICH, ANTIFASCHISTISCH, REGIONAL
Nachdem die GRÜNEN die stadtweite Debatte um die Ehrung 
Paul von Hindenburgs initiiert hatten, folgten sie 2014 einem 
Hinweis aus der Bevölkerung zur Rolle Georg Ernst Konjetznys, 
Namensgeber für eine Straße in Langenhorn. Die zweifelhafte 
Rolle des ehemaligen Direktors der Chirurgischen Klinik des UKE 
während der NS-Zeit führte ebenso wie die Überprüfung von Max 
Nonne, einem Euthanasiebefürworter, dazu, dass eine Umbenen-
nung der beiden nach ihnen benannten Straßen gefordert wurde.

Auf Antrag von SPD und GRÜNEN beschloss der Regional-
ausschuss Fuhlsbüttel-Langenhorn im September 2015: Die 
Max-Nonne-Straße sollte künftig nach Ursula de Boor, einer 
am UKE tätigen Ärztin und Widerstandskämpferin (Hamburger 
Weiße Rose) benannt sein. Die Konjetznystraße soll den Namen 
der Langenhorner Gewerkschafterin und ehemaligen Bürger-
schaftsabgeordneten Annie Kienast tragen.

Michael Werner-Boelz, Vorsitzender der GRÜNEN Fraktion, 
kommentierte: „Seit Jahren haben wir GRÜNEN die Ehrung des 
Euthanasiebefürworters Max Nonne sowie des aktiven Nazis 
Konjetzny durch Straßenbenennungen kritisiert. Wir freuen uns, 

dass es einen gesellschaftlichen und parlamentarischen Kon-
sens gibt, dass diese Ehrungen falsch waren und nun revidiert 
werden.“ Im Mai 2016 wurden die beiden Langenhorner Straßen 
offiziell umbenannt.

Ein weiterer Schritt zur Aufarbeitung von NS-belasteten 
Straßennamen war in Eppendorf vorgenommen worden. Hier 
wurde die Schottmüllerstraße von Hugo Schottmüller, einem 
in der Kritik stehenden Bakteriologen, umgewidmet zu Oda 
Schottmüller, einer Tänzerin und Bildhauerin, die sich im Dritten 
Reich lange der geforderten Mitgliedschaft in der Reichskultur-
kammer widersetzte. Ein Zusatzschild unter dem Straßenschild 
macht seit 2014 darauf aufmerksam.

Ebenso beschloss die Bezirksversammlung, die Uhlenhor-
ster Julius-Fressel-Straße in Dorothea-Bernstein-Straße umzu-
benennen. Vorausgegangen war zum Jahresende 2013 eine von 
Bürger*innen angeregte Debatte um die Person Fressels, der als 
emeritierter Professor das „Bekenntnis der Professoren an den 
deutschen Universitäten und Hochschulen zu Adolf Hitler und 
dem nationalsozialistischen Staat“ unterschrieben hatte.

ZUKÜNFTIG 
FREI VON NAZIS 
Gleichzeitig beschloss die BV auf Initiative von Rot-Grün, 
dass der Senat ein Konzept dafür entwickeln solle, wie zu-
künftig mit der Benennung von Straßen und Plätzen nach 
Personen mit NS-Vergangenheit umgegangen werden 
solle. Michael Werner-Boelz sagte dazu: „Für uns GRÜNE ist 
klar: Eine Straßenbenennung, die einen klaren Sympathi-
santen der Nazis ehrt, ist nicht hinnehmbar und stellt eine 
Verhöhnung der NS-Opfer dar. Doch kritische Benennungen 
gibt es sicher nicht nur im Bezirk Nord. Deshalb muss der 
Senat endlich für die gesamte Stadt einen angemessenen 
und einheitlichen Umgang mit diesem Thema finden.“

Die Zeitung „Die Welt“ brachte es auf den Punkt: Der 
Artikel „Bezirk stimmt für neuen Straßennamen“ vom 9. Mai 
2014 schließt mit den Worten „Grünen-Politiker Michael 
Werner-Boelz ist gegen Straßennamen mit Nazis“.
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Sumpf-Schwertlilie (Iris)  
im Stadtpark
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